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(Beginn: 9:03 Uhr)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Ein herzliches „Guten Morgen!“ an Sie alle.

Meine Damen und Herren! Ich stelle die Beschlussfähig-
keit des Hauses fest.

Zur Tagesordnung: Erledigt sind die Punkte 1 bis 3, 7, 13,
39 und 58.

Interfraktionell wurde vereinbart, Tagesordnungspunkt 8
nicht am Donnerstag aufzurufen, sondern ganz normal ein-
zureihen. Das heißt nach jetzigem Stand, dass dieser Ta-
gesordnungspunkt heute Nachmittag nach Tagesordnungs-
punkt 40 aufgerufen wird. – Ich sehe Kopfnicken bei den
Geschäftsführern. Dann ist das so vereinbart.

Zum Ablauf der Sitzung. Vereinbarungsgemäß tagen wir
heute bis 18 Uhr bei einer Mittagspause von zwei Stunden.
Wir beginnen mit Tagesordnungspunkt 42, Entschlie-
ßungsantrag der Fraktionen der CDU und der FDP betref-
fend Einführung der 105-prozentigen Lehrerversorgung im
Landesdurchschnitt und des Sozialindexes zum Schuljahr
2013/2014. Dann folgt Tagesordnungspunkt 38, Antrag der
Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN be-
treffend Pläne des Bundes zur Fracking-Erleichterung
stoppen. Nach der Mittagspause beginnen wir mit Tages-
ordnungspunkt 40, Drucks. 18/7013. Hiermit wird Tages-
ordnungspunkt 37 aufgerufen.

Entschuldigt fehlen Herr Staatsminister Michael Bodden-
berg ab 12:30 Uhr, Herr Staatsminister Grüttner bis 10
Uhr, Herr Staatsminister Hahn bis 11 Uhr. Krankheitsbe-
dingt fehlen Frau Staatsministerin Beer und Herr Kollege
Posch, ebenso Frau Kollegin Faeser. Die Kollegen Schä-
fer-Gümbel und Merz sind auf einer Trauerfeier. Frau
Gnadl und Frau Ypsilanti fehlen ebenfalls krankheitsbe-
dingt.

Ich weise darauf hin, dass wir zu Beginn der Mittagspause
in der Ausstellungshalle des Plenargebäudes eine Ausstel-
lung mit Werken des Künstlerverbundes Simplicius Hanau
eröffnen. Dazu möchte ich Sie herzlich einladen.

Auch heute haben Sie die Möglichkeit, sich vom Verein
Wikimedia e. V. für Wikipedia fotografieren zu lassen. Die
Fotografen stehen Ihnen heute und morgen in den Räumen
120 M, 121 M und 122 M zur Verfügung.

Ich freue mich, zu einem Geburtstag gratulieren zu dürfen.
Heute begeht Herr Stefan Müller (Heidenrod) seinen Ge-
burtstag, und er feiert mit uns. Alles Gute und im Namen
des ganzen Hauses die allerherzlichsten Glückwünsche für
Sie, Herr Müller.

(Schriftführer Abg. Dr. Ulrich Wilken überreicht
einen Blumenstrauß.)

Meine Damen und Herren, ich rufe Tagesordnungspunkt
42 auf:

Entschließungsantrag der Fraktionen der CDU und der
FDP betreffend Einführung der 105-prozentigen Leh-
rerversorgung im Landesdurchschnitt und des Sozial-
indexes zum Schuljahr 2013/2014 – Drucks. 18/7015 –

Herr Kollege Döweling hat sich für FDP-Fraktion zu Wort
gemeldet. Redezeit: zehn Minuten.

Mario Döweling (FDP):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Im Jahre 2009 haben CDU und FDP einen Koalitionsver-
trag mit dem Titel „Vertrauen, Freiheit, Fortschritt – Hes-
sen startet ins nächste Jahrzehnt“ vereinbart. Darin heißt es
im Kapitel „Bildung“ unter Punkt 3 unter anderem – ich zi-
tiere –:

Wir werden 2.500 zusätzliche Stellen für die
Schulen schaffen. Damit stehen – wie bisher – die
Mittel zur vollständigen Unterrichtsabdeckung zur
Verfügung.

Darüber hinaus werden wir den Schulen den not-
wendigen Spielraum für mehr individuelle Förde-
rung, die Bildung kleinerer Klassen und für die Ent-
lastung der Lehrkräfte geben. Die Schulen erhalten
in Zukunft eine Zuweisung von Lehrerstellen im
Umfang von durchschnittlich 105 %, verbunden mit
der Möglichkeit, davon 20 % als Geldmittel zur frei-
en Verfügung einzusetzen. Schulen, die aufgrund ih-
rer besonderen Situation einen höheren Bedarf ha-
ben, werden eine darüber hinausgehende Zuweisung
nach festzulegenden Kriterien (Sozialindex …) er-
halten. Wir werden den demografischen Wandel
nicht zum Anlass nehmen, die Stellen an hessischen
Schulen zu reduzieren.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

So weit der Koalitionsvertrag von CDU und FDP aus dem
Jahre 2009. Genau das haben wir Wort für Wort umgesetzt
– bis zum heutigen Tag. Unser Wort gilt in Hessen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Lachen bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der LINKEN)

Kontinuierlich haben wir an der Erhöhung der Lehrerzu-
weisung für Hessens Schulen gearbeitet. Da mag die Op-
position lachen: Wir haben bis heute viel erreicht, trotz ei-
ner der größten Konjunkturkrisen, die wir in diesem Land
zu überstehen hatten, trotz Konjunkturprogrammen, die
wir auflegen mussten, die sehr viel Geld gekostet haben, in
der Sache aber völlig richtig waren.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Wir haben das geschafft, trotz der beschlossenen Schul-
denbremse – die wir für wichtig halten – und trotz einer
stetig fortschreitenden Haushaltskonsolidierung. Das ist
der Unterschied zwischen verantwortlichem Regierungs-
handeln und Oppositionsgeplänkel in diesem Hause. Den
Worten müssen nämlich Taten folgen. Das ist der große
Unterschied zwischen Ihnen und uns.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Ich verweise noch einmal auf den kontinuierlichen Auf-
wuchs an Lehrerstellen, wie wir ihn seit 2009/2010 in je-
dem Schuljahr zu verzeichnen hatten: 2009/2010 1.000
zusätzliche Lehrerstellen, 2010/2011 650 zusätzliche Leh-
rerstellen, 2011/2012 500 zusätzliche Lehrerstellen,
2012/2013 150 zusätzliche Lehrerstellen. Zu guter Letzt
werden im Schuljahr 2013/2014 weitere 200 Lehrerstellen
geschaffen. Ich betone das Wort „zusätzlich“, denn jede
durch Pensionierung oder Ähnliches frei werdende Lehrer-
stelle ist wieder besetzt worden. Das wird auch in Zukunft
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der Fall sein. Das ist wirklich gutes Regierungshandeln.
Das gibt es nur mit der CDU und der FDP in diesem
Hause.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Es ist ja nicht so, dass wir parallel dazu nicht noch Weite-
res getan hätten. Wir haben die Qualitätsstandards ent-
scheidend verbessert. Wir haben das – wenn ich es einmal
so sagen darf – zuungunsten des Landes getan, denn wir
haben als eine der ersten Amtshandlungen alle Klassengrö-
ßen signifikant reduziert und die unsägliche Sternchenre-
gelung von Rot-Grün abgeschafft.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Wir haben seit dem Schuljahr 2012/2013 keine Grund-
schulklasse mehr, die mehr als 25 Kinder umfasst. In den
weiterführenden Schulen gilt nur noch für die Klassen 9
und 10 die Sternchenregelung. Dieser Zustand läuft aber
sukzessive aus. Dafür haben wir bis zum Beginn des
Schuljahres 2012/2013 die nicht kleine Summe von 1.170
zusätzlichen Lehrerstellen investiert. Das muss man sich
einmal auf der Zunge zergehen lassen.

Zusätzlich haben wir die Zahl der Ganztagsangebote weiter
ausgebaut: im Schnitt 115 Stellen in jedem Schuljahr. All
das und gleichzeitig zusätzliche Lehrerstellen in der Unter-
richtsversorgung: Das ist ein Kraftakt, den man in schwie-
rigen Zeiten wie diesen erst einmal stemmen muss.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Der Stellenaufwuchs, den wir geschaffen haben, ist gut
und wünschenswert. Aber das ist kein Selbstzweck; denn
bei diesem Stellenaufwuchs leiten uns ganz klare Quali-
tätskriterien. Wir wollen einen qualitativ hochwertigen Un-
terricht, und wir wollen die selbstständige Schule. Wir
wollen, dass die Schulen selbstständig entscheiden können,
was sie mit diesem Mehr an Ressourcen anfangen: wie sie
sie zum Wohl der Kinder für einen guten Unterricht und
eine gute Förderung einsetzen.

Das ist es, was CDU und FDP bei diesen Überlegungen
leitet. Es geht nicht allein darum, mehr Lehrer an den
Schulen einzusetzen, sondern wir wollen damit eine quali-
tative Verbesserung des Unterrichts an den hessischen
Schulen erreichen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Da die selbstständigen Schulen – auch die selbstständigen
beruflichen Schulen –, die sich auf den Weg gemacht ha-
ben, gewissermaßen pädagogische Innovationscluster in
diesem Land sind, ist es nur logisch und folgerichtig, dass
sie den vollen Aufwuchs an Stellen ein klein bisschen frü-
her erreicht, also zu jedem Schuljahr eine leicht erhöhte
Zuweisung in Höhe von ungefähr 1 % bekommen haben,
während die anderen Schulen entsprechend nachziehen.

Ich sage ganz klar: Wir wollen, dass alle Schulen in den
Genuss dieser erhöhten Zuweisung kommen. Aber die, die
sich ein Stück weit auf den Weg machen und Pionierarbeit
leisten, haben es aus unserer Sicht verdient, diesen Auf-
wuchs an Stellen etwas schneller zu bekommen. Ich glau-
be, das ist völlig logisch.

Wir setzen bei diesem Aufwuchs Schwerpunkte. Die
selbstständigen Schulen habe ich schon angesprochen.
Aber auch der im Koalitionsvertrag enthaltene Sozialindex
– daraus habe ich zitiert – ist zu nennen. Wir haben anhand
vier valider Indikatoren, die nach durchaus nicht geringer
Arbeit festgelegt wurden, einen Sozialindex entwickelt, der
es uns ermöglicht, Schulen mit besonderem Bedarf und be-
sonderen Schwierigkeiten zu berücksichtigen, die sich in
einem nicht ganz einfachen Umfeld befinden und deren
Arbeit mit der anderer Schulen auch nicht ganz einfach zu
vergleichen ist.

Wir werden diesen Sozialindex mit ungefähr 300 Stellen
ausstatten und diese nach den Sozialindikatoren an die
Schulen verteilen. Für alle diese Schulen ist – das möchte
ich noch einmal ganz klar sagen – eine 105-prozentige
Lehrerversorgung vorgesehen, und sie bekommen die Stel-
len nach dem Sozialindex obendrauf. Das heißt, wir haben
dort einen ganz erheblichen Zuwachs an Ressourcen, die
die Schulen für die individuelle Förderung oder dort, wo
sie gerade ihren Schwerpunkt setzen, nutzen können.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Das gab es in Hessen noch nie. Das ist ein Weg, der auch
von allen Bildungsfachleuten für richtig befunden wird.

Ich sage aber auch: Wir wollen mehr für alle. Wir wollen
mehr Stellen für den Ballungsraum, damit dort gefördert
werden kann; aber wir wollen auch die ländlichen Gebiete
nicht vergessen. Mit uns wird es keine Abschaffung der
demografischen Rendite geben, die wir in anderen Bundes-
ländern beobachten können. Die Länder Rheinland-Pfalz,
Baden-Württemberg oder Nordrhein-Westfalen wären hier
zu nennen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Ich bin mir sicher, auch in Niedersachsen, wo es jetzt einen
Regierungswechsel gegeben hat, werden wir dieses Phäno-
men bald beobachten können. Überall dort machen näm-
lich die jetzigen Regierungen nicht das, was sie vor der
Wahl versprochen haben: Sie belassen die demografische
Rendite nicht im System, sondern kürzen sie munter her-
aus.

Das ist nicht der Weg, den Hessen geht. Wir sind anders;
wir belassen die Rendite im System. Wir wollen auch in
den ländlichen Regionen eine qualitativ hochwertige Ver-
sorgung in unseren Schulen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Ich sage auch ganz klar: Das alles ist solide durchfinan-
ziert. In der letzten Sitzung des Kulturpolitischen Aus-
schusses wurde ein Berichtsantrag der Fraktion der GRÜ-
NEN erläutert. Da wurde umfassend dargelegt – ich denke,
Staatssekretär Lorz wird das nachher gern noch einmal ma-
chen –, wie wir das alles finanziert haben.

Ich kann nur sagen: Die Opposition findet immer ein klei-
nes Haar in der Suppe. Das ist klar; bei Schulfragen ist das
in diesem Haus immer so. Diesmal besteht das Haar in der
Suppe darin, dass wir bei bestimmten Schulen, die ihren
Schwerpunkt in der Musik, in den MINT-Fächern oder im
bilingualen Unterricht haben, die erhöhte Stellenzuwei-
sung, die ihnen schon zugutegekommen ist, in die 105-pro-
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zentige Lehrerversorgung eingerechnet haben. Das ist ein
sehr kleiner Teil; das macht ungefähr 70 Stellen aus.

Ich sage Ihnen ganz klar: Aus unserer Sicht ist das vertret-
bar; denn wir wollen, dass auch andere Schulen die Mög-
lichkeit haben, pädagogische Schwerpunkte zu setzen, bei-
spielsweise im darstellenden Spiel, in der Politik oder in
der Kunst. Einiges wird auch nicht eingerechnet. Zum Bei-
spiel sind die Schulen mit dem Schwerpunkt Sport und
auch die Schulversuche, die pädagogische Innovationsar-
beit leisten und ebenfalls einen zusätzlichen Stellenauf-
wuchs bekommen, für uns sehr wichtige Themen. Von da-
her denke ich, dass man das auch in Zeiten der Haushalts-
konsolidierung vertreten kann. Das, was wir dort gemacht
haben, ist eine gar nicht hoch genug einzuschätzende Leis-
tung.

Herr Kollege Wagner, Sie haben, wie Sie es angekündigt
haben, noch einmal nachgerechnet. Ich bin sehr gespannt,
wie Sie jetzt vor uns treten werden. Sehen Sie nicht auf das
kleine Haar in der Suppe, sondern schauen Sie auf den
großen Teller, den wir gefüllt haben. Meine sehr verehrten
Damen und Herren, einen solch großen Teller Suppe hatten
Hessens Schulen nämlich noch nie.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Herr Kollege Schaus, ich finde es noch viel bedauernswer-
ter, dass das von Ihnen und der ganzen Opposition viel ge-
scholtene Landesschulamt, das hier seinen ersten Beitrag
geleistet hat, nicht gewürdigt wird.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Sie meinen die
FDP-Kaderschmiede?)

So haben wir fast 50 Stellen, die zum Teil in doppelten Be-
ratungsstrukturen gebunden waren, wieder umgewidmet
und sie für die bereitgestellt, die sie eigentlich brauchen,
nämlich für die Schulen, wo sie dem Kerngeschäft des Un-
terrichtens zugutekommen. Für uns gilt es nämlich, nicht
den Apparat zu stärken, sondern den Unterricht. Das ist
das, was uns von Ihnen unterscheidet.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Lachen bei der SPD und der LINKEN – Hermann
Schaus (DIE LINKE): Wenn Ihnen das noch jemand
glaubt!)

– Kollege Schaus, die Menschen werden uns glauben,
nicht Ihnen. Wir haben nämlich genau das umgesetzt, was
wir den Menschen in Hessen versprochen haben. Unser
Wort gilt in Hessen. Auf CDU und FDP können sich die
Menschen verlassen. Wenn sie sich hingegen auf die Op-
position verlassen, sind sie verlassen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wir haben den Schulen eine erhöhte Stellenzuweisung ge-
geben. Daran lassen wir uns gern messen. Alles andere gilt
es am 22. September zu verhindern. – Vielen Dank.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Kollege Döweling. – Für die SPD-Frak-
tion spricht jetzt Frau Kollegin Habermann.

Heike Habermann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Lieber Herr Dö-
weling, ich muss Sie enttäuschen: Ich werde die Erste sein,
die die Haare in der Suppe sucht.

(Zurufe von der CDU und der FDP: Oh!)

Sie haben sich sehr auf diese Rede gefreut; das hat man
schon im Ausschuss gemerkt. Aber, Herr Döweling, ich
glaube, die Freude war etwas verfrüht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Sie haben mit zwei falschen Behauptungen begonnen. Sie
haben nämlich gesagt, Sie hätten das alles bis zum heuti-
gen Tage umgesetzt. Aber das, was Sie bis zum heutigen
Tag umgesetzt haben, besteht darin, dass Sie einen Zuwei-
sungserlass vorgelegt haben, in dem nicht von einer 105-
prozentigen Lehrerversorgung die Rede ist, sondern von
einer im Landesdurchschnitt 104-prozentigen. Darüber,
worin der große Unterschied besteht und was man mit ei-
nem Zuweisungserlass alles machen kann, reden wir jetzt,
nicht aber über die scheinbaren Erfolge, die Sie vorzuwei-
sen haben.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Es kommt … nicht so sehr auf die Zahl an. Die El-
tern können mit [einer Lehrerversorgung von]
105,104 oder 108 % wenig anfangen, wenn vor Ort
Unterricht ausfällt.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN – Hans-Jür-
gen Irmer (CDU): Mit Unterrichtsausfall haben Sie
Erfahrung!)

– Der Applaus war ein wenig früh. Meine liebe Fraktion,
das ist zwar richtig, aber das erklärte Kultusministerin Beer
den Medien am 01.06.2012 in erfrischender Offenheit, ge-
nau wissend, dass es nicht mit rechten Dingen zugehen
kann, wenn innerhalb eines Jahres zusätzliche 2.000 Stel-
len für die versprochene 105-prozentige Lehrerversorgung
geschaffen werden sollen. Aus dem Wahlversprechen wur-
den damals eine Perspektive und die Zusage: Wir arbeiten
daran.

Meine Damen und Herren, gearbeitet wurde in der Tat
kräftig daran, mit dem Ablauf der Legislaturperiode zu-
mindest auf dem Papier eine wundersame Stellenvermeh-
rung für die hessischen Schulen vorzuweisen. 200 neue
Stellen wurden mit dem Haushalt 2013/2014 beschlossen.
Aber fast achtmal so viele Stellen sollen den hessischen
Schulen im nächsten Jahr zusätzlich zur Verfügung stehen.
Es kommen noch die 115 Stellen für die Ganztagsschulen,
die versprochen worden sind, hinzu und die 300 Stellen
aus dem Sozialindex. Aus 200 Stellen werden 2.000.

Weder die demografische Rendite noch ausgelaufene Dop-
pelbelegungen in der Oberstufe können dieses Wunder
ausreichend erklären. Da müssen schon einige Re-
chentricks herhalten. Vorhandene Stellen werden als neue
verkauft oder ihre Anrechnung umgewidmet.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Herr Döweling, wenn man bei der Grundunterrichtsversor-
gung kürzt, braucht man weniger Stellen, um auf plus 4 %
zu kommen.

(Manfred Pentz (CDU): Holzapfel! – Gegenruf des
Abg. Günter Rudolph (SPD))
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Bilinguale Schulen und Schulen mit besonderen Schwer-
punkten bekommen in der Grundzuweisung weniger Stun-
den als zuvor und erhalten sie als Bestandteil der mögli-
cherweise zusätzlichen 4 % zurück.

Herr Döweling, wer zunächst für ausgesprochene Schwer-
punkte von Schulen zusätzliche Ressourcen zur Verfügung
stellt, damit sie diese Aufgaben auch erfüllen können,
muss ihnen erst einmal erklären, warum man etwas aus der
linken Tasche herausnimmt, in die rechte Tasche hinein-
steckt und dann erklärt: „Damit macht ihr jetzt aber auch
individuelle Förderung, damit macht ihr Schulsozialarbeit,
und damit setzt ihr das um, was die Landesregierung in ih-
rer Bildungspolitik versäumt hat.“ Das ist keine verlässli-
che Versorgung der Schulen. Das sind Taschenspieler-
tricks.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN sowie des Abg.
Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Frau Kultusministerin Beer hätte bei ihrer ehrlichen Ein-
schätzung bleiben und aus der Erfahrung von Kultusminis-
terin Wolff lernen sollen. Deren Ankündigung, die Unter-
richtsgarantie plus sei umgesetzt, führte zu einem Sturm
der Entrüstung bei Eltern und Schulen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Das ist albern!)

Denn die avisierten Wohltaten des Kultusministeriums –
Herr Irmer, das wissen Sie ganz genau – kamen in den
Schulen überhaupt nicht an, wo sie erwartet worden waren.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Deswegen hätten Sie bei Ihrer Aussage bleiben sollen. Die
Prozentzahlen interessieren Eltern und Schulgemeinden
tatsächlich nicht, solange sie nur auf dem Papier stehen
und die Lehrerversorgung real nicht verbessern. Denn Ihre
105 %, die jetzt nur noch 104 % im Durchschnitt sind, be-
weisen zunächst nur, wie kreativ man mit einem Lehrerzu-
weisungserlass umgehen kann.

(Beifall bei der SPD – Zurufe der Abg. Stefan Mül-
ler (Heidenrod) (FDP) und Peter Stephan (CDU))

Diese Landesregierung kommt daher wie ein Hütchenspie-
ler,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Widerspruch
bei der CDU und der FDP)

der den Schulen zusätzliche Lehrerstellen zeigt und sie
dann unter mehreren Hütchen verschwinden lässt. Welches
Hütchen eine Schule dann auch anhebt, mit Verlaub: Plus
4 % wird sie in den seltensten Fällen unter diesen Hütchen
finden.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Willi van Ooyen (DIE LINKE) – Zuruf des Abg.
Hans-Jürgen Irmer (CDU))

Meine Damen und Herren, die SPD-Fraktion hat niemals
bestritten, dass Sie mit der Einstellung von 2.500 Lehrkräf-
ten Ernst gemacht und damit auch kleinere Klassen ermög-
licht haben. Aber mit dem Versprechen von 105 % Lehrer-
versorgung haben Sie sich übernommen, und Sie haben Ihr
Wort gebrochen. Die Hoffnung, dass die Schulen das erst
so richtig merken, wenn die Wahl vorbei ist, ist trügerisch.

(Claudia Ravensburg (CDU): Fragen Sie in den
Schulen! – Zurufe der Abg. Mario Döweling (FDP)
und Manfred Pentz (CDU))

Wenige Monate vor Ende ihrer Amtszeit hat diese Landes-
regierung jetzt auch entdeckt, dass sie einen Sozialindex
bei der Lehrerzuweisung versprochen hat. Die Indikatoren,
die für die Berechnung zugrunde gelegt wurden, sind vali-
de. Das ist richtig. Sie lagen auch lange Jahre in den
Schubladen des Kultusministeriums verborgen, weil sie
schon von Vorgängern von Frau Beer in Auftrag gegeben
worden sind. 300 Stellen landesweit sind jedoch besten-
falls ein Einstieg. Ein Sozialindex bei der Lehrerzuweisung
verpufft in seiner Wirkung, wenn man gleichzeitig die Zu-
weisung nach Klassenzahlen unverändert lässt und nicht
auch die tatsächlichen Schülerzahlen mit einbezieht. Wir
brauchen ein verändertes Zuweisungsverfahren – das ist
auch das, was Frau Henzler den Schulen immer angekün-
digt hat –, das sich nicht allein auf die Klassenzahlen be-
zieht, sondern mit den Schülerzahlen und mit dem Sozial-
index in die Grundzuweisung eingeht. Dann kommen wir
auch in Hessen ein Stück weiter.

(Zuruf der Abg. Claudia Ravensburg (CDU))

Ich will Ihnen ein Beispiel nennen. In Offenbach sind die
Klassen immer bis zur Höchstschülerzahl voll. Gleichzeitig
haben sehr viele Offenbacher Kinder aufgrund der famili-
ären Situation oder des Migrationshintergrundes besondere
Förderbedarfe. Kleinere Lerngruppen, wie sie auch ohne
Sozialindex in anderen Regionen möglich sind, und zusätz-
liche individuelle Fördermaßnahmen sind mit den avisier-
ten 67,4 Stellen für Stadt und Kreis Offenbach zusammen
unmöglich. Auch diese 67,4 Stellen sind zunächst nur auf
dem Papier vorhanden. Für Stadt und Kreis Offenbach
werden zum kommenden Schuljahr genau 139 Schüler und
Schülerinnen weniger prognostiziert als 2012.

Wir sind eine der Regionen, die laut demografischer Pro-
gnose keine Schülerinnen und Schüler verliert, sondern wir
werden im Gegenteil noch mehr bekommen. Aber gleich-
zeitig – bei zunächst 139 Schülern weniger – werden in der
Grundunterrichtsversorgung, also zur Abdeckung der Stun-
dentafel, 56,7 Lehrerstellen weniger zugeteilt.

(Petra Fuhrmann (SPD): Das ist unglaublich!)

Statistisch kommt – man muss es jetzt einmal statistisch
machen – damit auf 2,45 Schüler eine gestrichene Lehrer-
stelle in der Grundunterrichtsversorgung beim Schulträger
Stadt und Kreis Offenbach.

(Norbert Schmitt (SPD): Hört, hört!)

Die bekommen die Schulen dann als Sonderzuweisung, ge-
nannt Sozialindex, zurück, etwas mehr. Hier erweist sich
das Ganze als Mogelpackung. Meine Damen und Herren,
insgesamt ist das, was Sie heute so loben, mehr Schein als
Sein.

Sie möchte „davon weg, sich in Debatten ständig Statisti-
ken um die Ohren zu schlagen“, hat die Kultusministerin
etwas trotzig im vergangenen Jahr auf die Frage nach der
Umsetzung der 105 % reagiert. Sie hat auch festgestellt:
„Die Opposition wird es eh nie glauben.“ Da hat sie voll-
kommen recht. Es gibt nämlich keinen Anlass, das zu glau-
ben, was hier verkündet wird. Aber ganz offensichtlich ist
die statistische Botschaft am Ende dieser Legislaturperiode
weiterhin wichtiger als Transparenz und ein wirklicher
Einsatz für die Schulen in Hessen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten der LIN-
KEN sowie des Abg. Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

9200 Hessischer Landtag · 18. Wahlperiode · 131. Sitzung · 27. Februar 2013



Im März 2012 habe ich der damaligen Kultusministerin
Henzler in der Debatte bescheinigt, dass ich keinen Zwei-
fel daran habe, dass die Landesregierung auf dem Papier
darstellen kann, wie, ohne die notwendigen Lehrerstellen
zu schaffen, am Ende 5 % mehr herauskommen. Meine
Damen und Herren, dieser kreative Umgang mit Lehrer-
stellen ändert aber nichts daran, dass Sie hier wie in ande-
ren Bereichen in der Bildungspolitik – bei der Inklusion,
bei der Ganztagsschulentwicklung, bei der individuellen
Förderung – Etikettenschwindel betreiben.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Frau Kollegin Habermann. – Ich darf Herrn
Wagner für BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN das Wort ertei-
len.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Volksmund
hat oft recht. Der Volksmund hat eine einfache Weisheit.
Diese Weisheit lautet: Abends werden die Faulen fleißig. –
So ähnlich ist es auch bei dieser Landesregierung.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Wenn der Wahltag naht, dann wird auf einmal hektische
Betriebsamkeit entfaltet. Wenn der Wahltag naht, dann
sagt diese Landesregierung auf einmal: Die Beschwerden
beim Thema G 8 waren vielleicht doch berechtigt. – Vor-
her hat man jahrelang die Eltern beschimpft, sie hätten das
mit G 8 nur noch nicht verstanden. Aber wenn der Wahltag
kommt, dann sagt man: Na ja, vielleicht ist doch etwas
dran.

Über Jahre fordert die Opposition in diesem Hause die Ein-
führung eines Sozialindex. Über Jahre macht Schwarz-
Gelb nichts, sagt, warum das alles nicht geht, warum das
alles keine gute Idee ist. Über Jahre steht die 105-prozenti-
ge Lehrerversorgung nur auf dem Papier. Es gab nur Trip-
pelschritte in diese Richtung. Jetzt, wenige Wochen vor
der Wahl, zum Schuljahresbeginn 2013/2014 soll es das
auf einmal geben.

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Schwarz-Gelb, wie
groß muss Ihre Angst vor den Wählerinnen und Wählern
eigentlich sein?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Zurufe von der CDU: Ei, ei, ei!)

Wie groß muss Ihre Angst vor dem Votum der Wählerin-
nen und Wähler zu Ihrer Bildungspolitik sein, wenn eine
180-Grad-Wende – eine 180-Grad-Wende beim Thema
G 8/G 9, eine beim Thema Sozialindex und eine beim The-
ma Lehrerversorgung – die nächste jagt? – Liebe Kollegin-
nen und Kollegen von Schwarz-Gelb, wenn die eigene Po-
litik nur noch aus der Korrektur der eigenen Fehler besteht,
ist es Zeit, aufzuhören und abzutreten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wie immer bei Schwarz-Gelb lohnt der Blick ins Kleinge-
druckte. Es wird jetzt behauptet, es gebe die 105 % Lehrer-

versorgung; und im Kleingedruckten steht dann das inter-
essante Wort „durchschnittlich“. Nach den Erfahrungen
mit Schwarz-Gelb in 14 Jahren heißt es: Alarm, da stimmt
etwas nicht; da wird getrickst. – Genauso ist es auch: Alle
Schulen bekommen, laut dem, was Sie behaupten, eben
nicht 105 %, sondern 104 %, und einige von diesen
Schulen bekommen von den 104 % gleich noch etwas ab-
gezogen. Das Wahlversprechen der 105-prozentigen Leh-
rerversorgung ist also nicht erreicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Meine Damen und Herren, es wird weiterhin getrickst; es
wird weiterhin schöngerechnet. Die Schwerpunkte, die
Schulen bereits im bilingualen Unterricht, in Musik oder in
den MINT-Fächern gesetzt haben, werden dann gleich ein-
mal gegengerechnet. Wie immer bei Schwarz-Gelb wird
also getrickst. Es wird bei der Lehrerversorgung schönge-
rechnet; Ihr Wahlversprechen halten Sie aber nicht.

(Stefan Müller (Heidenrod) (FDP): Wollen Sie
110 %, oder was?)

Liebe Kolleginnen und Kollegen von Schwarz-Gelb,
warum machen Sie das eigentlich? – Es ist doch gut, dass
die Lehrerversorgung besser wird und dass der Sozialindex
eingeführt wird. Das ist gut. Aber warum gehen Sie mit
den Schulen noch immer nicht ehrlich um, warum tun Sie
noch immer so, als würden Sie etwas erreichen, was Sie in
Wahrheit nicht erreichen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Meine Damen und Herren, eine gute Lehrerversorgung und
ein Sozialindex sind wichtig. Eine gute Lehrerversorgung
und ein Sozialindex allein machen aber noch keine gute
Bildungspolitik. Diese beiden Maßnahmen allein täuschen
schon gar nicht über die grottenschlechte Bilanz der Bil-
dungspolitik von 14 Jahren Schwarz-Gelb in unserem Land
hinweg.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU):
Oh Mann! Gebetsmühlenhaft!)

14 Jahre lang haben CDU und FDP versucht, die Probleme
in unserem Bildungssystem zu lösen, und einige Fortschrit-
te wurden gemacht.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Was haben
Sie denn dazu beigetragen?)

Es wäre auch merkwürdig, wenn zwei Parteien 14 Jahre
lang alles falsch machen würden. Ich sage ausdrücklich, es
war in diesen 14 Jahren nicht alles schlecht. Aber die we-
sentlichen Herausforderungen unseres Bildungssystems
sind eben nicht gelöst. Es ist weiterhin so, dass unser Bil-
dungssystem in Hessen zutiefst sozial ungerecht ist, dass
der Bildungserfolg der Kinder nach wie vor im Wesentli-
chen vom Bildungshintergrund der Eltern abhängig ist und
nicht davon, was die Kinder im Kopf haben. Solange die-
ses Problem nicht gelöst ist – es ist in den letzten 14 Jahren
auch kaum besser geworden –, machen Sie eine schlechte
Bildungspolitik. So einfach ist das.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Holger Bellino (CDU): Wie viel Unter-
richt ist denn früher ausgefallen?)
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Nach wie vor ist es so, dass jeder fünfte Jugendliche, das
zeigen uns die Ergebnisse der PISA-Studie, unsere Schulen
mit erheblichen Problemen verlässt. Jeder Fünfte wird auf
dem Arbeitsmarkt erhebliche Schwierigkeiten haben; jeder
Fünfte wird erhebliche Schwierigkeiten bei der eigenver-
antwortlichen Gestaltung seines Lebens haben. Daran ha-
ben Sie die letzten 14 Jahre lang nichts geändert. Deshalb
machen Sie eine schlechte Bildungspolitik, von der Sie auf
den letzten Metern auch nicht ablenken können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Dr.
Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Deshalb haben
uns die Wähler ja auch immer wiedergewählt!)

14 Jahre lang hatten Sie Zeit, die Ergebnisse Hessens in
den nationalen und internationalen Vergleichsstudien der
Bildungssysteme zu verbessern. Ich stelle fest – auch das
ist nicht zu bestreiten; das kann man nachlesen –: In 14
Jahren schwarz-gelber Politik hat es keine wesentlichen
Verbesserungen des hessischen Bildungssystems in den
Vergleichsstudien gegeben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – La-
chen und Zuruf des Abg. Dr. Christean Wagner
(Lahntal) (CDU): Das haben die Wähler anders ge-
sehen!)

– Herr Dr. Wagner, jetzt lachen Sie so herzlich.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Das hat der
Wähler in den letzten zwölf Jahren anders gesehen!)

– Herr Dr. Wagner, wenn Sie mit dem Dazwischenschreien
fertig sind, nennen Sie mir jetzt bitte einmal eine Studie,
nach der das hessische Bildungssystem wesentlich besser
geworden ist. Nennen Sie mir nur eine Studie, Herr Dr.
Wagner.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Das sieht
der Wähler anders! Das ist Ihr Realitätsverlust!)

– Herr Dr. Wagner, nennen Sie mir jetzt bitte einmal eine
Studie; ich bin jetzt kurz ruhig.

(Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen des Präsiden-
ten)

– Habe ich etwas überhört, Herr Dr. Wagner? – Sie können
selbst keine einzige Studie benennen, nach der das hessi-
sche Bildungssystem besser geworden ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Lachen des Abg. Dr. Christean Wagner
(Lahntal) (CDU))

– Herr Dr. Wagner, Sie können mich fröhlich anlachen,
aber eigentlich lachen Sie die Probleme unseres Bildungs-
systems weg; das ist ein Skandal.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hans-Jürgen Irmer (CDU): Skandal? Sie haben kei-
ne Ahnung!)

Verbesserungen bei der Lehrerversorgung und ein Sozial-
index ändern nichts daran, dass die Lehreraus- und Lehrer-
fortbildung in unserem Lande durch Ihre Bildungspolitik in
Trümmern liegt. Dort haben Sie nämlich einen Teil der
Stellen geholt, die Sie jetzt als große Wohltat wieder an die
Schulen verteilen wollen.

Warum ist das so falsch, meine Damen und Herren? –
Wenn wir die selbstständige Schule wollen, wenn wir wol-
len, dass sich die Kollegien auf den Weg machen und neue
Konzepte und Förderangebote entwickeln, dann sind sie

auf ein gutes Unterstützungssystem und eine gute Lehrer-
fortbildung angewiesen. Wenn Sie da die Axt anlegen, um
es den Schulen auf der anderen Seite zu geben, dann geht
das von der einen Tasche in die andere Tasche, für die
Qualität von Bildung wird das aber nichts bringen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Mario Döweling (FDP): Reden Sie doch einmal zum
Thema!)

Selbstständige Schulen wären darauf angewiesen, dass sie
eine leistungsfähige und ortsnahe Bildungsverwaltung ha-
ben. Was machen Sie? – Sie schaffen mit dem Landes-
schulamt eine zentrale Monsterbehörde, die nur noch mit
sich selbst beschäftigt ist. Meine Damen und Herren, was
Sie den Schulen hier geben, sind Steine statt Brot.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Sie haben die letzten 14 Jahre lang auch die Grundschulen
in unserem Land sträflich vernachlässigt. Sie haben für die
Grundschulen in den letzten 14 Jahren nichts erreicht. Da-
bei wäre genau das so wichtig, wie uns alle Bildungsfor-
scher sagen. Auf den Anfang kommt es an. Hier müssen
wir einen Förderschwerpunkt legen, und hier haben Sie
nichts erreicht, um die Kinder von Anfang an zu fördern.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Sie haben überhaupt nicht verstanden, dass das zentrale
Bildungs- und Betreuungsproblem der Eltern in unserem
Land in der Grundschule liegt. Hier haben Sie in 14 Jahren
nichts erreicht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Volksmund hat recht: Abends werden die Faulen flei-
ßig.

(Zurufe von der CDU: Oh!)

Am Ende der Legislaturperiode, vor dem Wahlkampf, ent-
faltet Schwarz-Gelb in der Bildungspolitik hektischen Ak-
tionismus. Es kann aber nicht darüber hinwegtäuschen: Sie
haben keine Idee, wie Sie dieses Bildungssystem weiter-
entwickeln wollen. Sie korrigieren nur noch Ihre eigenen
Fehler. Deshalb ist es gut, wenn nach dem 22. September
Leute drankommen, die eine Vorstellung davon haben, wo
es mit unserem Bildungssystem hingehen soll, dass in un-
serem Bildungssystem dann wieder soziale Gerechtigkeit
ein Thema ist und dass man nicht aus Angst vor dem Wäh-
ler hektischen Aktionismus entfaltet. – Vielen Dank für die
Aufmerksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU):
Aber der Wähler hat uns immer wiedergewählt!)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Wagner. – Herr Döweling hat sich zu
einer Kurzintervention gemeldet.

Mario Döweling (FDP):

Vielen Dank, Herr Präsident! – Herr Kollege Wagner hat
hier dermaßen eine Phalanx an Falschbehauptungen in den
Raum gestellt; das kann nicht unwidersprochen stehenblei-
ben.

(Beifall bei der FDP und der CDU)
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Deswegen will ich versuchen, noch einmal ein wenig zur
Erhellung beizutragen. Herr Kollege Wagner, Sie sagten,
105 % seien versprochen. – Ich stelle fest: Bei den hessi-
schen GRÜNEN scheint die Lesekompetenz in den langen
Jahren auf der Oppositionsbank auch ein wenig gelitten zu
haben.

(Beifall bei der FDP)

Schauen Sie doch einmal in den von mir zitierten Koaliti-
onsvertrag. Ich habe die Seite einmal kopiert. Auf Seite 28,
Kapitel „Bildung“, 3. Punkt – das ist auch im Internet zu
finden; Sie haben den Laptop schon aufgeklappt –, steht
ganz klar:

Die Schulen erhalten in Zukunft eine Zuweisung von
Lehrerstellen im Umfang von durchschnittlich
105 %, …

Dort steht „durchschnittlich“, Herr Kollege Wagner. Ge-
nau das findet sich im aktuellen Zuweisungserlass, nicht
aber das, was Sie hier als Popanz aufzubauen versuchen.
Genau das setzen wir auch um.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Zum Thema Sozialindex. Sie sagen, das sei Wahlkampfak-
tionismus usw. – Kollege Wagner, ich habe es Ihnen schon
so oft von diesem Pult aus gesagt und sage es Ihnen immer
wieder: Bei uns geht Gründlichkeit vor Schnelligkeit, und
nicht vor blindem, grünen Aktionismus. Das ist es, was uns
in diesem Hause diametral voneinander unterscheidet.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wenn man ein neues komplexes Instrument wie den Sozi-
alindex einführt, das auf Indikatoren fußt, die erst ermittelt
werden mussten, dann dauert es schon seine Zeit, bis man
so weit ist, das in die Fläche tragen zu können. Ich sage
auch ganz klar: Wir werden uns sehr genau anschauen –
die Schulen erhalten diese erhöhte Zuweisung über einen
bestimmten Zeitraum –,

(Zuruf von der SPD)

ob wir mit diesem Sozialindex die damit verfolgten Ziele,
nämlich die Gewährleistung einer entsprechend besseren
Förderung, und dafür zu sorgen, dass mehr Schülerinnen
und Schüler die Schule mit einem Abschluss verlassen, als
es in einigen Regionen bis jetzt der Fall ist, auch erreichen.
Wenn sich dieses Instrument bewährt, werden wir es si-
cherlich auch breiter streuen. Bewährt es sich nicht, wer-
den wir noch einmal darüber reden müssen.

Vizepräsident Lothar Quanz:

Herr Döweling, Sie kommen bitte zum Schluss.

Mario Döweling (FDP):

Ich komme zum Schluss. – Das ist es, was uns voneinander
unterscheidet: Wir machen das, was wir vor der Wahl ver-
sprochen haben, indem wir, statt wie dort, wo Rot-Grün re-
giert – in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg –, Leh-
rerstellen zu streichen, zusätzliche Lehrer einstellen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke, Herr Döweling. – Herr Kollege Wagner, Sie haben
Gelegenheit zur Antwort.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Sehr geehrter Herr Kollege Döweling, ich
glaube, die Eltern, die Lehrerinnen und Lehrer, die Schüle-
rinnen und Schüler in unserem Land interessiert es nicht so
wahnsinnig, was Sie in Ihren Koalitionsvertrag geschrie-
ben haben. Die interessiert viel mehr, was in den Schulen
ankommt.

(Zuruf von der CDU: Sehr richtig!)

Das sind keine 105 %, sondern Ihr eigener Zuweisungser-
lass für das kommende Schuljahr beinhaltet einen Zuschlag
zur Grundunterrichtsversorgung von 4 %, also keine
105 %.

(Zurufe von der CDU und der FDP)

– Lenken Sie nicht ab, das sind die Fakten. Der Koalitions-
vertrag interessiert dort draußen keinen. Die Leute wissen,
was sie bei Schwarz-Gelb davon zu halten haben. Es zäh-
len nur die Fakten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
ruf von der CDU)

Zum Sozialindex und Ihrer Aussage, Gründlichkeit gehe
dabei vor Schnelligkeit, Herr Kollege Döweling:

(Mario Döweling (FDP): So ist es!)

14 Jahre machen Sie jetzt die Bildungspolitik.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Weil wir
immer wiedergewählt worden sind!)

Wollen Sie den Menschen ernsthaft erzählen, dass Sie 14
Jahre brauchen, um einen Sozialindex zu entwickeln?
Wenn das so wäre, wäre dies ein Grund mehr, Sie abzu-
wählen, wenn Sie 14 Jahre zur Entwicklung eines so einfa-
chen Instruments brauchen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Hans-Jürgen Irmer (CDU): Wir mussten
noch Ihre Altlasten abarbeiten!)

– Jetzt schreit wieder der abgewählte bildungspolitische
Sprecher der CDU dazwischen. Sie haben doch gar nicht
die Unterstützung Ihrer eigenen Fraktion, Herr Irmer.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum schreien Sie denn dazwischen? Es ist auch gut,
dass Sie die Unterstützung nicht mehr haben, das ist alles
prima. Das unterstützen wir auch, da gehen wir ganz d'ac-
cord mit Ihrer Fraktion, dass es gut ist, dass solche Leute
wie Sie in der Bildungspolitik nichts mehr zu sagen haben.
Da sind wir beieinander.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Es bleibt dabei: Abends werden die Faulen fleißig. Sie
können doch nicht erzählen, dass Sie 14 Jahre brauchen,
um simple Instrumente zu entfalten. Sie wollen jetzt hekti-
schen Aktionismus entfalten, weil Sie Angst vor den Wäh-
lerinnen und Wählern haben. Angst – das hat schon Franz
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Müntefering gesagt – riecht nicht gut, und dann wir man
auch abgewählt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Zuruf von der CDU: Die Hoffnung stirbt
zuletzt!)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Vielen Dank, Herr Kollege Wagner. – Meine Damen und
Herren, ich darf insgesamt um etwas mehr Ruhe bitten, da-
mit der Redner Gelegenheit dazu hat, das, was er sagen
möchte, auch gut rüberzubringen.

(Zurufe)

– Ich bin sicher, es weiß jeder im Hause, wer gemeint ist. –
Ich darf Frau Cárdenas bitten, für die Fraktion DIE LINKE
das Wort zu ergreifen.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Herren und Damen Abgeordneten,
liebe Gäste! Dass die Landesregierung in Hessen die Men-
schen mit Rechentricks hinters Licht führen will, ist nicht
neu. Das Thema 105-prozentige Lehrerversorgung hat
auch schon Kultusministerin Henzler zu schaffen gemacht.
Auch von ihr wurde ähnlich mit Zahlen jongliert.

Wie heißt es so schön bei der Interpretation von Statisti-
ken: Ich vertraue nur den Zahlen, die ich selbst gefälscht
habe.

(Zurufe von der CDU)

Ob Sie das auf sich selbst beziehen möchten, ist Ihre Sa-
che.

Auf den ersten Blick lesen sich sowohl Antrag als auch
Presseinformation des Kultusministeriums durchaus posi-
tiv. Sie sprechen von 1.990 Lehrerstellen, die Sie mehr zur
Verfügung stellen wollen. Sie reden von einer 105-prozen-
tigen Lehrerzuweisung im Durchschnitt. Sie reden davon,
300 neue Stellen über einen Sozialindex an die Schulen zu
verteilen. – Ja, das klingt gut, und der Bürger kann sich
von diesem Zahlenwerk auf den ersten Blick auch tatsäch-
lich blenden lassen.

Nicht mehr so gut klingt es, wenn man diese Zahlen insbe-
sondere mit der Realität konfrontiert. Allem vorangestellt,
ist es wichtig festzuhalten, dass Hessen in der Schüler-Leh-
rer-Relation traditionell einen der letzten Plätze im Bun-
desdurchschnitt belegt. Sie vermitteln nun landauf, landab
den Eindruck, wir hätten hier Lehrerinnen und Lehrer im
Übermaß, und jeder könne die Hessen nur beneiden.

In Ihrem Antrag beziehen Sie sich – das tragen Sie auch
seit Monaten gebetsmühlenartig vor – auf den massiven
Abbau von Lehrerstellen in Rheinland-Pfalz. Aber Sie wis-
sen doch, welchen Platz Rheinland-Pfalz laut Bildungsmo-
nitor 2012 in der Schüler-Lehrer-Relation an Grundschulen
im Bundesvergleich belegt hat? Den fünften. Hessen war
auf dem 13. Platz. Das ist beschämend, meine Damen und
Herren.

Jetzt präsentieren Sie uns den Sozialindex, der von uns seit
langer Zeit gefordert worden ist und dessen Einführung
längst überfällig war. Schulen sind genau wie ihre Schüler-
schaft verschieden, und sie haben mit unterschiedlichen
Bedingungen und Belastungen zu kämpfen. Dies hätte

vonseiten der Landesregierung längst erkannt und berück-
sichtigt werden können und müssen.

(Beifall bei der LINKEN)

Gut, nun haben Sie ja gehandelt und eine langjährige For-
derung der Opposition umgesetzt. Leider präsentieren Sie
die Einführung des Sozialindexes in einem Zusammen-
hang, der vermuten lässt, dass er vor allem als Erklärung
dafür herhalten muss, dass an manchen Schulen vielleicht
sogar tatsächlich reell 104 %, an anderen aber weitaus we-
niger Lehrerversorgung vorhanden sein wird.

Als Sie mit dem Versprechen antraten, für eine 105-pro-
zentige Lehrerversorgung zu sorgen, haben sich alle hessi-
schen Schulen darauf verlassen. Wir reden hier ja nicht
über ein wahnsinnig innovatives und großzügiges Ge-
schenk an die Schulen, wir reden von einer Lehrerversor-
gung, die dringend notwendig ist und die wir alle brau-
chen.

Festhalten können wir an dieser Stelle jedenfalls: Diese
105-prozentige Lehrerversorgung wird nicht an allen hessi-
schen Schulen erreicht. Vielmehr gehen nicht nur wir, son-
dern auch die Gewerkschaft Erziehung und Wissenschaft
davon aus, dass die wirkliche Lehrerversorgung unter die-
sen 105 % im Durchschnitt und auch unter den 104 %
liegt, die an allen Schulen mindestens umgesetzt werden
sollen, und auch am Ende der Legislaturperiode liegen
wird. Damit werden Sie Ihre Versprechen brechen, außer,
Sie legen uns wieder neue abstruse Zahlen vor, die keiner
überprüfen kann.

Mit Erstaunen nahmen wir auch zur Kenntnis, dass sich
das Hessische Kultusministerium mit Angeboten und Leh-
rerstellen brüstet, die längst vorhanden sind. Wirklich neu
schaffen wollen Sie nur 200 Stellen. Das ist schon ein Un-
terschied. Die anderen Stellen sollen beispielsweise aus der
demografischen Rendite herrühren. Erstaunlich ist auch,
dass Sie Lehrerstellen, für die Gelder zur Verfügung stan-
den, die aber tatsächlich nicht für Lehrerstellen genutzt
wurden, anführen. Diese sollen nun besetzt werden. Aber
damit fällt doch zwangsläufig das weg, was bisher mit dem
Geld finanziert worden ist. Uns würde schon interessieren,
was genau hier wegfällt. Vielleicht können Sie uns darauf
noch eine Antwort geben, Herr Staatssekretär. Alles in al-
lem entpuppen sich dieses Stellengeschiebe und diese Pro-
zentaufrechnung mal wieder größtenteils als Luftblase.

Ich möchte noch auf einen anderen Punkt des Entschlie-
ßungsantrags eingehen. Unter Punkt 4 ist nachzulesen:

Denn der Landtag ist davon überzeugt, dass vor Ort
am besten entschieden werden kann, wie die Res-
sourcen am sinnvollsten verteilt und welches zusätz-
liche Personal in welchem Maße eingesetzt werden
soll.

Diese Erkenntnis, die wir unbedingt teilen, gilt für Sie al-
lerdings nur, wenn sie in Ihre Argumentation hineinpasst.
Beim Landesschulamt passte sie offensichtlich nicht hin-
ein. Da beschneiden Sie bisher vor Ort angesiedelte Befug-
nisse.

Verehrte Landesregierung, Ihre Bildungspolitik ist mehr
Schein als Sein. Sie ist widersprüchlich, sie verschleiert die
tatsächlichen Zustände an hessischen Schulen, sie orien-
tiert sich nicht an den Bedürfnisse der Betroffenen. So er-
langt sie in allen Bereichen höchstens die Note mangelhaft.
– Ich danke Ihnen.
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(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
SPD)

Vizepräsident Lothar Quanz:

Danke, Frau Cárdenas. – Für die CDU-Fraktion hat sich
der Kollege Schork zu Wort gemeldet.

Günter Schork (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Der Kollege Wagner hat versucht, eine Bilanz der
schwarz-gelben Regierungskoalition seit dem Jahr 1999 zu
ziehen, und hat gesagt, wir hätten nichts getan.

(Zuruf des Abg. Mathias Wagner (Taunus) (BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN))

Das Erste, was wir getan haben, ist: Wir haben die Trüm-
merwüste, die Rot-Grün in der Bildungspolitik 1999 hin-
terlassen hat, abgeräumt.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wegen der Bildungspolitik sind Sie 1999 abgewählt wor-
den.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das hat Ihnen der Irmer als Textbaustein hinterlas-
sen!)

Wegen der Bildungspolitik sind Sie in all den Jahren seit
1999 in die Opposition geschickt worden. Das sind die
Tatsachen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Dann schauen wir uns an, was Sie an dem einen oder ande-
ren Punkt herumnörgeln. 1999 hat Rot-Grün eine Unter-
richtsversorgung von 84 % für 100 % verkauft.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): So ist es!)

Das ist anerkannt, das bestreitet selbst die Opposition
nicht: Inzwischen haben wir eine Unterrichtsversorgung,
die deutlich über 100 % liegt. Das ist richtige Bildungspo-
litik in diesem Land.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir haben den Bildungsetat seit 1999 um über 1 Milliar-
de € auf mehr als 3,4 Milliarden € erhöht. Das ist gute Bil-
dungspolitik und sorgt dafür, dass Schülerinnen und Schü-
ler das richtige Angebot bekommen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir haben zum jetzigen Zeitpunkt 50.394 Lehrerstellen in
Hessen, die besetzt sind. Hinzu kommen die 200, die wir
zum 01.08. dieses Jahres einstellen, insgesamt 50.594 Leh-
rerstellen. Das sind ca. 6.500 Lehrerstellen mehr als 1999.
Aber Sie stellen sich hierhin und sagen, wir hätten nichts
getan.

(Zurufe von der CDU: Unglaublich! – Mathias Wag-
ner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Ich
habe nicht gesagt, Sie haben nichts gemacht!)

Dann schauen wir uns noch ein paar andere Dinge an, die
Sie auch angesprochen haben. Wer hat denn die Sternchen-
regelung abgeschafft, die Rot-Grün in Bezug auf die Klas-
senstärken eingeführt hatte? Wer hat in der Klasse 1 der
Grundschule die Klassenstärke auf 25 reduziert? Wer hat
die Klassenstärke ab der Klasse 5 in der Sekundarstufe I

auf 25 reduziert? Das war Schwarz-Gelb und nicht Rot-
Grün. Im Gegenteil, Sie haben die Klassenstärken erhöht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wie war das mit der Vorgriffsstunde? Können Sie sich
noch daran erinnern? Wer hat sie an die Lehrerinnen und
Lehrer zurückgegeben? – Schwarz-Gelb und nicht Rot-
Grün.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Zu guter Letzt: Wie viele Millionen Euro haben wir in der
letzten Legislaturperiode im Zusammenhang mit den Kon-
junkturprogrammen in die bessere Ausstattung der hessi-
schen Schulen gegeben? Wie viele Mensen haben wir ge-
baut, zusammen mit den Schulträgern, und wie viele Mil-
lionen Euro haben wir dort investiert, um ordentliche Ge-
bäude und vernünftige Rahmenbedingungen für das Ler-
nen in den Schulen zu erreichen? All das vergessen Sie bei
Ihrer Nörgelei an schwarz-gelber Politik. Sie selbst bringen
keine Vorschläge.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Es steht – das wurde jetzt mehrfach gesagt – im Koaliti-
onsvertrag: „durchschnittlich 105 %“. Sie lassen „durch-
schnittlich“ immer weg. Das ist der erste Fehler, den Sie
machen. Sie machen ihn auch bewusst, um irrezuführen.

Wir haben im Koalitionsvertrag 2.500 zusätzliche Lehrer-
stellen stehen. Inzwischen sind Sie so weit, dass Sie nicht
mehr bestreiten, dass wir das erreicht haben. Das ist schon
ein Fortschritt. Außerdem haben wir sowohl die demogra-
fische Rendite als auch den Sozialindex in unserem Koali-
tionsvertrag geregelt.

(Im Hintergrund des Plenarsaals scheppert es. – Ta-
rek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Da
fällt selbst Ihr eigener Staatssekretär um!)

– Sie sehen, dass von den vielen Erfolgen, die wir auf un-
seren Schultern haben, sogar der Staatssekretär im Ministe-
rium für Wissenschaft und Kunst niedergedrückt wird.
Denn die Erfolge sind so groß und schwer.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Lachen bei der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Außerdem haben wir – Sie haben behauptet, wir hätten es
nicht gemacht – zu Beginn der Legislaturperiode in unse-
rem Koalitionsvertrag den Sozialindex stehen. Das heißt,
wir haben uns für die gesamte Legislaturperiode ein Pro-
gramm gegeben. Selbst Sie sollten wissen, dass die Legis-
laturperiode im Januar 2014 endet und nicht, wie Sie es
immer gerne tun, schon nach einem Jahr. Seit der Koaliti-
onsvertrag unterschrieben ist, sind Sie jedes Jahr damit ge-
kommen und haben gesagt: Sie machen Versprechen, die
Sie nicht einhalten; denn Sie haben es noch nicht erreicht.

Wir haben Ihnen von Anfang an gesagt, am Ende der Le-
gislaturperiode wird Bilanz gezogen. Jetzt ziehen wir die
Bilanz. Sie selbst haben zugegeben – das ist schon ein we-
sentlicher Fortschritt –, dass die Unterrichtsversorgung und
die Lehrerversorgung an hessischen Schulen immer besser
werden. Dann halten wir das einmal gemeinsam fest. Es ist
unbestritten, dass die Lehrerversorgung weit über 100 %
liegt. Selbst das bestreiten Sie nicht. Wir haben, wie ver-
sprochen, 2.500 zusätzliche Lehrerstellen geschaffen. Die
letzten 200 stehen im Haushalt 2013 und werden zum
01.08.2013 wirksam.

Hessischer Landtag · 18. Wahlperiode · 131. Sitzung · 27. Februar 2013 9205



Wir haben wegen der demografischen Entwicklung keine
Lehrerstellen gestrichen. Der Koalitionsvertrag ist erfüllt,
die Zusage ist gemacht und eingehalten. Außerdem führen
wir zu Beginn des Schuljahres am 01.08.2013 einen Sozi-
alindex ein, wie wir es 2009 im Koalitionsvertrag nieder-
geschrieben haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das zeigt doch, dass wir all das, was wir dort niederge-
schrieben haben, am Ende der Legislaturperiode tatsäch-
lich erreicht haben: versprochen, gehalten, Wort gehalten.
Das ist der Punkt.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Dr. Christean
Wagner (Lahntal) (CDU): Das ärgert die Oppositi-
on!)

Dass Sie das nicht zugeben wollen und dass Sie davon
überrascht sind und nun anfangen, zu nörgeln, ist völlig
klar. Sie haben es uns nicht zugetraut, und wir haben Sie
eines Besseren belehrt. Das ist die Wahrheit in diesem
Land.

Ich habe von Ihnen noch nichts dazu gehört, dass wir zum
01.08. im Rahmen der im Durchschnitt 105-prozentigen
Unterrichtsversorgung 600 neue Lehrer einstellen. 200
Stellen haben wir zusätzlich in den Haushalt eingestellt,
und 400 Stellen waren bisher im Haushalt, aber nicht be-
setzt und nicht ausfinanziert. Offensichtlich ist es Ihnen bei
den Haushaltsberatungen entgangen, dass wir für das
Schuljahr 2013/2014 für genau diese 400 Stellen 30 Mil-
lionen € zusätzlich in den Bildungsetat und für die Lehrer-
versorgung eingestellt haben. Das ist die Wahrheit in die-
sem Lande, und das ist die Wahrheit über die Politik von
Schwarz und Gelb im Hessischen Landtag.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Demografiegewinne und das Auslaufen der Doppel-
jahrgänge G 8 und G 9 sind 700 Stellen. Wie versprochen,
bleiben sie im System, und wie versprochen, werden sie
zum Erreichen der im Durchschnitt 105-prozentigen Unter-
richtsversorgung genommen und dort eingesetzt. Verspro-
chen, gehalten. Das ist die Wahrheit in diesem Land.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Damit erreichen wir, dass zu Beginn des Schuljahres am
01.08.2013 alle Schulen eine Unterrichtsversorgung von
104 % erhalten. 104 % – das sind 20 Prozentpunkte mehr
als 1999 unter Rot-Grün. Das ist richtige Politik für dieses
Land, und die hat Schwarz-Gelb in den letzten 14 Jahren
gemacht. Das ist eine hervorragende Bilanz.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Vizepräsidentin
Ursula Hammann übernimmt den Vorsitz.)

Selbstständige Schulen erhalten 105 %, und für Schulen in
Schwerpunktbereichen kommen weitere 300 Stellen über
den Sozialindex. Die werden genau in den Schwerpunktbe-
reichen eingesetzt, wo es schwierige Bedingungen gibt, wo
individuelle Förderung insbesondere notwendig ist. Dazu
zählt – weil die Kollegin Habermann auch das kritisiert hat
– insbesondere Offenbach, sowohl Stadt als auch Land.
Mit dieser Zuweisung wollen wir erreichen, dass dort, wo
es notwendig ist, die individuelle Förderung ermöglicht
und weiter verbessert wird.

Unter dem Strich: Wir haben in unserem Koalitionsvertrag
im Jahr 2009 die wesentlichen Punkte, die wir uns für die-
se Legislaturperiode vorgenommen haben,

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege, Sie müssen zum Ende Ihrer Rede kommen.

Günter Schork (CDU):

niedergelegt. Heute können wir feststellen, das, was wir in
dem Koalitionsvertrag vereinbart haben, erreichen wir in
dieser Legislaturperiode. Das ist gute Politik. Deswegen
sind wir guten Mutes, dass wir wegen dieser guten Politik
am 22. September wieder die Mehrheit in diesem Landtag
bekommen werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Schork. – Für die Landesregie-
rung spricht Prof. Lorz. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Prof. Dr. Alexander Lorz, Staatssekretär im Kultusmi-
nisterium:

Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Sie kennen alle mittlerweile das magische Dreigestirn un-
serer bildungspolitischen Ziele: Freiheit, Vielfalt und Qua-
lität in unseren Schulen – Freiheit für die Schulen, über
einen bestimmten Teil ihrer Personalressourcen selbst zu
entscheiden, weil eben nicht jede Stelle und jede Stunde in
die Grundunterrichtsversorgung gesteckt werden muss,
Vielfalt der Angebote, die an den einzelnen Schulen durch
den Einsatz dieser freien Ressourcen entsteht, und Qualität,
die zwar nicht automatisch entsteht, indem man mehr Per-
sonalressourcen zur Verfügung stellt, die sich aber natür-
lich viel besser verwirklichen lässt, wenn man solche Res-
sourcen für noch besseren Unterricht einsetzen kann.

Deswegen ist das, was wir jetzt zum Schuljahr 2013/14 er-
reichen werden, nämlich eine Lehrerstellenzuweisung von
durchschnittlich 105 % der Grundunterrichtsversorgung in
ganz Hessen, ein ganz entscheidender Meilenstein zur Er-
reichung der bildungspolitischen Ziele dieser Landesregie-
rung.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das erfüllt uns daher auch mit einem gewissen Stolz. Mei-
ne Damen und Herren von der Opposition, ich kann natür-
lich verstehen, dass Sie das umtreiben muss. Wie oft haben
wir uns in diesem Hause anhören müssen, dass wir das nie
erreichen werden.

Ich finde es schon bemerkenswert: Solange Sie daran ge-
glaubt haben – ich glaube sogar, dass Sie das geglaubt ha-
ben –, dass wir das nicht erreichen werden, so lange haben
Sie uns immer die 105 % aus dem Koalitionsvertrag vorge-
halten. Jetzt plötzlich, wo Sie vor der Tür stehen, ist das
nicht mehr so wichtig und ist das nur so eine statistische
Zahl.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wie oft haben wir uns anhören müssen, dass das ein Ding
der Unmöglichkeit sei – ja, Unmöglichkeit aus der Per-
spektive derjenigen, die hier vor 1999 Verantwortung ge-
tragen haben, weil Hessen damals himmelweit davon ent-
fernt war, eine solche Marke auch nur im Ansatz zu errei-
chen,

(Beifall bei der CDU und der FDP)
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und unmöglich aus der Perspektive derjenigen, deren Par-
teifreunde in Rheinland-Pfalz und Baden-Württemberg
sich gerade anschicken, die größte Lehrerstreichaktion in
der Geschichte ihrer Länder durchzuführen. Ich kann das
verstehen.

(Alexander Bauer (CDU): Unfassbar!)

Wenn wir uns den Koalitionsvertrag in Niedersachsen an-
schauen, die letzte Errungenschaft einer rot-grünen Koaliti-
on in Deutschland, dann stellen wir fest, dort kommt Leh-
rer- oder Unterrichtsversorgung überhaupt nicht vor,

(René Rock (FDP): Hört, hört!)

weil sie sich nicht trauen, eine Messzahl zu nennen, an der
sie hinterher gemessen werden können. Diese Landesregie-
rung hat sich getraut. Sie hat sich auch lange dafür be-
schimpfen lassen. Aber jetzt ist es so weit.

Meine Damen und Herren, wir wollen uns noch einmal
klarmachen, was das bedeutet. 1998 lagen wir bei einer
durchschnittlichen Lehrerversorgung von 83 % der Grund-
unterrichtsversorgung. Wenn wir eine beliebige Schule
nehmen, sagen wir einmal irgendein Modellgymnasium,
das 100 Lehrer bräuchte, um seine Stundentafeln abzu-
decken, dann hieße das, die müssten mit 83 Lehrerinnen
und Lehrern auskommen.

Das ging nur durch Unterrichtskürzung. Das ist genau das,
was jetzt in Rheinland-Pfalz passieren wird, das eh schon
bei 95 % liegt und jetzt noch einmal 2.000 Lehrerstellen
streicht, obwohl es die ganzen Zahlungen aus unserem
Länderfinanzausgleich bekommt.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

2006 haben wir es zum ersten Mal geschafft, die 100 %
Lehrer zu stellen, die eigentlich schon immer erforderlich
gewesen wären. 2011 sind wir zum ersten Mal mit einem
Schritt darüber hinaus auf die 102,5 % gegangen. Aber wir
haben zwischenzeitlich nicht nur die Lehrerversorgung
verbessert. Wir haben auch noch Weiteres getan, wie bei-
spielsweise die Höchstgrenze für die Klassenbildung ge-
senkt. Darauf ist in der Debatte schon mehrfach hingewie-
sen worden.

Zum 01.08.2013 geben wir jeder selbstständigen Schule
105 % und den anderen Schulen garantiert 104 %. Warum
nur 104 %? – Nun, das haben Durchschnitte aus einer rein
mathematischen Perspektive so an sich. Wenn man an be-
stimmten Stellen über den Durchschnitt geht, dann landet
man an anderen Stellen eben auch nur unterhalb des
Durchschnitts.

Wir bringen eine ganze Anzahl von Schulen deutlich über
die 105 % hinaus, und zwar diejenigen, die es am meisten
nötig haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Meine Damen und Herren, das ist der Sinn des Sozialinde-
xes, denn zum ersten Mal werden in Hessen das soziale
Umfeld einer Schule und die sozialen Lernbedingungen zu
einem Maßstab der Lehrerzuweisung erhoben. Das können
wir uns nur deshalb leisten, weil wir so viel zu investieren
bereit waren. Das ist ein besserer Beitrag zur Bildungsge-
rechtigkeit als all die weinerlichen Sonntagsreden, die
sonst darüber gehalten werden.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das Entscheidende ist, es sind ehrliche Stellen. Wir haben
uns das wirklich nicht leicht gemacht. Wir verdanken Ih-
nen als dem Haushaltsgesetzgeber in dieser Legislaturperi-
ode insgesamt zweieinhalbtausend neue Stellen. Das ist be-
reits gesagt worden. 700 davon sind direkt in die Verbesse-
rung der Grundunterrichtsversorgung gegangen. 400 ent-
sperren wir zusätzlich zum neuen Schuljahr. 700, die ei-
gentlich durch die demografische Entwicklung weggefal-
len wären, wenn man sich strikt an die Grundunterrichts-
versorgung gehalten hätte, bleiben im System.

80 außerunterrichtlich eingesetzte Stellen führen wir in den
Unterricht zurück. Wir haben uns wirklich jede einzelne
Stelle darauf angeschaut, ob wir das machen können, ob
wir nicht an anderer Stelle ein Loch reißen. Aber an dem
Oberziel, so viele Lehrkräfte wie möglich in den Unterricht
zu bringen, haben wir festgehalten.

80 Stellen werden auch angerechnet – von diesen 2.000,
die die 5 % Zuschlag ausmachen –, in den Schwerpunkten
Bilingualität, Musik und MINT-Fächer.

Warum werden gerade diese angerechnet und beispielswei-
se die Ganztagsstellen oder die Stellen für die inklusive
Beschulung nicht? – Es gibt dafür einen sachlichen Grund:
weil Schulen, solange es die 105 % noch nicht gab, auf sol-
che speziellen Zuschläge angewiesen waren, um diese
Schwerpunkte durchführen zu können. Jetzt, mit den
105 %, kann jede Schule ihre eigenen Schwerpunkte set-
zen.

Das müssen wir als Kultusministerium nicht mehr vorge-
ben. Das ist auch unser Verständnis von Selbstständigkeit
der Schule. Jetzt kann eine Schule auch darstellendes Spiel
oder Ökologie oder Politik oder Kunst oder was auch im-
mer nehmen; sie kann das aus diesen 105 % nehmen. Es ist
jetzt die Entscheidung der Schule vor Ort. Da gehören die
bisherigen Schwerpunkte, die wir spezifisch gefördert ha-
ben, einfach mit hinein.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Herr Kollege Wagner und die Kolleginnen Habermann und
Cárdenas haben sich heute auch noch mit ein paar Nebel-
kerzen versucht. Herr Kollege Wagner hat sich alle Mühe
gegeben – manchmal ist die Argumentation der Opposition
gut vorauszuberechnen –, uns Rechentricks nachzuweisen.
Wir hatten darüber schon manche Debatte, zuletzt auch im
Kulturpolitischen Ausschuss. Sie haben, das hat heute auch
Frau Habermann versucht, unseren Lehrerzuweisungser-
lass durchforstet. Natürlich ist das erst einmal ein Erlass.
Das ist immer so, jedes Jahr. Im Frühjahr kommt erst ein-
mal der projektierte Erlass, und dann kommt zum Sommer
derjenige, mit dem die letzten Stellen besetzt werden. Aber
der Erlass ist im Frühjahr bereits durchkalkuliert. Der ab-
solute Großteil der Stellen kann bereits auf dieser Basis zu-
gewiesen und besetzt werden.

Sie haben sich redlich Mühe gegeben, und wir wollen ein-
fach feststellen: Sie haben nichts gefunden.

Deswegen haben Sie auch das Feld der Auseinanderset-
zung gewechselt und angefangen, über die Studien zu re-
den. Da haben Sie das Glück, dass es vor 1999 für Hessen
noch keine solchen Studien gab. Sie haben dann über die
Lehrerbildung und über alle möglichen anderen Dinge ge-
redet, die in der Bildungspolitik auch wichtig sind, die aber
unmittelbar mit der Frage der Lehrerversorgung nichts zu
tun haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)
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Diese Debatte führen wir an anderer Stelle. Das ist über-
haupt kein Problem.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wofür machen wir denn Bildungspolitik?)

Das lag nicht daran, dass Sie nicht akribisch genug vorge-
gangen wären, oder an Ihrer Recherchefähigkeit, vor der
ich hohen Respekt habe. Das will ich gleich dazusagen.

Es lag auch nicht daran, dass wir in unserem Lehrerstellen-
zuweisungserlass irgendwie besonders gut im Versteck-
spielen gewesen wären. Vielmehr ist der Grund ganz ein-
fach: Es steht alles offen darin. Es ist alles ehrlich gerech-
net und ausgewiesen.

Das muss man zum Abschluss vielleicht auch noch einmal
sagen: Das war ein beispielloser fiskalpolitischer Kraftakt.
Ich glaube, das kann ich für die Mehrheit des Landtags ge-
nauso wie für die Landesregierung sagen: Wir haben im
Rahmen des Möglichen alle Ressourcen mobilisiert, um
dieses Ziel zu erreichen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Wir haben das getan, weil uns die Erreichung unserer bil-
dungspolitischen Ziele so wichtig ist, wie ich es am An-
fang meiner Rede dargestellt habe. Das ist der Beweis da-
für, dass wir es mit der Priorisierung der Bildungspolitik
ernst meinen und nicht nur wolkig darüber reden, sondern
es tatsächlich umsetzen, es greifbar umsetzen und etwas
tun.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Bürger werden am 22. September 2013 vor der Ent-
scheidung stehen, wem sie die Zukunft dieses Landes und
die Zukunft ihrer Kinder – denn das ist es, worum es in der
Bildungspolitik in allererster Linie geht – –

(Günter Rudolph (SPD): Das überlassen wir einmal
dem Bürger!)

– Das überlassen wir selbstverständlich den Bürgerinnen
und Bürgern. Wenn sie die Entscheidung treffen, die wir
respektvoll erwarten, werden sie wissen, dass sie die Wahl
zwischen einer Landesregierung haben, die bewiesen hat,
dass sie den Willen und die Kraft hat, diese Priorität nicht
nur zu setzen, sondern das Entsprechende auch durchzu-
führen, und denen, die immer nur mehr versprechen und
darauf warten, dass das dafür benötigte Geld irgendwann
wie Manna vom Himmel fällt. – Vielen Dank.

(Lang anhaltender, lebhafter Beifall bei der CDU
und der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Staatssekretär, vielen Dank. – Es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Damit sind wir am Ende dieser
Debatte angelangt.

Wir kommen jetzt zur Abstimmung über Tagesordnungs-
punkt 42. Das ist der Entschließungsantrag der Fraktionen
der CDU und der FDP betreffend Einführung der 105-pro-
zentigen Lehrerversorgung im Landesdurchschnitt und des
Sozialindexes zum Schuljahr 2013/2014, Drucks. 18/7015.

(Wortmeldung des Abg. Mathias Wagner (Taunus)
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

– Herr Geschäftsführer der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Sie haben sich zu Wort gemeldet. Bitte.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Frau Vizepräsidentin Hammann, wir bitten freundlichst,
Nr. 3 getrennt abzustimmen.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Kollege Wagner, vielen Dank. – Wir verfahren so.

Wenn Ihnen das recht ist, lasse ich jetzt über die Nrn. 1, 2
und 4 abstimmen. Wer diesen zustimmt, den bitte ich um
das Handzeichen. – Das sind die Mitglieder der Fraktionen
der CDU und der FDP. Wer stimmt dagegen? – Das sind
die Abgeordneten der Fraktionen der SPD, BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Damit sind diese
Nummern mehrheitlich angenommen worden.

Wir stimmen nun über Nr. 3 ab. Wer stimmt Nr. 3 zu? –
Das sind die Abgeordneten der Fraktionen der CDU, der
SPD, der FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer
stimmt dagegen? – Das sind die Mitglieder der Fraktion
DIE LINKE. Damit ist Nr. 3 mehrheitlich angenommen
worden. Das heißt, der Entschließungsantrag wurde mehr-
heitlich angenommen. – Vielen Dank.

Wir kommen zu Tagesordnungspunkt 38:

Antrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend Pläne des Bundes zur Fracking-
Erleichterung stoppen – für ein bundesweites Morato-
rium – Drucks. 18/7011 –

Die vereinbarte Redezeit beträgt zehn Minuten. – Das ist
der Setzpunkt der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Ich rufe als erste Rednerin Frau Angela Dorn auf. Frau
Kollegin, bitte schön.

Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Damen und Herren! Der
Schutz unseres Trinkwassers vor Verunreinigung mit Che-
mikalien sollte für uns alle Vorrang vor wirtschaftlichen
Profitinteressen haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Seit gestern ist aber klar, dass die schwarz-gelbe Koalition
unter Frau Merkel dies anders sieht. Sie gaukeln den Men-
schen vor, sie würden die Bedingungen für das Fracking so
verschärfen, dass Mensch und Umwelt geschützt seien.

In Wahrheit hat die Bundesregierung aber ein Frackingför-
derungsgesetz auf den Weg gebracht. Sie wollen damit
Fracking bundesweit und damit auch hier in Hessen Tür
und Tor öffnen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Rösler und Herr Altmaier haben gestern komplett Un-
terschiedliches erklärt. Der eine sagt: Damit wird Fracking
verhindert. – Der andere sagt: Jetzt kann es endlich losge-
hen. – Damit zeigt sich einmal wieder die „beste Seite“ un-
serer schwarz-gelben Schizo-Koalition.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Um was geht es? – Wir haben einige Gäste, die vielleicht
nicht wissen, um was es geht. Es geht um die Suche nach
Erdgas im tiefen Gestein. Die Methode heißt Fracking.
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Dafür muss in die Tiefe gebohrt werden. Das Gestein in
der Tiefe muss gewaltsam aufgebrochen werden. Dafür
braucht es Millionen Liter Wasser, Sand und Chemikalien.
Dabei geht es um Chemikalien, die ein mittleres bis hohes
Wassergefährdungspotenzial haben.

Wir kennen die Probleme aus den USA, in denen Fracking
im großen Stil angewandt wird. Dort wurde das Trinkwas-
ser durch Methan und Chemikalien verunreinigt, weil es
den Weg durch das Gestein gefunden hat oder weil die
Bohrlöcher nicht dicht waren.

Dazu kommt eine Reihe ganz anderer Umweltprobleme.
Wir haben in Deutschland bessere Umweltauflagen. Gott
sei Dank haben wir die. Dafür haben wir GRÜNE lange
gekämpft. Undichtes Gestein oder Lecks können wir aber
auch nicht mit höheren Umweltauflagen ausschließen.
Deswegen sage ich für meine Fraktion ganz klar: Wir leh-
nen den Einsatz umwelttoxischer Substanzen generell ab.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Fracking ist eine Hochrisikotechnologie. Wir sollten alle
ganz genau wissen, welches Risiko wir damit eingehen,
bevor wir es zulassen.

Das gilt übrigens auch für die Entwicklung der Fracking-
methoden, die möglicherweise irgendwann einmal ohne
den Einsatz der Chemikalien auskommen könnten. Völlig
ungelöst ist nämlich die Frage, wie man das giftige Abwas-
ser entsorgen will. Als Abwasser kommt nämlich Wasser
aus dem tiefen Gestein nach oben. Dieses Wasser ist kein
normales Wasser wie jedes andere. Es kann radioaktiv be-
lastet sein. Es kann Schwermetalle wie Quecksilber enthal-
ten.

Für dieses Abwasser gibt es noch keinerlei umweltverträg-
liche Entsorgung. Es gibt keinerlei Aufbereitung. Warum
soll man denn eine Technologie zulassen, wenn man noch
nicht einmal weiß, wohin man die gigantischen Mengen
giftigen Mülls tun soll?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Wir GRÜNE fordern deswegen seit Monaten bundesweit
und hier in Hessen ein Moratorium, damit wir nicht in die-
ses Unglück rennen. Das liegt doch auf der Hand: Wenn
noch nicht alle Risiken bekannt sind, dann können auch
keine Auflagen gemacht werden, wie Fracking gefahrlos
eingesetzt werden könnte.

Wir haben doch in den letzten Jahrzehnten in Deutschland
genügend Erfahrungen in der Umweltpolitik gesammelt.
Auch Sie müssten doch aufgrund der Themen Atomkraft
sowie Kali + Salz verstehen, dass es nicht sinnvoll ist, Ri-
siken einzugehen, wenn man noch nicht alles weiß.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Timon Gremmels und Petra Fuhrmann
(SPD))

Ich sage es ganz deutlich: Wenn Schwarz-Gelb bei so viel
Unbekanntem Fracking unter Auflagen erlauben will, dann
spielen sie russisches Roulette.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Timon Gremmels, Petra Fuhrmann
(SPD) und Janine Wissler (DIE LINKE) – Zuruf von
der CDU: Das ist unerhört!)

Es besteht keinerlei Not, dieses Erdgas zu fördern. Liebe
Kollegen der FDP, wir werden in den kommenden Jahren
mehr als genug davon haben. Es ist deswegen nicht glaub-
würdig, dass Sie jetzt Druck machen und sagen, wir
bräuchten das Erdgas für die Energiewende. Das sagen ge-
rade Sie. Wer hat denn gestern als Erstes Beifall ge-
klatscht, nachdem Ihr Gesetzentwurf veröffentlicht wurde?
Wer war es denn? Es war der Verband der Öl- und Gasin-
dustrie. Sie vertreten hier Lobbyinteressen zulasten der
Umwelt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Die schwarz-gelbe Koalition auf Bundesebene will Gas ge-
ben. Nach außen verkauft sie, man könnte mit diesen Auf-
lagen Fracking verhindern. Leider ist das nicht der Fall.
Die Regelungen, die Sie hier treffen, sind Selbstverständ-
lichkeiten.

Zum einen geht es um das Verbot von Fracking in Wasser-
schutzgebieten. Meine Damen und Herren, das ist die Kon-
kretisierung geltenden Rechts.

Dann fordern Sie eine verpflichtende Umweltverträglich-
keitsprüfung. Meine sehr geehrten Damen und Herren, das
ist selbstverständlich. Das zeigt doch nur, wie menschen-
feindlich, wie umweltfeindlich unser Bergrecht im Mo-
ment ist. Jedes Windrad braucht eine Umweltverträglich-
keitsprüfung. Für das Fracking können Sie jetzt Auflagen
machen – die Leute hätten mehr Recht auf Transparenz.
Dann geht es aber doch nur noch darum, wie Fracking ge-
macht werden soll, aber sie können nicht mehr bestimmen,
ob Fracking überhaupt gemacht werden soll.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vom Umweltbundesamt gibt es ein sehr fundiertes Gutach-
ten. Das sagt – ich zitiere –,

… dass zu einer fundierten Beurteilung dieser Risi-
ken und zu deren technischer Beherrschbarkeit bis-
lang viele und grundlegende Informationen fehlen.

Warum hören Sie auf Bundesebene nicht auf diese wichti-
ge Behörde?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Der Entwurf des Bundesgesetzes liegt jetzt vor. Er betrifft
Hessen und ganz direkt Nordhessen. Die Frage ist: Wie
entscheidet heute der Hessische Landtag? Wie stellen Sie
sich zu diesem Bundesgesetz?

Frau Ministerin, Ihre Bemühungen und die des Staatsse-
kretärs Weinmeister erkenne ich durchaus ganz ehrlich an.
Sie versuchen, die einhellige Ablehnung der Kommunen in
Nordhessen zu nutzen. Sie wollen sogar das Abstecken der
Claims untersagen, obwohl das Bundesbergrecht dazu we-
nige Möglichkeiten gibt. Das erkenne ich an.

Ich erkenne auch an, dass Sie die rot-grünen Bundesländer
im Bundesrat unterstützt und gesagt haben, es solle ein
bundesweites Frackingmoratorium geben, und dass Sie den
Einsatz umwelttoxischer Substanzen ablehnen. Ich bin mir
sicher, bei einem solchen Koalitionspartner ist das nicht
leicht.

Aber jetzt stehen wir am Scheideweg. Frau Puttrich, jetzt
reicht es nicht mehr, dass Sie nur kritisch sind, aber eher
passiv abwarten. Heute reicht das nicht mehr. Als Land
Hessen müssen wir jetzt gemeinsam kämpfen, denn Ihre
schwarz-gelben Bundeskollegen wollen Gas geben. Heute
stellt sich ganz konkret die Frage: Auf welcher Seite stehen
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Sie jetzt, als schwarz-gelbe Koalition? Und nicht nur: Wo
steht denn die Umweltministerin Puttrich?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sagen Sie im Bundesrat zu diesem Frackingfördergesetz Ja
oder Nein? Stehen Sie auf der Seite derjenigen, die den
Einsatz von umwelttoxischen Substanzen ablehnen und ein
Frackingmoratorium fordern, oder wollen Sie Frackingge-
nehmigungen beschleunigen? Stehen Sie auf der Seite des
bayerischen Umweltministers Huber von der CSU, der ein
Frackingmoratorium fordert und dieses Gesetz ablehnt? Er
sagt – ich zitiere –:

Dieser chemische Giftcocktail bedroht das Grund-
wasser. Diese Technik darf nicht zur tickenden Zeit-
bombe werden.

Wie recht hat er.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Oder stehen Sie doch auf der Seite von Manfred Todten-
hausen, Bundestagsabgeordneter der FDP, Sprecher für
Bergrecht? Ich zitiere aus seiner letzten Pressemitteilung:

Stattdessen sollte möglichst schnell Rechts- und Pla-
nungssicherheit geschaffen werden, damit die Er-
kundung und die Bewertung der bisher nur prognos-
tizierten Vorkommen zügig vorankommt.

Auf wessen Seite stehen Sie hier in Hessen?

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Gemeinsam mit der SPD haben wir Ihnen einen Antrag
vorgelegt. Im Grunde wiederholt er alle Punkte des Bun-
desratsantrags. Wir möchten aber, dass Sie jetzt auch den
folgerichtigen nächsten Schritt tun: Sprechen Sie sich bei
der Bundesregierung ganz klar dafür aus, dass keine Aufla-
gen gemacht werden, ohne dass man alle wissenschaftli-
chen Erkenntnisse hat. Verhindern Sie, dass Fracking hier
in Hessen erlaubt werden muss.

Heute haben Sie die Gelegenheit, hier zu zeigen, auf wes-
sen Seite Sie stehen. Wir werden kämpfen, damit dieser
Gesetzentwurf nicht in Kraft tritt. – Danke schön.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Dorn. – Als nächster Redner
hat sich Kollege Gremmels von der SPD-Fraktion zu Wort
gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege Gremmels.

Timon Gremmels (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Der gestern von Bundesumweltminister Altmaier
und Bundeswirtschaftsminister Philipp Rösler vorgestellte
Gesetzesschnellschuss trägt eher zur Verwirrung als zur
rechtlichen Klarstellung bei. Das muss man an diesem
Morgen einmal festhalten.

Nach jahrelangem Nichtstun legt Schwarz-Gelb jetzt im
Schnellschussverfahren eine Schmalspurregelung für das
Fracking vor.

(Widerspruch bei der FDP)

Vor der Bundestagswahl sollen jetzt noch schnell Fakten
geschaffen und ein Gesetz durchgepeitscht werden, von
dem Altmaier meint, es würde Fracking weitestgehend ver-
hindern, während Rösler sagt, es biete eine tolle Zukunft,
eine tolle Perspektive für das Fracking. Ja was denn nun?
Was gilt?

Ich befürchte, in diesem Fall hat Herr Rösler recht. Denn
die Meldung von BASF vom gleichen Tag sagt, dass sie
diese Regelung begrüßen. Das spricht eher für die Interpre-
tation von Herrn Rösler, dass mit diesem Gesetz Fracking
eine Zukunftsperspektive gegeben wird. Meine Damen und
Herren, das halten wir für den falschen Weg.

Denn damit wird den Menschen, die in Nordhessen protes-
tieren, die auf die Straße gehen, den Kommunen, die Fra-
cking einheitlich abgelehnt haben, Sand in die Augen ge-
streut. Das muss man hier zur Kenntnis nehmen. Deswe-
gen ist das der falsche Weg, und deswegen muss der Hessi-
sche Landtag dem Einhalt gebieten.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte auf die Historie eingehen. Es war doch nicht
die Landesregierung, die mit diesem Thema offensiv um-
gegangen ist. Es war der Kollege Heinz Lotz, der im De-
zember 2011 eine Kleine Anfrage dazu gestellt hat. Er hat
einmal vorgefühlt, ob es auch in Hessen entsprechende An-
träge gibt. Erst aufgrund unserer Kleinen Anfrage hat die
Landesregierung en passant eingeräumt, dass es auch für
Nordhessen einen Erkundungsantrag von BNK gibt. So
war es doch.

Wir waren es doch, die dann gefordert haben, dieses The-
ma im Rahmen einer Anhörung einmal aufzuarbeiten. Das
war ein SPD-Antrag. Zusammen mit den GRÜNEN haben
wir dann dafür gesorgt, dass die Menschen in Nordhessen
darüber diskutieren. Vor Ort sind die Betroffenheit und die
Empörung sehr groß. Das war das Verdienst der Oppositi-
on. Frau Puttrich, wir mussten Sie zum Jagen tragen. Das
gehört an diesem Morgen zur Wahrheit dazu.

(Beifall bei der SPD)

Bei dieser Landtagsanhörung am 5. Oktober haben alle Ex-
perten gesagt – das fand ich sehr beeindruckend –, dass
Fracking aus heutiger Sicht nicht kalkulierbar sei. Ich frage
Sie: Was hat sich denn seit dem 5. Oktober geändert, dass
hier auf einmal eine Erleichterung gestattet werden soll?
Meine sehr verehrten Damen und Herren, das müssen Sie
uns schon einmal beantworten.

(Zuruf der Abg. Brigitte Hofmeyer (SPD))

Dazu brauchen wir zunächst ein echtes Moratorium. Für
die hessische SPD sage ich auch ganz deutlich: Ich habe
keine große Hoffnung, dass sich Fracking irgendwann ein-
mal risikofrei wird betreiben lassen.

Die Kollegin Dorn hat das schon angesprochen. Selbst
wenn es irgendwann einmal Clean Fracking gibt – also oh-
ne Chemikalien –, dann haben wir immer noch das Pro-
blem mit dem sogenannten Lagerstättenwasser und mit
dem Flowback, der Verpressung des verunreinigten Was-
sers.

(Zuruf des Abg. Peter Stephan (CDU))

Das wird auch in Zukunft der Fall sein.

(Peter Stephan (CDU): Da haben Sie das gleiche
Wasser!)

9210 Hessischer Landtag · 18. Wahlperiode · 131. Sitzung · 27. Februar 2013



In dem Lagerstättenwasser ist krebserregendes Benzol ent-
halten. In Niedersachsen hat das schon zu großen Proble-
men geführt. Deswegen sage ich Ihnen ziemlich deutlich,
so viel Klarheit gehört dazu: Als hessische SPD werden
wir auf unserem Landesparteitag in der nächsten Woche in
Hanau sagen, wir als SPD in Hessen sind gegen das Fra-
cking und werden uns dagegen stark machen.

(Beifall bei der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, der gemeinsame
Antrag von SPD und GRÜNEN gibt dieser Regierung, die-
ser Koalition, endlich einmal die Gelegenheit, Farbe zu be-
kennen. Ich kenne nur Pressemitteilungen von den Kolle-
gen Heidel, von Zech, Lenders und Posch, die unisono ge-
sagt haben, Fracking sei eine Chance, und von der Ministe-
rin, die den Eindruck erweckt, sie sei dagegen. Heute ha-
ben Sie endlich einmal Gelegenheit, hier Farbe zu beken-
nen: Was gilt in Hessen? Wo steht die FDP in dieser Frage
in Hessen – bei den Menschen oder bei dieser Technolo-
gie, die nicht beherrschbar ist? Hier müssen Sie Farbe be-
kennen.

Ich kann Ihnen schon sagen, wie das ausgeht. Denn ich
kenne die Kollegen der FDP in der Regionalversammlung.
Es sind nicht sehr viele – Gott sei Dank.

(Heinrich Heidel (FDP): Das ist ja unglaublich!)

– Ich sage: „Gott sei Dank“ wegen der politischen Haltung.
Heinrich, wenn die alle so wären wie du, dann hätte ich da-
mit kein Problem.

(Heiterkeit)

Das muss man schon einmal dazusagen.

Die nordhessische Regionalversammlung hat sich fast ein-
stimmig gegen das Fracking ausgesprochen – nur die FDP
war dafür. Ich sage Ihnen: Die Menschen in Nordhessen
wollen diese Technologie nicht.

Durch Beschlüsse in den Kommunen, den Kreistagen, in
der Regionalversammlung haben wir unseren Einfluss ge-
nutzt und uns klar und deutlich positioniert.

(Zuruf des Clemens Reif (CDU))

Meine sehr verehrten Damen und Herren von Schwarz-
Gelb, jetzt sind Sie am Zug.

(Beifall bei der SPD)

Ich möchte noch kurz daran erinnern, worüber wir eigent-
lich reden. Wir haben hier im Schieferstein gebundenes
Erdgas, das gerade einmal den Erdgasbedarf Deutschlands
der nächsten 13 Jahre decken würde.

Es ist doch keine Perspektive für die Zukunft. Wir ver-
schieben doch nur dringende Fragen in die Zukunft. Wir
würden doch nur die Energiewende in die Zukunft ver-
schieben und dafür riesige Umweltrisiken in Kauf nehmen.
Wir müssen nicht noch das letzte bisschen Erdgas aus der
Erde herauspressen. Das steht in gar keinem Verhältnis.
Das hat auch die Expertenanhörung im Landtag deutlich
gemacht.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Unsere Befürchtung ist leider groß, dass die Hessische
Landesregierung wieder einmal auf Zeit spielt. So sollen
erst im Sommer zwei hessische Gutachten vorliegen. Das
Hessische Landesamt für Umwelt und Geologie ist beauf-
tragt worden, das vorliegende Gutachten des Umweltbun-

desamtes und des Landes Nordrhein-Westfalen auf hessi-
sche Besonderheiten auszuwerten. Das ist das erste Gut-
achten, auf das wir in Hessen warten. Zweitens ist die Uni
Marburg beauftragt worden, zu schauen, inwiefern die ein-
hellig negativen Stellungnahmen der Kommunen im Sinne
des Bergrechts dem überwiegenden öffentlichen Interesse
entsprechen, dass Fracking abzulehnen ist. Auch auf dieses
Gutachten warten wir.

Frau Puttrich hat in der letzten Umweltausschusssitzung
gesagt, diese Gutachten kämen irgendwann im Sommer,
und dann müsse sie die Landesregierung erst noch bewer-
ten. Man hat schon gemerkt, hier wird auf Zeit gespielt. Ich
sage Ihnen die klare Forderung: Wir wollen vor der Land-
tagswahl Klarheit. Wir fordern Sie auf, diese beiden Gut-
achten vor der Sommerpause auf den Tisch des Umwelt-
ausschusses zu legen, damit wir uns dort damit beschäfti-
gen können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir sind auch
nicht ohne Grund skeptisch. Schauen Sie einmal nach Nie-
dersachsen. Was ist denn da passiert? – Einen Tag, nach-
dem diese Landesregierung abgewählt wurde, an dem
Montag hat die dann noch amtierende schwarz-gelbe Re-
gierung ein Erkundungsverfahren in der Lüneburger Heide
genehmigt. Aus dem Wahlkampf herausgehalten – sie wa-
ren schon abgewählt, aber dann haben sie noch die Geneh-
migung erteilt.

(Petra Fuhrmann (SPD): Unglaublich!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, es tut mir leid,
dass ich Ihnen das jetzt unterstellen muss. Aber ich traue
das Schwarz-Gelb in Hessen auch zu. Ich traue Ihnen das
zu.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Sie haben die Chance, heute hier Position zu beziehen. Sie
haben die Chance, diesen dürftigen Gesetzentwurf in Ber-
lin zu stoppen. Hessen sollte im Interesse der Menschen,
insbesondere in Nordhessen, wo es ein riesengroßes The-
ma ist, seine Möglichkeiten nutzen, vor der Wahl Fakten
zu schaffen. Nach der Wahl werden Sie dazu nicht mehr
die Chance haben. Dann wird es Rot-Grün übernehmen, im
Sinne der Menschen, der Umwelt und einer Energiewende
hin zu erneuerbaren Energien. Denn das ist die Antwort
auf die Frage, und nicht Fracking. – Danke.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Gremmels. – Als nächster Red-
ner hat sich Kollege Landau von der CDU-Fraktion zu
Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege Landau, Sie ha-
ben das Wort.

Dirk Landau (CDU):

Guten Morgen, Frau Präsidentin, guten Morgen, verehrte
Kolleginnen und Kollegen!

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Guten Morgen, Kollege Landau!)
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Frau Präsidentin, zunächst bitte ich um die Erlaubnis, eine
Grafik zeigen zu dürfen.

Verehrte Kolleginnen und Kollegen, der hier zu diskutie-
rende Antrag von SPD und GRÜNEN bezieht sich auf ein
Thema, das zurzeit viele beschäftigt, kontrovers diskutiert
wird sowie Befürchtungen vieler Menschen und auch de-
ren Erwartungen an die Politik berührt. Damit hat dieses
Thema eine intensive Betrachtung verdient und macht auch
Handlungen der Politik notwendig.

So richtig die Thematisierung der unkonventionellen Erd-
gasförderung und des Frackingvorgangs als Teil davon
durch die Fraktionen der SPD und der GRÜNEN in einer
Landtagsdebatte ist, so falsch ist bereits die Überschrift Ih-
res Antrags. Diese ist Ausdruck einer – vielleicht bewuss-
ten – Fehlinterpretation. Ich sage Ihnen auch, warum. Der-
zeit gibt es nämlich keine passenden gesetzlichen Rege-
lungen für die relativ neue Technologie des Frackings; das
anwendbare Bergrecht ist darauf nicht ausgelegt. Deshalb
hat die Bundesregierung angekündigt, die Gesetze anzu-
passen, damit sie für diesen Bereich vernünftig anwendbar
sind. Hierbei wird es, anders als von Ihnen vorgetragen, zu
einer Erschwerung und Einschränkung von Fracking im
Vergleich zur jetzigen rechtlichen Situation kommen.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Timon Grem-
mels (SPD): Das sieht Herr Rösler anders!)

Der gemeinsame Antrag von SPD und GRÜNEN spricht
hingegen von Fracking-Erleichterungen – eine Einschät-
zung, die von der Fachwelt so nicht geteilt wird. Ich hätte
Verständnis dafür, wenn Sie sagen, dass Ihnen das, was
jetzt in Berlin geschieht, nicht weit genug geht.

(Timon Gremmels (SPD): Wo ist denn der schwarz-
gelbe Antrag im Landtag?)

– Herr Gremmels, rufen Sie nicht laufend dazwischen. Es
wird nicht besser. – Wenn Sie anführen würden, dass es Ih-
nen in Berlin nicht weit genug ginge, könnte ich das noch
nachvollziehen. Aber die Schürung von Ängsten mit
falschen Behauptungen sollte kein Politikansatz sein, liebe
Sozialdemokraten und liebe GRÜNE.

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Brigitte Hof-
meyer (SPD))

Mit Blick auf die Umwelt und die Sorgen der Menschen
sagen wir: Es ist richtig, wenn nun enge Rahmenbedingun-
gen für das Fracking erarbeitet werden. Wir stimmen dem
Bundesumweltminister aus voller Überzeugung zu, dass
auch in Zukunft keine Förderung in Wasserschutzgebieten
stattfinden kann.

(Timon Gremmels (SPD): Das ist doch selbstver-
ständlich! – Petra Fuhrmann (SPD): Was denn
noch?)

Dabei rege ich an, die Heilquellenschutzgebiete ebenfalls
namentlich in dem Ausschluss aufzuführen. Wir sehen
ebenfalls wie Herr Altmaier eine Umweltverträglichkeits-
prüfung bei jedem Frackingvorhaben als zwingend an.

Der Berliner Gesetzentwurf wird dafür Sorge tragen, dass
Schiefergasgewinnung, so sie überhaupt unter der Erwar-
tung ausreichender Fördermengen, diesen gesetzlichen Be-
dingungen und wirtschaftlichen Gesichtspunkten sinnvoll
erscheint, sicher und umweltverträglich durchgeführt wer-
den kann und auch muss.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Sie glauben auch noch an den Weihnachtsmann!)

Die von der Industrie ins Auge gefasste umfangreiche An-
wendung dieser Fördertechnik bringt neue Herausforderun-
gen mit sich und wirft neue Fragen auf. Dies gilt vor allem
vor dem Hintergrund, dass es sich um eine sogenannte Ri-
sikotechnik handelt. Die politische Entscheidungsfindung
muss vielerlei Punkte berücksichtigen. Die Abläufe der
Verwaltungspraxis sind zu beachten. Weiterhin sind Ab-
wägungen hinsichtlich Rohstoffabhängigkeit, Versor-
gungssicherheit und der Beschäftigungssicherung einzube-
ziehen.

Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kollegen, fest steht
aber auch: Fracking gibt es in Deutschland seit 50 Jahren.
Bereits knapp 300 Fracks sind in Deutschland und 1,2 Mil-
lionen weltweit durchgeführt worden, ohne gravierende
Vorfälle.

(Zurufe der Abg. Timon Gremmels (SPD) und An-
gela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Man muss auch einmal deutlich machen: Die rechtlichen
Anforderungen an das Fracking sind in Deutschland schon
heute enorm hoch und mit denen in den USA nicht zu ver-
gleichen.

(Timon Gremmels (SPD): Weil es eine andere Ge-
steinsart ist!)

Im Zusammenhang mit der Beantragung einer Erlaubnis
für das Aufsuchen von Erdgasquellen muss die Bergbaube-
hörde eingespannt werden. Die Wasserbehörden erhalten
Mitsprache. Und es muss abgewogen werden, ob das bean-
tragende Unternehmen zuverlässig ist und entgegenstehen-
de Allgemeininteressen nicht überwiegen.

(Petra Fuhrmann (SPD): Also ja!)

Bei der Bewältigung der Förderung ist es genauso. Auch
hier verfügt die Bergbaubehörde über ein ganz klares Re-
gularium, nach dem geprüft werden muss. Da geht es um
Gefahrenvorsorge und Abfallbeseitigung. Die Zulassung
für eine Förderung erfolgt letztlich unter Anwendung des
Bergrechts im Einvernehmen mit der Wasserbehörde und
den Kommunen als Planungsträgern.

Das alles verschärfen wir durch das, was jetzt in Berlin er-
arbeitet wird. Nach der geltenden Rechtslage ist es bei-
spielsweise so, dass erst bei einer Förderung – das ist einer
der Unterschiede – von mehr als 500.000 m³ pro Tag eine
Umweltverträglichkeitsprüfung obligatorisch vorgeschrie-
ben ist. Die Bundesregierung weitet das jetzt aus. Worin
Sie da eine Aufweichung und Erleichterung sehen, das
bleibt Ihr Geheimnis.

Der Schutz der natürlichen Lebensgrundlagen ist für uns
wichtig und steht nicht zur Disposition. Wirtschaftliche
Überlegungen, das sage ich hier auch ganz deutlich, haben
sich diesem Punkt stets unterzuordnen. Das gilt erst recht
beim Fracking. Ich kann mich nur wiederholen: Für uns,
die CDU-Fraktion im Hessischen Landtag, steht fest, dass
die Frackingtechnologie im Umfeld von Trinkwasser-, Mi-
neralwasser- und Heilquellen nichts zu suchen hat,

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das wäre ja noch schöner!)

weder oben in Schutzzonen, noch unter diesen Gebieten
tief in der Erde. Der Schutz des Wassers geht eindeutig
und ohne Einschränkung vor. Deshalb wird in Hessen
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nichts entschieden, genehmigt oder erlaubt, solange nicht
eine ausreichende wissenschaftliche Basis vorhanden ist.
Dies glaubhaft aufzuzeigen kann keinerlei Gefahr bedeu-
ten. Diese Haltung findet sich auch ganz klar im hessi-
schen Umweltministerium wieder.

Zum Stichwort „Moratorium“ in Ihrem Antrag. Wir in
Hessen haben ein echtes Moratorium, wenngleich es nicht
mit diesem Namen in Zusammenhang gebracht wird. In
Nordrhein-Westfalen hingegen, das Sie immer gerne zitie-
ren, wird von einem grünen Minister zwar ein Moratorium
verkündet, doch die Realität sieht anders aus.

(Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE): Da haben Sie
recht!)

Denn die einzelnen Bezirke stellen munter Erlaubnisse aus.
Die Ministerpräsidentin Hannelore Kraft, die gleichzeitig
Koordinatorin der SPD-geführten Bundesländer ist, zeigt
sich im Hinblick auf eine Einigung im Bundesrat offen. Sie
sagt:

Fracking ist für Nordrhein-Westfalen ein sehr be-
deutsames Thema, da hier große Vorkommen an
Schiefergas vermutet werden.

(Timon Gremmels (SPD): Lesen Sie einmal weiter!)

Sie stellt Forderungen für die Durchführung von Fracking
auf, deren Aufnahme in den Gesetzentwurf der Bundesre-
gierung von ihrem Wirtschaftsminister Garrelt Duin als
„gut“ bezeichnet wird.

(Zurufe von der CDU: Aha! – Hört, hört!)

Insofern stelle ich fest, dass die SPD in Düsseldorf glaub-
würdiger mit dem Thema umgeht als die SPD in Wiesba-
den.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Zum Thema „unabhängige Gutachten“ kann ich Folgendes
sagen. Wir haben mehrere Gutachten in Auftrag gegeben.
Jetzt warten wir die Ergebnisse und die damit einhergehen-
den wissenschaftlichen Erkenntnisse ab. Sollten diese erge-
ben, dass für die Umwelt in der Region keinerlei Gefahr
besteht, dann – und nur dann – kann man weiter darüber
nachdenken, ob die Anwendung dieser Technik in Zukunft
infrage kommt. Es bleibt abzuwarten, ob das in der Ent-
wicklung befindliche Green Fracking das hält, was es ver-
spricht. Der aktuelle Ansatz, einen Großteil der eingesetz-
ten Fluide durch Maisstärke zu ersetzen, zeigt aber, dass
auch hier im Zuge von Weiterentwicklungen neue Wege
beschritten werden könnten.

Akzeptanz – um auch darauf zu sprechen zu kommen –
kann nur durch ein hohes Maß an Transparenz geschaffen
werden. Das ist die Antwort auf die Sorgen der vor Ort be-
troffenen Bürgerinnen und Bürger und ebenso Vorausset-
zung für den möglichen Einsatz der Frackingtechnologie.

Ich persönlich glaube, dass die Frackingtechnologie in ei-
nem dicht besiedelten Raum, wie wir ihn hier haben, nur
schwer machbar sein wird. Auch ein Blick auf die Karte
Nordhessens, wo sich das Explorationsgebiet „Adler
South“ erstreckt, macht deutlich: Nach Abzug sämtlicher
wasserrechtlicher Schutzzonen bleiben nur wenige, in ihrer
Dimensionierung zu kleine Gebiete, um Fracking über-
haupt profitabel durchzuführen.

(Brigitte Hofmeyer (SPD): Auch das ist schon zu
viel!)

Ich habe Ihnen hier eine Karte mitgebracht.

(Der Redner hält ein Schaubild hoch.)

Ich glaube, darauf können Sie erkennen, wie viele Gebiete
in Nordhessen von einer solchen Nutzung ausgeschlossen
sind. Es bleibt wirklich nur noch sehr wenig übrig, eigent-
lich gar nichts, sodass wir wahrscheinlich eine Phantom-
diskussion führen. Von „Saudis in Nordhessen“ zu reden
bleibt Wunschdenken.

Fazit: Wir von der CDU-Fraktion sehen zum gegenwärti-
gen Zeitpunkt keine Möglichkeit zur Anwendung von Fra-
cking. Dafür gibt es zu viele Fragen, die erst geklärt wer-
den müssen. Es muss definitiv ausgeschlossen werden,
dass bekannte, aber auch vermutete Risiken und Problem-
stellungen auftreten können. Erst dann – das ist der Unter-
schied zu Ihnen – zeigen wir uns offen dafür, dass Fra-
cking in der Zukunft zum Zuge kommen kann. Aber bis
dahin ist eine Menge zu klären. Am heutigen Tage ist zu
sagen: Fracking wird hier in Hessen nicht zum Zuge kom-
men.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Danke schön, Herr Kollege Landau. – Für eine Kurzinter-
vention hat sich Kollege Gremmels von der SPD-Fraktion
zu Wort gemeldet. Herr Kollege, Sie haben zwei Minuten
Redezeit.

Timon Gremmels (SPD):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Da man weiß, was kommt und was einem vor-
gehalten wird, ist man vorbereitet.

Man sollte die Zitate ganz lesen und hier vollständig vor-
tragen. Hannelore Kraft hat gesagt, ihre Regierung werde
Fracking verhindern, „solange die Risiken für Mensch und
Umwelt nicht vollständig ausgeschlossen sind“. Sie sind
derzeit nicht vollständig ausgeschlossen. Daher wird es
kein Fracking geben. Das hat sie gesagt.

(Beifall bei der SPD – Zuruf des Abg. Peter Stephan
(CDU))

Das ist im Wortlaut fast das Gleiche, was der bayerische
Umweltminister gesagt hat. Er hat gesagt: „Durch Fracking
unkonventionelle Gasvorkommen zu erschließen muss ver-
boten bleiben, solange die Risiken für Mensch und Natur
nicht sicher abschätzbar sind.“ – Die Aussagen des bayeri-
schen Umweltministers und von Frau Kraft sind praktisch
identisch.

Wir sagen: Diese Technologie hat keine Zukunft, weil die
Folgen nicht absehbar sind. – Deshalb gehört es zu Wahr-
heit und Klarheit, hier vollständig und richtig zu zitieren
und nicht mit Halbwahrheiten zu agieren. Das weisen wir
aufs Schärfste zurück.

(Beifall bei der SPD)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Gremmels. – Herr Landau, Sie
haben zwei Minuten Redezeit zur Erwiderung.
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Dirk Landau (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!

(Judith Lannert (CDU): Halten Sie Herrn Gremmels
seine Halbwahrheiten vor!)

Herr Gremmels, ich glaube, dass ich schon richtig zitiert
habe und dass zwischen dem, was ich zitiert habe, und
dem, was Sie zitiert haben, eigentlich kein großer Unter-
schied besteht.

(Timon Gremmels (SPD): Sie haben unvollständig
zitiert!)

– Ich habe darauf hingewiesen, dass in Nordrhein-Westfa-
len eine gewisse Zweideutigkeit anzutreffen ist, wenn dort
Claims abgesteckt werden können und etwas möglich ist,
was die dortige Landesregierung gegenüber dem Landtag
ausschließt.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der FDP
– Zurufe von der SPD)

Das ist letztlich doch auch unsere Position. Auch wir sa-
gen: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt überwiegen die Beden-
ken, die wir bezüglich Fracking haben. Wir möchten es
aber nicht für alle Ewigkeit ausschließen, weil wir, wie bei
so vielen anderen Technologien, vor Augen haben, dass
technische Entwicklungen stattfinden können, die mögli-
cherweise geeignet sind, die Risiken auszuschließen, von
denen wir heute wissen. Wenn das der Fall sein sollte,
wenn der Rahmen eingehalten werden kann, der jetzt in
Berlin definiert wird, dann kann Fracking in der Zukunft
möglicherweise doch zum Zuge kommen. Es gibt in der
Tat einige Gründe, die für den Einsatz von Fracking spre-
chen; ich habe sie schlagwortartig aufgeführt.

Insofern gibt es keinen Dissens zwischen dem, was Sie zi-
tiert haben, und dem, was ich gesagt habe.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Danke schön, Herr Kollege Landau. – Als nächste Redne-
rin hat sich Frau Kollegin Schott von der Fraktion DIE
LINKE zu Wort gemeldet. Bitte schön, Frau Kollegin.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Ich finde die
Debatte heute Morgen sehr beeindruckend, weil ich immer
wieder höre, dass wir bestimmte Dinge nicht wissen, nicht
einschätzen und nicht beurteilen können.

Ich verstehe das, ehrlich gesagt, nicht. Fracking bedeutet,
dass mit hohem Druck enorme Mengen Wasser, angerei-
chert mit Chemikalien – von denen wir wissen, dass einige
in höchstem Maße wassergefährdend sind, Gefährdungs-
stufe 3, dass sie krebserregend sind –, und zwar in einer
Menge, die sich bei jedem Frackvorgang auf Tonnen be-
läuft – wir reden also nicht von homöopathischen Dosen –,
in die Erde befördert werden. Was muss man mehr wissen,
um zu sagen, dass das nicht sein kann und sein darf?

(Beifall bei der LINKEN)

Ich bin in den letzten Wochen und Monaten in Nordhessen
Hunderten von Menschen begegnet, denn die BI „Fra-

ckingfreies Hessen“ schafft es, in jedem Dorf jeden belie-
bigen Saal bis auf den letzten Platz zu füllen.

(Frank Sürmann (FDP): Mit Ihrer Hilfe!)

– Ich brauche dazu überhaupt nichts zu tun. – Die Men-
schen, die sich dort zusammengetan haben, kenne ich zum
großen Teil nicht. Ich würde sie gern kennenlernen, und
Sie sollten sie vielleicht auch kennenlernen, weil diese
Menschen sehr deutlich zum Ausdruck bringen, dass sie
Angst vor dieser Technologie haben, dass sie diese Tech-
nologie nicht haben wollen und dass für sie eindeutig ge-
klärt ist, dass man einer solchen Technologie in keiner
Weise eine Zustimmung erteilen kann. Wenn ich in der La-
ge wäre, derart viele Menschen zu mobilisieren, wäre ich
sehr dankbar und würde mich sehr freuen. Das aber gelingt
der Diskussion, die zurzeit darum geführt wird, dass man
in Nordhessen Fracking möglicherweise ausprobieren will.
An der Stelle bin ich der Ministerin wirklich dankbar, dass
sie bislang eine ganz klare Linie gegen Fracking gezeigt
hat.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich muss außerdem sagen: Es tut mir sehr leid, dass ein
Amtskollege aus einem Nachbarland durch seine Handlun-
gen Skepsis auf allen Seiten laut werden lässt. Wenn der
Kollege in Niedersachsen in einem Moment, wo er eigent-
lich abgewählt ist, noch Genehmigungen erteilt, beschädigt
das an der Stelle auch Sie, Frau Ministerin. Das tut mir
wirklich leid für Sie, weil ich das, was Sie bisher getan ha-
ben, richtig finde.

Ich denke aber auch, es reicht nicht, dass wir von Morato-
rien reden; denn es muss doch klar sein, dass die Technolo-
gie, über die wir reden, toxische Chemikalien unter hohem
Druck in die Erde zu pumpen, verboten werden muss. Da-
für brauchen wir kein Moratorium. Ich denke, wir brau-
chen dafür auch keine weiteren Gutachten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wir brauchen keine weiteren wissenschaftlichen Ausfüh-
rungen. Niemand hat bislang auch nur im Ansatz gesagt,
diese Technologie könnte vielleicht auf irgendwelche Art
und Weise, unter diesen oder jenen Umständen, nicht um-
weltgefährdend sein. Es ist eindeutig, dass die Technologie
so, wie sie jetzt ist, umweltgefährdend ist. Mehr braucht
man an der Stelle doch nicht zu wissen. Deshalb braucht
man doch auch kein Moratorium.

(Widerspruch der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

– Es gibt zurzeit kein anderes Verfahren. Es gibt die Idee,
dass es eines geben könnte. Das ist aber etwas anderes.

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

– Wenn es möglicherweise ein anderes Verfahren geben
könnte, für das zurzeit wissenschaftlich aber keine Grund-
lage gegeben ist, kann man über das neue Verfahren dann
reden, wenn es in der Welt ist. Die derzeitige Technologie
gehört aber schlicht und ergreifend verboten.

(Beifall bei der LINKEN)

Wenn ich dann höre, was jetzt diskutiert wird, dass Was-
serschutzgebiete geschützt werden sollen, gleichzeitig aber
schon wieder die Rede davon ist, dass es auch Sonderge-
nehmigungen geben könnte: Diese Diskussion kann ich
nicht verstehen.
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(Peter Stephan (CDU): Wo soll das der Fall sein?)

Wenn ich höre, dass wir dieses Gas als Brückentechnolo-
gie noch dringend brauchen, frage ich mich, warum bei der
Erdölförderung jedes Jahr weltweit 150 bis 170 Milliar-
den m³ Gas sinn- und nutzlos abgefackelt werden dürfen.
Wir verbrauchen in Deutschland ungefähr 195 Milliar-
den m³ Gas. Das heißt – nur als rechnerisches Beispiel –,
wir könnten den Gesamtbedarf dieses Landes an Gas und
noch viel mehr allein dadurch decken, dass bei der Erdöl-
förderung nicht massenhaft Gas sinnlos abgefackelt wird.

Dieses abgefackelte Gas verursacht auch eine erhebliche
Umweltverschmutzung. Es wird sinn- und nutzlos in die
Atmosphäre geblasen. Wenn man es stattdessen gewinnen
würde, könnte man die weltweiten Gasvorkommen erheb-
lich strecken und es darüber hinaus sinnvoll verwenden. Es
ist doch viel klüger, dieses Gas zu nutzen und dort einen
Umweltschaden zu vermeiden, statt darüber nachzudenken,
ob man an einer anderen Stelle mittels Fracking Gas aus
der Erde holt und dadurch erneut erhebliche Umweltschä-
den verursacht.

(Beifall bei der LINKEN)

In Richtung GRÜNE und SPD in Niedersachsen muss ich
noch einmal sagen, dass ich von dem Koalitionsentwurf
schon ein bisschen enttäuscht war. Er ist ziemlich weichge-
spült; er ist nicht mehr eindeutig. Es kommt darin, wenn
ich richtig gelesen habe, nicht einmal mehr das Wort „Mo-
ratorium“ vor. Angesichts der Formulierung, die jetzt ent-
halten ist, muss man eigentlich sagen: Na ja, dort heißt es
zwar nicht: „Wir wollen das hier und heute“, aber es lässt
durchaus Türen offen. – Ich hätte mir da wirklich schärfere
und klarere Formulierungen gewünscht. Auch hier gibt es
also einen dringenden Nachbesserungsbedarf. – Danke
schön.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Schott. – Als nächster Redner
hat sich Kollege Sürmann von der FDP-Fraktion zu Wort
gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege Sürmann.

Frank Sürmann (FDP):

Frau Präsidentin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Von den Rednern der Opposition wurde hier zwar mehr-
fach beschrieben, was Fracking ist – „Hydraulic Fractu-
ring“ ist der richtige Ausdruck –, aber es wurde nicht er-
wähnt, wo das stattfindet. Es wurde der Eindruck vermit-
telt, als ob das knapp unterhalb der Erdoberfläche erfolgte
und das Trinkwasser unmittelbar gefährdet wäre.

Um es noch einmal deutlich zu sagen: Fracking findet in
1.000 bis 5.000 m Tiefe statt: dort, wo kein Grundwasser
mehr fließt und wo wir eine giftige Substanz haben, die
nicht vergleichbar ist mit dem, was an Flüssigkeit hinein-
gepumpt wird.

(Timon Gremmels (SPD): Aber das muss doch
durch die anderen Schichten durch, Herr Kollege!)

Das sage ich zunächst einmal, damit Sie verstehen, was
dort gemacht wird. Bei dem, was obendrauf gestellt wird,
handelt es sich nicht um industrielle Anlagen, die sehr viel
Fläche verbrauchen, sondern es sind relativ kleine, sogar

mobile Anlagen, die auch schnell wieder abgebaut werden
können.

Nachdem ich das vorausgeschickt habe, müssen wir uns
einmal betrachten, wie die Situation in den USA ist, wo,
wie übrigens auch in Niedersachsen, Fracking seit Jahr-
zehnten angewandt wird. Der Präsident sagt selbst, durch
die unkonventionelle Erdgasförderung sind 600.000 neue
Jobs entstanden. Die Ölimporte sind im vergangenen Jahr
täglich um 1 Million Fässer verringert worden. Der Ölpreis
ist seit 2008 um zwei Drittel gesunken.

Der Kohlendioxidausstoß ist durch die frackingbedingte
Ausmusterung von alten Kohlekraftwerken seit 2007 um
fast 10 % gesunken. Sie vergessen häufig, dass es dabei
auch um die CO2-Diskussion geht. Seit 20 Jahren waren
die USA nicht mehr so unabhängig von ausländischem Öl
wie heute. North Dakota – dort, wo Fracking am meisten
angewandt wird – ist von einem armen Präriestaat zu ei-
nem der wohlhabendsten US-Staaten geworden. Allerdings
betone ich ausdrücklich, dass ich Nordhessen nicht mit
North Dakota vergleichen will.

(Heiterkeit bei der FDP)

Die Zahl der Bohrungen liegt in den USA bei 40.000. Die-
se Zahl werden wir hier natürlich nicht erreichen.

Wie sieht die Situation in Deutschland aus? Es gibt zwei
Unternehmen, die sich wesentlich an der Aufsuchung be-
teiligen wollen. Neben BNK, die sich bei uns im Umwelt-
ausschuss vorgestellt und einen Vortrag gehalten haben –
übrigens auch über die Zusammensetzung der Fracking-
flüssigkeiten –, sind es in erster Linie Wintershall, ein
deutsches Unternehmen, das zu BASF gehört, und Exxon-
Mobil, die hier tätig sind.

Wintershall arbeitet damit bereits in Russland, in Argenti-
nien und in den Niederlanden. ExxonMobil hat sechs Er-
kundungsbohrungen für Schiefergas fertiggestellt: Fünf da-
von haben in Niedersachsen stattgefunden, drei weitere
sind dort geplant, und jüngst ist von Frau Kraft auch eine
in NRW genehmigt worden. Darum kommt man nicht her-
um. Was das Kohleflözgas betrifft, so sind zwei Bohrun-
gen in Niedersachsen und eine in NRW beantragt worden.
Wir befinden uns also bereits im Aufsuchungsverfahren,
und das in einem nicht gerade geringen Umfang.

Das förderbare Vorkommen wird auf 0,7 bis 2,3 Millio-
nen m³ Erdgas geschätzt. Wir verbrauchen 84 Milliar-
den m³ pro Jahr. Wir können nicht mehr die Augen davor
verschließen, dass die erreichbare Menge so groß ist, dass
sich Fracking lohnen könnte.

Aufgrund dieser Erkenntnisse, die allen zugänglich sind,
haben wir, die FDP-Fraktion, recht frühzeitig, nämlich be-
vor die emotionale Diskussion losging,

(Timon Gremmels (SPD): Bevor die Fakten kamen!)

einen Beschluss gefasst: Wir haben gesagt, wir erachten es
als notwendig, dass im Sinne eines Bekenntnisses zuguns-
ten neuer Technologien und einer vernünftigen Ressour-
cenbewirtschaftung eine von Objektivität und Sachlichkeit
getragene Herangehensweise vor voreiligen und unum-
kehrbaren Beschlüssen steht. Dabei ist zu beachten, dass
die Hebung eigener Vorkommen durch alternative Förder-
technologien einen wichtigen Beitrag zur unabhängigen
und sicheren Versorgung mit Rohstoffen – in Hessen bei-
spielsweise mit Erdgas – leisten kann.
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Wir haben weiter betont, dass im Rahmen einer unkonven-
tionellen Förderung von Erdgas der Schutz der Gesundheit
der Bevölkerung, der Schutz der Umwelt sowie der Schutz
von Grund- und Oberflächenwasser gewahrt bleiben müs-
sen. Beim Hydraulic Fracturing – kurz „Fracking“ genannt
– dürfen keine umwelttoxischen Gefahren entstehen. Die
FDP-Fraktion befürwortet deswegen eine hessenspezifi-
sche, unabhängige Auswertung des Gutachtens des Um-
weltbundesamts durch das Hessische Landesamt für Um-
welt und Geologie – unser berühmtes HLUG.

Wir stellen weiterhin fest, dass das Hydraulic-Fracturing-
Förderverfahren in Wasserschutz-, in Trinkwassergewin-
nungs- und in Heilquellengebieten nach wasserrechtlichen
Vorgaben bereits jetzt grundsätzlich nicht genehmigungs-
fähig ist und dass dies auch in Zukunft so bleiben soll. In-
sofern wissen wir heute schon, dass der Verordnungsent-
wurf, den ich gleich noch einmal hervorholen werde, de-
klaratorische Wirkung hat.

Des Weiteren sagen wir, wenn ein Antrag auf eine Aufsu-
chungserlaubnis ein Verfahren nach geltendem Bergrecht
darstellt: Das ist geltendes Bergrecht, und das Aufsu-
chungsverfahren kann nicht verboten werden. Das gesamte
Genehmigungsverfahren ist nach rechtsstaatlichen Prinzi-
pien durchzuführen. Die in der Öffentlichkeit bestehenden
Ängste und Bedenken allein können keine Gründe sein,
einen Antrag auf Aufsuchung abzulehnen. Vielmehr hat
sich die Entscheidung nach dem jeweils neuesten Stand
von Wissenschaft und Technik und den bekannten Risiken
in Abwägung mit den Sicherungssystemen zu richten.

Wir sprechen uns weiterhin unabhängig von derzeit in
Hessen anhängigen Verfahren dafür aus, die Umweltver-
träglichkeitsprüfung zukünftig als Voraussetzung für die
Genehmigung eines Betriebsplanverfahrens bzw. Aufsu-
chungsverfahrens bei Frackingvorhaben zu verankern.
Dementsprechend ist die Öffentlichkeit nach den Regeln
des Umweltinformationsgesetzes frühzeitig und umfassend
über die Chancen und Risiken sowie über umweltverträgli-
che Möglichkeiten der Gasgewinnung aus unkonventionel-
len Lagerstätten zu informieren.

Wir fordern darüber hinaus den Erlass einer technischen
Richtlinie, an der sich die zulässigen Maßnahmen zur un-
konventionellen Gasförderung ausrichten lassen. Im Rah-
men von Genehmigungsverfahren sind fortlaufend und un-
mittelbar die neuesten Erkenntnisse der wissenschaftlichen
Forschung zu berücksichtigen. Wir erwarten von der Erd-
öl- und der Erdgasförderindustrie, dass sie zukünftig Fra-
ckingflüssigkeiten mit geringer Umweltbelastung ent-
wickeln und einsetzen.

(Timon Gremmels (SPD): Gering! Was ist mit „ge-
ring“ gemeint, Herr Sürmann?)

Ziel muss die Entwicklung von Frackingflüssigkeiten ohne
jede Umweltbelastung sein: das sogenannte Clean Fra-
cking. Wir halten deshalb die Forschungsarbeit an Fra-
ckingverfahren ohne chemische Additive für unerlässlich,
und wir unterstützen dies ausdrücklich.

Die FDP-Fraktion fordert die Offenlegung aller Bestand-
teile der eingesetzten Frackingflüssigkeiten, bis Fracking
ohne chemische Additive technisch und wirtschaftlich um-
gesetzt werden kann. Dies haben wir im Januar 2013 ge-
fordert, als noch keiner darüber diskutiert hat.

Unter diesen Voraussetzungen, die ich gerade beschrieben
habe, wäre es unverantwortlich, nicht einmal den Versuch

zu unternehmen, zu schauen, was da unten los ist und wie
ich das herausholen kann, damit Deutschland nicht davon
abhängig ist, ob eine Firma Gazprom sagt: Wir drehen
euch den Hahn auf oder ab.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Peter Stephan
(CDU) – Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

Frau Dorn hat es richtig beschrieben. Sie haben kritisch be-
merkt, CDU und FDP würden Gas geben im Hinblick auf
das, was in Berlin passiert ist. Ja, wir schaffen die Voraus-
setzungen dafür, dass wir Gas geben können. Das ist auch
richtig so.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Wahnsinn! – Präsident Norbert Kartmann über-
nimmt den Vorsitz.)

Herr Gremmels rühmt sich damit, aufgrund der Anfrage
der SPD-Fraktion durch Herrn Lotz Angst und Schrecken
hervorgerufen zu haben.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Was Sie in Nordhessen gemacht haben, ist unverantwort-
lich: Ängste zu schüren,

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

zu unterstützen und den Leuten zu erzählen, dass beispiels-
weise in den USA

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD) – Gegen-
ruf des Abg. Dr. Frank Blechschmidt (FDP))

Leute tot wären, nur weil dort Fracking stattfindet. Was Sie
da machen, ist nicht in Ordnung. Das ist ein Verwischen.
Das ist Politik zum Nachteil von Deutschland, zum Nach-
teil von Hessen.

(Beifall bei der FDP – Timon Gremmels (SPD): Un-
glaublich!)

Schauen Sie sich an, worauf sich Herr Altmaier und Herr
Rösler geeinigt haben. Sie haben anhand der bestehenden
Gesetzeslage eingefügt, dass, deklaratorisch gesehen, in
Wasserschutzgebieten, in Heilquellenschutzgebieten und in
Trinkwassergewinnungsgebieten Fracking verboten ist.

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD) – Gegen-
ruf des Abg. Dr. Frank Blechschmidt (FDP): Dekla-
ratorisch!)

Das ist auch richtig und vernünftig. In den Änderungen ist
eingefügt worden, dass sämtliche Frackingmethoden der
Umweltverträglichkeitsprüfung unterliegen und diese auch
stattfinden muss. Auch das, was Frau Dorn vom Platz aus
gerufen hat, muss man berücksichtigen: Fracking findet
bereits bei Geothermie statt. Auch dort wird in großen Tie-
fen Gestein aufgesprengt, um Wärme herauszuholen.

(Zurufe der Abg. Angela Dorn und Tarek Al-Wazir
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Auch da wird diese Flüssigkeit hineingetan. Keiner von Ih-
nen, außer die schwarz-gelbe Regierung, hat erkannt, dass
auch dafür eine Umweltverträglichkeitsprüfung vonnöten
ist.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)
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Wir haben das gemacht und nicht Grün und Rot. Also ver-
stecken Sie sich bitte nicht dahinter, Sie seien die große
umweltrettende Partei. Sie haben gar nichts getan.

(Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Sie
haben keine Ahnung, von was Sie reden! – Zuruf
des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Sie haben die Geothermie hochgelobt und vergessen, dass
genau diese Technologie dort Anwendung findet. Das kann
auch Anwendung finden, wenn die Voraussetzungen zu-
treffen, wie sie jetzt bundesweit festgelegt worden sind.

(Zuruf des Abg. Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Ich bitte Sie darum, den Leuten nicht die Unwahrheit zu
sagen, sondern klar zu sagen: Hier sind die Chancen. Die
Risiken sind beherrschbar, wenn man so vorgeht, wie wir
das vorgeschlagen haben. – Vielen Dank für Ihre Aufmerk-
samkeit.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das wissen Sie doch gar nicht!)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Frau Staatsministerin Puttrich.

Lucia Puttrich, Ministerin für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Ich bin
der SPD und den GRÜNEN sehr dankbar, dass heute die-
ser Setzpunkt stattfindet, weil dadurch die Gelegenheit be-
steht, dieses Thema in dieser Form klarzustellen und, Herr
Gremmels, Ihrer ungeheuerlichen Unterstellung, dass auf
Zeit gespielt würde, entgegenzutreten.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Ich möchte hier das eine oder andere vom zeitlichen Ab-
lauf klarstellen. Unsere Position ist sehr klar und sehr ein-
deutig.

Im Rahmen der Umweltministerkonferenz am 21. Juni ver-
gangenen Jahres hat Hessen, übrigens als erstes Land im
Rahmen der Umweltministerkonferenz, das Thema Fra-
cking auf die Tagesordnung gebracht. Wir haben am 21.06.
einen Antrag von Hessen – wie gesagt: der erste in dieser
Runde zum Thema Fracking – verabschiedet, in dem wir
darum gebeten hatten, dass die Ergebnisse der von Frau
Dorn angesprochenen Untersuchung, die von Bundesseite
in Auftrag gegeben wurde, nämlich vom Umweltbundes-
amt, im Hinblick auf eine Risikobewertung, Handlungs-
empfehlungen, bestehende rechtliche Regelungen und Ver-
waltungsstrukturen ausgewertet werden. Diese sollten aus
dem Gutachten herausgearbeitet und uns vorgelegt werden.

Auf dieser UMK hatten wir aufgrund des Antrags von Hes-
sen ergänzend einen gemeinsamen Antrag aller Umweltmi-
nister verabschiedet, in dem ein Frackingverbot in Trink-
wasserschutz- und Heilquellenschutzgebieten sowie Öf-
fentlichkeitsbeteiligung vereinbart wurden. Das war die
erste hessische Aktivität.

Die zweite hessische Aktivität war die Umweltminister-
konferenz am 15.11. Da haben wir erneut einen Antrag für
die Umweltministerkonferenz gestellt, in dem wir uns klar

dafür ausgesprochen haben, dass eine obligatorische Um-
weltverträglichkeitsprüfung und Öffentlichkeitsbeteiligung
stattfinden sollen. Es gab zwei Anträge zum Thema Fra-
cking bei der UMK, einer von Nordrhein-Westfalen. Es
wurde dann ein gemeinsamer Antrag daraus gemacht. Die
verschiedenen Bestandteile der Anträge wurden zusam-
mengeführt. Am Ende kam ein Antrag heraus, der von al-
len getragen wurde, in dem man sich klar gegen ein Fra-
cking mit umwelttoxischen Substanzen ausgesprochen hat.
Das ist der Beschluss der Umweltministerkonferenz.

Dann gab es als Nächstes eine Vorlage im Bundesrat. Das
ist richtig. Einige Bundesländer haben diesen Beschluss
der Umweltministerkonferenz in einen Entschließungsan-
trag aufgenommen, um ihn im Bundesrat abstimmen zu
lassen. Dieser Entschließungsantrag, der dort zur Abstim-
mung kam, wurde von allen, auch von der Hessischen Lan-
desregierung, mitgetragen – nur damit klar ist, was Be-
schlusslage ist.

Der Bundesrat hat am 01.02. mit den Stimmen von Hessen
einen Antrag beschlossen, wonach Fracking in Trink- und
Mineralwasser- sowie Heilquellenschutzgebieten abgelehnt
wird. Darin wird klar gesagt, dass die Datengrundlage heu-
te noch nicht ausreicht, um konkrete Maßnahmen zu ge-
nehmigen. Es wurde klargestellt, dass Genehmigungen
nicht erteilt werden können, solange nicht die Entsorgung
des Flowback geklärt ist. In dem Antrag wurde weiterhin
gefordert, dass die vorliegenden Gutachten systematisch
ausgewertet werden und dass es eine obligatorische Um-
weltverträglichkeitsprüfung und Öffentlichkeitsbeteiligung
geben soll. – Das zu den Fakten.

Wenn hier also gefragt wird, wie die Position der Hessi-
schen Landesregierung ist: Die ist sehr klar und sehr ein-
deutig.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU – Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Was ist mit Ihrer
Koalition?)

Es ist angesprochen worden, dass es inzwischen einen ent-
sprechenden – –

(Timon Gremmels (SPD): Applaus der Regierungs-
koalition! – Gegenrufe von der CDU)

– Lassen Sie mich doch einmal zu Ende führen. Vielleicht
sind wir am Ende wieder alle ganz lieb zueinander.

(Günter Rudolph (SPD): Im Leben nicht!)

Es gibt einen Bundesratsantrag, der beschlossen worden
ist. Von der Koalition auf Bundesebene wurden jetzt Teile
dieses Bundesratsbeschlusses umgesetzt.

(Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Na ja!)

– Herr Al-Wazir, das ist so. Das müssen Sie lesen. Sie
müssen sich damit beschäftigen: in Teilen.

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Zwei Teile des Bundesratsbeschlusses wurden aufgenom-
men. Es wurde die verpflichtende Umweltverträglichkeits-
prüfung mit Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Aufsuchung
und Gewinnung aufgenommen

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))
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sowie die Regelung zum bundeseinheitlichen Verbot von
Fracking in Wasserschutz- und Heilquellenschutzgebieten.
Das ist das, was auf Bundesebene gemeinsam vereinbart
wurde.

Es ist vollkommen richtig: Ja, das ist nicht in Gänze das,
was der Bundesrat beschlossen hat. Es wurden Teile aufge-
nommen. Es ist aber auch nicht etwas komplett anderes,
sondern es wurden Teile aufgenommen.

Es wurde nicht aufgenommen der Ausschluss umwelttoxi-
scher Chemikalien, der, wie gesagt, im Beschluss der
UMK und des Bundesrates steht und der von uns mitgetra-
gen wurde. Es wurde nicht mit aufgenommen die Untersa-
gung der Entsorgung des Flowback, der Abwässer. – Das
ist der Sachstand. Das heißt, die Position der Landesregie-
rung ist durch die Bundesratsabstimmung dokumentiert.
Die ist klar. Insofern wird sich daran meines Erachtens
auch nichts ändern. – Erster Punkt.

Zweiter Punkt. Schauen wir nach Hessen. Reden wir ehr-
lich darüber, in welcher Situation wir uns in Hessen befin-
den. In Hessen haben wir einen Antrag auf eine bergrecht-
liche Erlaubnis, eine Konzession vorliegen, d. h. nicht auf
konkrete Maßnahmen. Wenn es eine bergrechtliche Er-
laubnis gäbe, hieße das nicht, dass damit konkrete Maß-
nahmen zugelassen würden. Ich habe klar gesagt, dass wir
diese bergrechtliche Konzession nicht erteilen, wenn nicht
ausgeschlossen ist, dass Schädigungen für die Umwelt da-
bei herauskommen könnten.

Jetzt müssen wir noch eines dazusagen. In Nordrhein-
Westfalen wurden inzwischen zahlreiche bergrechtliche
Erlaubnisse erteilt. Es wird immer gesagt, das sei Claimab-
steckung. Das haben wir in Hessen noch nicht. Wir haben
sehr frühzeitig, nachdem wir den Antrag auf diese berg-
rechtliche Erlaubnis bekommen haben – –

(Timon Gremmels (SPD): Weil wir Sie getrieben ha-
ben!)

– Vergessen Sie, dass Sie getrieben haben. Wenn Sie an-
fangen zu laufen, sind wir schon längst unterwegs.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der FDP
– Timon Gremmels (SPD): Falsch!)

Reden wir von Fakten und nicht von den Falschinformatio-
nen, die von Ihrer Seite weitergegeben wurden.

(Beifall des Abg. Heinrich Heidel (FDP))

Was haben wir sehr verantwortungsvoll gemacht? Wir ha-
ben zwei Gutachten in Auftrag gegeben, die sich mit fol-
genden Sachverhalten beschäftigen. Das ist richtig wieder-
gegeben worden.

Im ersten Sachverhalt geht es darum, inwieweit die geolo-
gischen Voraussetzungen in Hessen gegeben wären, und
zwar aufgrund der Gutachten, die auf Bundesebene erstellt
wurden, heruntergebrochen auf Hessen, HLUG. Das heißt,
welche geologischen Voraussetzungen haben wir, und wie
sieht das mit Beschränkungsgebieten, Trinkwasserschutz-
gebieten aus? Im Moment sieht es aufgrund der Erkennt-
nisse, die wir voraussichtlich gewinnen werden, so aus,
dass Fracking in Nordhessen gar keine Rolle spielen wird,
weil der Anteil der Schutzgebiete so groß ist, dass dieses
Gebiet dafür nicht infrage kommt. Ich nehme diese Ein-
schätzung jetzt vorweg; sie ist noch nicht endgültig. – Das
ist der erste Punkt.

Zweiter Punkt. Wir haben ein entsprechendes Gutachten in
Auftrag gegeben, in dem die Berücksichtigung des öffent-
lichen Interesses, dazu gehört in der Tat auch die Gefähr-
dung des Grundwassers, wenn es passieren könnte, bewer-
tet wird. Es wird auch geklärt, inwieweit dies schon im
Rahmen einer bergrechtlichen Erlaubnis – also Claimab-
steckung, Sie wissen, was ich damit meine – berücksichtigt
werden kann. Herr Gremmels, ich sage Ihnen das ganz
klar: Es ist eine bösartige Unterstellung, immer wieder zu
sagen, wir würden bei den Gutachten auf Zeit spielen wol-
len, damit wir unter Umständen einen Tag nach der Land-
tagswahl Genehmigungen erteilen würden. Das ist unver-
schämt.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Timon Grem-
mels (SPD): Ich habe nur Niedersachsen zitiert!)

– Herr Gremmels, Sie haben es selbst als Unterstellung be-
zeichnet, und ich sage Ihnen: Das, was Sie an dieser Stelle
leisten, hat die Nähe von Demagogie.

(Beifall bei der CDU)

So, jetzt gehen wir weiter. Ich habe Ihnen deutlich gesagt,
dass wir dem Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz die Gutachten zur Verfü-
gung stellen, sobald sie vorliegen werden.

(Timon Gremmels (SPD): Vor der Sommerpause?)

– Natürlich vor der Sommerpause, selbstverständlich. Wir
gehen davon aus – –

(Norbert Schmitt (SPD): Nächstes Jahr!)

– Jetzt werden Sie nicht kindisch. – Ich habe Ihnen im
Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und Ver-
braucherschutz deutlich gesagt, dass wir sie, sobald sie
vorliegen werden, zur Verfügung stellen. Ich gehe davon
aus, dass die Gutachten deutlich vor der Sommerpause vor-
liegen werden. Herr Gremmels, Sie glauben doch nicht al-
len Ernstes, dass wir eine solche Entscheidung, wie wir sie
zu treffen haben, auf die lange Bank schieben, um Ihnen
genau das zu ermöglichen, was Sie eben versuchen: ir-
gendetwas hineinzuinterpretieren, was schlicht und einfach
nicht stimmt. – Besten Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Timon Gremmels (SPD))

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Al-Wazir für die Fraktion BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN.

Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Das war eine sehr aufschlussreiche Debatte, die wir hier in
den letzten 50 Minuten erlebt haben, und sie kam offen-
sichtlich genau zum richtigen Zeitpunkt, weil wir Sie zwin-
gen wollten, zu sagen, wo Sie in der Frage des Frackings
stehen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN –
Hans-Jürgen Irmer (CDU): Dazu brauchen wir Sie
nun wirklich nicht!)

Ich mache jetzt einmal einen Strich unter die Rede des
Kollegen Landau von der CDU und unter die des Kollegen
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Sürmann von der FDP. Das Ergebnis der Debatte ist: Sie
wollen das Fracking nicht mehr verhindern.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Sie haben viele Worte gebraucht, um vom eigentlichen
Punkt abzulenken. Im „Wiesbadener Kurier“ vom 11.02.
lautet die Überschrift – da ging es um die Arbeitsgruppe
der Bundestagsfraktionen von Union und FDP –:
„Schwarz-Gelb will nach Gas bohren“. Jetzt sagt der Kol-
lege Sürmann, das sei alles überhaupt kein Problem, es
werde in Zukunft Green Fracking geben. Herr Sürmann,
wissen Sie, Green-Fracking ist ungefähr so wie soziale
FDP. Das ist ein Widerspruch in sich.

(Heiterkeit und Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der SPD)

Ich bin wirklich entsetzt darüber, dass Sie überhaupt nicht
in der Lage sind, einmal ein wenig aus den Erfahrungen
der letzten Jahre und Jahrzehnte zu lernen. Letzte Woche
ging durch die Presse, wie viele Milliarden Euro der Steu-
erzahler jetzt ausgeben muss, um die Asse zu sanieren. Das
ist vor 40 Jahren ein sogenanntes „sicheres“ Atommüllend-
lager gewesen, das jetzt zusammenbricht und für Milliar-
den und Abermilliarden Euro saniert werden muss. Übri-
gens bezahlt das der Steuerzahler und nicht Ihre Freunde
von RWE.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Petra Fuhrmann (SPD): Leider!)

Ich kann mich noch sehr gut daran erinnern, als es im Wer-
ra-Meißner-Kreis darum ging, ob die Versenkung der Lau-
genabwässer von Kali + Salz sicher ist oder nicht. Inzwi-
schen läuft die Lauge an allen Seiten, rechts und links raus.
Das nennt man jetzt „diffuse Einträge“. Wenn man daraus
also irgendetwas lernen kann, dann ist es das, dass man,
bevor man solche Sachen anfängt, womit man im Zweifel
irreparable Schäden hervorruft, ganz genau schauen muss
und im Zweifel sagt: „Nein, wir tun es nicht“.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich finde es
wunderbar, wenn sich jetzt Herr Altmaier auf Bundesebene
hinstellt und erklärt: 14 %, sozusagen die Wasserschutzge-
biete, sind ausgenommen. – Dann heißt das, wenn man
sich das einmal anschaut, im Umkehrschluss, in der Bun-
desrepublik Deutschland sei es auf 86 % der Landesfläche
erlaubt. Wenn Sie dort die Risiken betrachten, kann das
doch nicht Ihr Ernst sein.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Petra Fuhrmann (SPD): Na, vielen Dank!)

Deswegen ist das jetzt der zweite Tagesordnungspunkt seit
gestern. Wir haben gestern die Situation gehabt, dass Frau
Puttrich erst erklärt, das EEG, das Erneuerbare-Energien-
Gesetz, müsse unbedingt geschützt werden. Dann kommt
der FDP-Abgeordnete Rock und erklärt, er wolle es ab-
schaffen. Auch hören wir von der Umweltministerin wort-
reich, dass die Risiken betrachtet werden müssen. Leider
hat sie selbst kein Wort dazu gesagt, wie sie sich zu dem
stellt, was der Bundesumweltminister Altmaier und der
Bundeswirtschaftsminister Rösler gestern vorgestellt ha-
ben. Dazu hat sie kein Wort gesagt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Sie redet über die Risiken, und dann kommt der FDP-Ab-
geordnete Sürmann und erklärt: Wir wollen bohren, auf
Teufel komm raus. – Es ist wirklich eine schwarz-gelbe
Schizo-Koalition, die wir hier haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Holger Bellino (CDU): Na, na!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, deswegen wol-
len wir wissen, wo Sie stehen. Der Antrag, der Ihnen jetzt
mit der Drucks. 18/7011 vorliegt, ist sehr einfach:

Er besagt erstens: Wir sind dagegen, die Genehmigungs-
prozesse zu beschleunigen.

Zweitens. Wir wollen, dass das Moratorium kommt.

Drittens. Wir sind dagegen, dass umwelttoxische Substan-
zen eingesetzt werden.

Er besagt viertens, das ist ganz wichtig:

Der Landtag fordert die Landesregierung auf, sich
bei der Bundesregierung klar gegen die Erarbeitung
eines voreiligen und auf mangelhaften wissenschaft-
lichen Erkenntnissen beruhenden Regelwerks auszu-
sprechen und gegebenenfalls ihren Einfluss über den
Bundesrat geltend zu machen.

Wir hatten gedacht, jedenfalls noch vor zwei Monaten, das
wäre die Haltung des gesamten Hauses. Es scheint offen-
sichtlich nicht mehr so zu sein. Deswegen beantragen wir,
über diesen Punkt namentlich abzustimmen. Dann können
Sie zeigen, wo Sie stehen.

(Anhaltender Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Landau für die CDU-Fraktion.

(Norbert Schmitt (SPD): Wir wollen wissen, wer für
Hessen und wer für Fracking ist! – Zurufe von der
CDU: Oh! – Anhaltende Unruhe – Glockenzeichen
des Präsidenten)

– Meine Damen und Herren, wir wollen hier eigentlich nur
wissen, was der Abgeordnete, der das Rederecht hat, sagt.
Deswegen seien Sie bitte ruhig. – Bitte schön, Herr Kolle-
ge Landau.

Dirk Landau (CDU):

Herr Al-Wazir, ich fand das schon relativ stark, was Sie
eben gesagt haben,

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Ta-
rek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Wir
auch!)

und zwar in dem Sinne eines starken Stücks. Sie wissen,
was damit gemeint ist. Ich verwehre mich persönlich, aber
auch für meine Fraktion dagegen, wenn wir hier in die
Ecke von uneingeschränkten Fans des Frackings gestellt
werden. Das ist nicht der Fall.

(Beifall bei der CDU – Timon Gremmels (SPD): Sie
haben es in der Hand! – Zuruf des Abg. Mathias
Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Sowohl die Ministerin hat dargelegt, welche Schritte die
Landesregierung als erstes Bundesland herbeigeführt hat,
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als auch ich habe vorgetragen, wenn Sie sich dies noch ein-
mal in Erinnerung rufen, was unsere Position ist. Ich habe
die Bedenken angeführt und hier all die ganzen Risiken
und Gefährdungspotenziale benannt. Ich habe gesagt: „Ja,
es ist für uns eine Risikotechnologie.“ Das würde ich hier
doch nicht alles vortragen, wenn ich ein Fan dieser Tech-
nologie wäre. Insofern weiß ich nicht, woher Sie Ihre Ein-
schätzung nehmen.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Timon Grem-
mels (SPD): Dann können Sie unserem Antrag ja zu-
stimmen!)

Ich will aber noch einmal deutlich sagen, worin der Unter-
schied liegt. Wir sagen: Zum gegenwärtigen Zeitpunkt, bei
den gegenwärtigen Erkenntnissen kommt Fracking für uns
nicht infrage,

(Beifall bei der CDU – Holger Bellino (CDU): Das
muss man deutlich sagen!)

aber auch hier wird die technische Entwicklung weiterge-
hen. Wenn Sie einmal überlegen, ich wiederhole mich wie
bei so vielen anderen Dingen, welche gesundheitlichen Ge-
fährdungspotenziale man damals, als die erste Eisenbahn
gefahren ist, gesehen hat, dann hätten Sie das wahrschein-
lich auch verhindert.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Ja, das hät-
ten die auch verhindert!)

Was die reine Technik und die Fluide angeht, da kann es
einen Moment geben, zu dem wir sagen: Okay, jetzt ist das
Risiko so weit auszuschließen, sodass man es durchaus in
Angriff nehmen kann, aber auch nur dann. – Das ist der
Unterschied zu Ihnen, Sie wollen es heute schon für alle
Zeiten ausschließen.

(Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU): Und Denk-
verbote erteilen!)

Wir möchten aber den technischen Fortschritt abwarten
und ihm eine Chance einräumen, mehr nicht.

(Beifall bei der CDU – Zuruf der Abg. Angela Dorn
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich wiederhole noch einmal:

(Zuruf des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Es gibt auch jetzt schon aufgrund der Ausschlüsse in den
ganzen Schutzzonen ein faktisches Verbot von Fracking.

(Günter Rudolph (SPD): Dann stimmen Sie doch
dem Antrag zu, und alles ist gut! – Weitere Zurufe
von der SPD)

Insofern weiß ich nicht, was für ein Theater Sie hier veran-
stalten. Ich habe es doch vorhin an der Karte deutlich ge-
macht.

Lassen Sie es mich noch einmal wiederholen: Zum gegen-
wärtigen Zeitpunkt sehen wir eher die Risiken, weniger so-
zusagen die positiven Potenziale in Richtung Energie. Das
könnte sich aber in Zukunft durchaus einmal ändern, und
dann muss es erlaubt sein, noch einmal darüber nachzuden-
ken. Das war es, was ich hier vorgetragen habe. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zurufe von der
SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Frau Abg. Schott für die Fraktion
DIE LINKE.

Marjana Schott (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Landau,
ein faktisches Verbot von Fracking gibt es nicht. Es gibt im
Moment eine ganz unsichere Rechtslage. Es gibt eben kein
Verbot und keine Sicherheit, dass nicht gefrackt werden
kann. Es gibt nicht einmal die Sicherheit, dass in dem Mo-
ment, wenn eine Aufsuchungserlaubnis besteht,

(Zuruf von der CDU: Na, na, na!)

nichts anderes daraus folgt als diese Aufsuchungserlaubnis.
Die Rechtslage sagt, wer aufsucht, darf auch, wenn sich in
der Zwischenzeit keine anderen Informationen ergeben,
anschließend fördern. Das ist die Rechtslage.

Alle, die dabei waren, erinnern sich vielleicht noch: Ich ha-
be den Vertreter der Firma bei der Anhörung sehr eindeu-
tig gefragt: Schließen Sie aus, dass Sie aufgrund dieser
Rechtslage auch fördern werden, egal, was für Widersprü-
che und Proteste es dagegen gibt? Die Antwort war deut-
lich. Sie war nämlich nicht: Wir werden nicht fördern,
wenn wir entsprechende Informationen aus dem Umwelt-
ministerium bekommen. – Es war völlig klar: Sie werden
es genau so interpretieren, dass man dann, wenn man eine
Aufsuchungserlaubnis hat, auch weiter fördern kann und
darf. Das ist das eine.

Das andere ist: Wenn wir ein faktisches Verbot hätten,
warum können wir dann nicht ein reales Verbot daraus ma-
chen? Wenn Sie für ein faktisches Verbot stehen, dann bit-
te auch für ein reales Verbot. Das ist dann doch kein Pro-
blem. Wenn es ein faktisches Verbot gibt, gibt es gute
Gründe dafür. Dann kann man daraus auch ein justiziables
Verbot machen.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf von der CDU)

Wenn Green Fracking ein solcher Widerspruch ist wie
FDP und soziale Politik, dann frage ich mich: Warum ein
Moratorium, Herr Al-Wazir? Warum nicht gleich ein Ver-
bot? Es ist doch wohl völlig klar: Wir können doch an der
Stelle politisch fordern,

(Zuruf der Abg. Angela Dorn (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

dass wir es nicht wollen und juristisch dingfest machen
wollen. Dann frage ich mich auch, warum einem entspre-
chenden Antrag unserer Bundestagsfraktion weder von der
SPD noch von den GRÜNEN wirklich zugestimmt worden
ist. Dann kann ich das nicht mehr nachvollziehen. Entwe-
der sind wir dafür, dass diese Technologie hier nicht statt-
finden kann – dann bitte richtig, nachhaltig und gründ-
lich –, oder wir schieben es ein bisschen auf, und ein
bisschen Aufschieben ist doch nicht sinnvoll.

Nichtsdestotrotz werden wir diesem Antrag zustimmen.

(Beifall des Abg. Timon Gremmels (SPD))

Wir werden ihm deshalb zustimmen, weil jeder Schritt in
die richtige Richtung von uns nicht blockiert wird.

(Zuruf des Abg. Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))
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Das heißt aber nicht, dass uns das ausreicht. Das heißt auch
nicht, dass das der entscheidende Weg ist, Fracking auf
Dauer zu verhindern. Dazu muss man klare Verbotsver-
hältnisse schaffen. Diese Technologie darf in diesem Land
nicht stattfinden.

(Beifall bei der LINKEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort hat Herr Abg. Sürmann für die FDP-Fraktion.

Frank Sürmann (FDP):

Herr Präsident, sehr verehrte Kolleginnen und Kollegen!
Was Frau Schott hier wieder geboten hat, steht unter dem
Motto: Verbot, Verbot, Verbot, weil wir als Staat alles bes-
ser wissen, vorbei am Grundgesetz, vorbei am Schutz des
Berufs, Art. 12, vorbei am Schutz des Eigentums, Art. 14.
– Liebe Leute, so kann man Staat nicht machen, und schon
gar nicht einen freiheitlichen Rechtsstaat.

(Zurufe der Abg. Timon Gremmels und Petra Fuhr-
mann (SPD))

Sie versuchen gerade, auf Verfassungsgrundlage bestehen-
de gesetzliche Regelungen durch staatliche Verbote auszu-
hebeln, und gaukeln den Leuten vor, dass sie nicht einmal
mehr eine Erkundungserlaubnis bekommen könnten. Das
ist falsch, die Erkundungserlaubnis ist zu erteilen. Das hat
die Ministerin eben auch bestätigt. Da kommen Sie über-
haupt nicht drum herum.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Also gaukeln Sie vor, dass Sie staatlich auch eine Förde-
rung verhindern könnten, selbst unter der Voraussetzung,
dass alle Umweltverträglichkeitsprüfungen zu dem Ergeb-
nis kommen, es sei umweltverträglich. Sie gaukeln den
Leuten vor, man könne es verbieten. Das ist nicht richtig.

Es ist völlig klar: Wenn Leute viel Geld für wissenschaftli-
che Untersuchungen ausgeben, um zu erkunden, um Probe-
bohrungen zu machen und um aufzusuchen, wollen diese
Leute dann natürlich auch fördern. Es ist volkswirtschaft-
lich doch auch sinnvoll,

(Beifall bei der FDP)

dass sie dann fördern und wir dieses Gas unserer Volks-
wirtschaft zur Verfügung stellen, zu Preisen, die nicht nur
für die Industrie erreichbar sind, sondern auch für jeden
einzelnen Bürger, der sich die Energiekosten später viel-
leicht nicht leisten kann. Darum geht es doch: Dass wir ei-
gene Bodenschätze fördern und nicht aus fremden Ländern
importieren, von denen wir nicht wissen, mit welchen Um-
weltverträglichkeitsprüfungen die überhaupt arbeiten.
Dann bekommen wir Gas beispielsweise aus der Russi-
schen Föderation, wo solche Umweltverträglichkeitsprü-
fungen überhaupt nicht erfolgen.

(Zuruf des Abg. Dr. Christean Wagner (Lahntal)
(CDU))

Dieses Gas beziehen und verbrauchen wir dann auch. Das
soll besser sein, als das Gas unter hohen umwelttechni-
schen Auflagen in Deutschland zu fördern? Das ist doch
schizophren.

Herr Al-Wazir, Sie haben eben auch schön bewiesen, dass
es so ist: Sie sprachen davon, ich hätte „Green Fracking“
gesagt – wenn Ihnen dieser Begriff denn lieber ist. Tat-
sächlich hatte ich „Clean Fracking“ gesagt. Aber wenn Ih-
nen Green Fracking besser gefällt, nennen wir es eben so.
Das ist nicht das Problem. Dass Sie aber schon wieder in
der Lage sind, zu verkaufen, das sei vergleichbar mit ei-
nem Endlager Asse oder mit den Problematiken hinsicht-
lich des Salzwassers bei K+S, ist unglaublich. Das hat gar
nichts miteinander zu tun.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zurufe von der
SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Herr Al-Wazir, Sie haben Politik studiert, machen Politik,
waren aber noch überhaupt nicht draußen in der Praxis.
Das ist das Problem, das den Leuten klargemacht werden
muss: Man muss wirtschaften können und es verstehen,
wie volkswirtschaftliche Zusammenhänge funktionieren.
Deswegen kann man Ihren Beitrag nicht ernst nehmen,
Herr Al-Wazir.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zurufe von dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Nächste Wortmeldung, Herr Abg. Gremmels für die SPD-
Fraktion.

(Zurufe von der CDU)

Timon Gremmels (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Herr Sürmann, Gratulation: Sie haben wieder einmal ge-
zeigt, warum die FDP bei 5 % steht – und selbst das ist
noch zu viel.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Herr Sürmann, Sie werfen uns „Verbot, Verbot, Verbot“
vor. Nein, was wir im Sinn haben, ist der Schutz der Men-
schen, der Natur und der Umwelt. Das ist unsere Absicht.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Zuruf von der CDU)

Wir geben auch eine Antwort, was unsere Alternative ist.
Unsere Antwort ist eine Energiewende hin zu dezentraler
Energieproduktion.

Lassen wir uns doch einmal auf Ihr Gedankenexperiment
ein: Selbst wenn wir in Hessen Fracking genehmigen wür-
den, wären die doch erst dann mit allen Folgeschritten so
weit, endlich fördern zu dürfen, wenn wir das Jahr 2020
haben. Bis dahin ist die Power-to-Gas-Technologie so
weit, dass sie uns dort hilft und neue Erdgaskapazitäten –
Methan aufgearbeitet nach Erdgas – nutzt. Das heißt, dass
wir Fracking hier überhaupt nicht brauchen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Deswegen ist es auch wichtig, ein ganz klares Signal zu
setzen, dass dies der falsche Weg ist. Darum geht es doch.

(Zurufe von der CDU)

Dann verkürzen Sie die Debatte. Denken Sie doch einmal
über die Folgekosten nach. Diese Bohrlöcher, die ins Erd-
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reich gebohrt werden, müssen auf Dauer überwacht wer-
den, weil noch in den folgenden Jahrzehnten Gase heraus-
strömen, die gefährlich sind. Die müssen gewartet und ab-
gedichtet werden, die Flüssigkeit darin muss überwacht
werden. Das kostet die nächsten Generationen richtig viel
Geld, Millionen und Milliarden.

(Clemens Reif (CDU): Woher wissen Sie das denn?)

– Woher ich das weiß? Weil ich die Anhörungsunterlagen
gelesen habe, Herr Boddenberg.

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der LINKEN – Zuruf von der
CDU)

Wir machen die Anhörungen des Hessischen Landtags
doch nicht als Selbstzweck, sondern wir informieren uns
da. Wenn in der Anhörung die Firma BNK auf Fragen der
Abgeordneten, welche Additive, welche Chemikalien ein-
gesetzt werden, dem Fachausschuss, dem Umweltaus-
schuss des Hessischen Landtags, die Antwort verweigert,

(Norbert Schmitt (SPD): Hört, hört!)

dann werden wir skeptisch. Denn wir müssen wissen, was
dort verpresst wird. Ich möchte es wissen.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Wir möchten keinen Freibrief ausstellen.

Es ist mir bis heute nicht klar. Ich habe Herrn Sürmann
zweimal zugehört, ich habe Herrn Landau zweimal zuge-
hört. Ich habe Frau Puttrich zugehört. Mir ist immer noch
nicht klar:

(Zurufe von der CDU und der FDP)

Sie haben immer noch nicht erklärt, wie Sie sich zu unse-
rem Antrag verhalten. Wie stimmen Sie denn ab? Diesem
Antrag können Sie zustimmen. Sie haben es noch nicht
einmal geschafft, einen eigenen Antrag auf die Beine zu
stellen.

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

Wir, Rot-Grün, haben mehrfach versucht, einen gemeinsa-
men Antrag aller Fraktionen auf den Weg zu bringen. Sie
haben sich ausgeklinkt. Sie haben es nicht angenommen.
Da können Sie nicht von uns erwarten, dass wir bis auf den
Sankt-Nimmerleins-Tag auf Schwarz-Gelb warten, bis Sie
sich endlich einmal einig werden. Wir sind dann vorange-
schritten, wie wir immer voranschreiten in diesem Land.

(Lebhafter Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und der LINKEN – Janine Wiss-
ler (DIE LINKE): Vielleicht hättet ihr uns einmal
fragen können!)

Warum legen Sie keinen eigenen Antrag vor? Ich kann Ih-
nen sagen, warum Sie dazu nicht in der Lage sind: weil es
ganz offensichtlich zwischen der FDP auf der einen Seite
und der CDU auf der anderen Seite überhaupt keine Eini-
gung in dieser Frage gibt. Das dokumentieren wir Ihnen
jetzt mit dieser Abstimmung. In diesem Sinne: Glück auf.

(Beifall bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN – Hans-Jürgen Irmer (CDU):
Aschermittwoch ist doch vorbei! – Gegenruf von der
SPD: So sehen Sie auch aus!)

Präsident Norbert Kartmann:

Es liegen keine Wortmeldungen mehr vor.

Damit kommen wir zur beantragten namentlichen Abstim-
mung. Ich darf bitten, mit dem Aufruf zu beginnen.

(Namensaufruf – Abstimmungsliste siehe Anlage)

Meine Damen und Herren, ist jemand der Abgeordneten
nicht aufgerufen worden? – Dann stelle ich fest, dass jeder
seine Stimme hat abgeben können. Ich schließe die na-
mentliche Abstimmung und bitte, auszuzählen.

Meine Damen und Herren, ich eröffne die Sitzung wieder
und gebe das Ergebnis bekannt. Mit Ja haben 46 Abgeord-
nete gestimmt, mit Nein haben 64 Abgeordnete gestimmt,
8 waren nicht anwesend, sodass ich feststelle, dass der An-
trag daher mit Mehrheit abgelehnt worden ist.

(Clemens Reif (CDU): Stimmt das?)

– Herr Kollege, Sie können den Ältestenrat einberufen,
wenn Sie wollen. Wir haben jetzt eine Verzögerung von 35
Minuten über den Zeitplan. Es ist ja Open End. – Können
wir weitermachen? Es gibt hier keinen Mathematiklehrer.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 4 auf:

Erste Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregierung
für ein Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem
Land Hessen und dem Freistaat Thüringen über die
Errichtung und die gemeinsame Nutzung einer Ein-
richtung zum Vollzug der Sicherungsverwahrung
– Drucks. 18/7008 –

Fünf Minuten Redezeit. Das Wort zur Einbringung hat
Herr Staatsminister Hahn.

Jörg-Uwe Hahn, Minister der Justiz, für Integration
und Europa:

Herr Präsident, meine lieben Kolleginnen und Kollegen!
Das Thema Sicherungsverwahrung beschäftigt uns in der
deutschen Justizpolitik seit dem September des Jahres
2010 sehr intensiv. Einige von Ihnen, die Fachsprecher so-
wieso, werden schon zur Kenntnis genommen haben, dass
gerade am heutigen Tag wieder eine weiter das Recht ver-
feinernde Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts zu
dem Themenbereich Sicherungsverwahrung ergangen ist.

Wir haben auf den verschiedenen Gebieten sowohl im
praktischen, aber auch im rechtlichen wie auch im vertrag-
lichen Bereich Änderungen vorzunehmen. Ich möchte Ih-
nen für die Landesregierung nunmehr den Entwurf für ein
Gesetz zu dem Staatsvertrag zwischen dem Land Hessen
und dem Freistaat Thüringen über die Einrichtung und die
gemeinsame Nutzung einer Einrichtung zum Vollzug der
Sicherungsverwahrung vorstellen.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, dieses Wort ha-
ben sicherlich gute Juristen gefunden, und ich möchte es
jetzt ein bisschen übersetzen, damit Sie es auch alle nach-
vollziehen können.

(Holger Bellino (CDU): Das ist sehr freundlich!)

Das Bundesverfassungsgericht hat mit seiner Entscheidung
vom 4. Mai 2011 deutlich gemacht, dass die Sicherungs-
verwahrung in der bisherigen Form nicht durchführbar,
weil verfassungswidrig und, wie der Europäische Gerichts-
hof für Menschenrechte einige Monate vorher entschieden
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hat, auch mit der Europäischen Menschenrechtscharta
nicht vereinbar ist.

Uns wurde eine Frist gesetzt – uns, den Justizverwaltungen
der Länder, aber auch uns, den Abgeordneten der Landtage
und des Deutschen Bundestages –, entsprechende rechtli-
che Voraussetzungen zu schaffen.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, darüber reden wir, wie
ich gerade mitbekommen habe, wohl nach der Mittagspau-
se, wenn wir das Gesetz hier in zweiter Lesung erörtern.
Eine Teilmenge davon ist die Praxis. Und Praxis war von
Anfang an die Auffassung der Hessischen Landesregie-
rung; es war von Anbeginn an Auffassung des Staatssekre-
tärs Dr. Kriszeleit und von mir, dass man erstens nicht al-
les 16- oder 15-mal neu erfinden muss und dass man zwei-
tens, wenn es irgendwie geht, gemeinsame Aktivitäten mit
anderen Bundesländern macht.

(Beifall bei der FDP)

Ich habe mich auf der Justizministerkonferenz, die seiner-
zeit in Halle in Sachsen-Anhalt stattgefunden hat, gegen-
über meinen Kolleginnen und Kollegen derart geäußert,
dass ich darum bat, zu versuchen, nachher gemeinsame
Lösungen in der Praxis der Sicherungsverwahrung zu orga-
nisieren. Man muss nicht in jedem Bundesland eine eigene
Sicherungsverwahrungseinrichtung haben. Man muss auch
die verschiedenen Möglichkeiten, die bei der Sicherungs-
verwahrung praktisch zu beachten sind, nicht in jedem
Bundesland vorhalten, sodass wir – das war ein längerer
Prozess – Ihnen heute als die fundamentalste Vereinbarung
die mit dem Freistaat Thüringen vortragen.

Lassen Sie mich hier noch sagen, weil wir häufig – eben
erst in der Debatte mit der Kollegin Puttrich – als bewun-
dernde Zuhörer und Mitglieder dieses Hauses beobachten
können, dass wir uns als Landesregierung manchmal der
Kritik ausgesetzt sehen, die ein bisschen über den Wahr-
heitsgehalt hinausschießt. Ich bin schon stolz, dass die eine
oder andere Presseerklärung insbesondere von den Fraktio-
nen der Sozialdemokraten und der GRÜNEN, der Hahn
habe sich beim Thema Zusammenarbeit wieder einmal –
das kommt dann immer bei mir, das ist anscheinend so ei-
ne kleine, nicht mehr rational nachvollziehbare Folge – –

(Günter Rudolph (SPD): So larmoyant!)

– Ich bin überhaupt nicht larmoyant. Ich bin stolz darauf,
etwas gemacht zu haben, und ihr habt gemeint, ich würde
es nicht schaffen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Die Sozialdemokraten haben behauptet, ich würde es nicht
schaffen, mit anderen Bundesländern eine Vereinbarung zu
treffen, und diese liegt jetzt hier vor. Frau Kollegin Hof-
mann, wenn Sie jetzt in die Diskussion eingreifen – es gibt
gerade Presseerklärungen, die mit Ihrem Namen verbunden
sind –: Sie müssen sich schon gefallen lassen, dass ich mit
Stolz festhalte: Wir haben begonnen, auf der Justizminis-
terkonferenz in Halle den Kolleginnen und Kollegen anzu-
bieten, zu versuchen, etwas gemeinsam zu machen. Wir
haben jetzt in zwei Bundesländern Gemeinsamkeiten. Die
fundamentalste und mit Abstand wichtigste ist die mit dem
Freistaat in Thüringen.

Wir haben es mit dem gemeinsamen Engagement ge-
schafft, dass wir gemeinsam ein Gebäude für die Siche-
rungsverwahrung auf dem Gelände der bisherigen Justiz-
vollzugsanstalt in Schwalmstadt errichten können. Wir ha-

ben es geschafft, dass wir die Baukosten, die einmal, wie
Sie alle wissen, in der Planung in einen Bereich von über
20 Millionen € gerutscht sind, für eine gemeinsame Ein-
richtung auf ungefähr 12 Millionen € heruntergerechnet
haben.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir haben eine
Win-win-Situation für das Bundesland Hessen und für den
Freistaat Thüringen hergestellt. Und Win-win-Situation
heißt: sowohl für die Beschäftigten, natürlich auch für eine
rechtsstaatliche Organisation der Sicherungsverwahrung
und zum Dritten für den Steuerzahler. Das ist die Aufgabe,
die die Landesregierung hat. Wir nehmen sie ernst.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich freue mich
sehr auf die entsprechende Unterstützung in diesem Haus.
Ich darf Ihnen sagen, dass ich gerade am gestrigen Tage
aus einem vollkommen anderen Grund mit meinem Kolle-
gen Justizminister Poppenhäger in Thüringen – er ist wie
ich gebürtiger Kasselaner – telefoniert habe. Wir haben uns
mit Freude daran erinnert, dass wir bereits am 20. Dezem-
ber für die Landesregierungen die Verträge unterschrieben
haben. Jetzt bitte ich um die Unterstützung des Parlaments.
– Vielen herzlichen Dank.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

Präsident Norbert Kartmann:

Ich eröffne die Aussprache. – Das Wort hat Frau Kollegin
Hofmann für die SPD-Fraktion.

(Günter Rudolph (SPD): Jetzt wollen wir klarstellen,
was wir alles falsch gemacht haben! – Gegenruf des
Ministers Florian Rentsch: So viel Zeit haben wir
nicht!)

Heike Hofmann (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich bin über den
Wortbeitrag des Justizministers schon etwas irritiert. Denn
ich habe an dieser Stelle eine staatstragende Rede und
nicht die Beschimpfung der Opposition erwartet.

(Günter Rudolph (SPD): Das kann er nicht! – Minis-
ter Florian Rentsch: Das kann er auch!)

Aber das können Sie wahrscheinlich nicht.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Wo nichts ist, kannst du auch nichts er-
warten!)

Nun komme ich auf das Thema zu sprechen. Um was es
geht, wurde eben schon vom Justizminister dargestellt.
Auch wir begrüßen als SPD-Fraktion in der Tat die ge-
meinsame Unterbringung der Sicherungsuntergebrachten
aus Thüringen und Hessen in Schwalmstadt, zum einen
deshalb, weil erhebliche Synergien genutzt werden kön-
nen, aber natürlich auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Da
können wir schon unterscheiden und differenzieren. Das,
was hier mit dem Staatsvertrag vorgelegt wird, ist absolut
sinnvoll und findet unsere Unterstützung.

Das, was Sie am 18. Mai 2011 vorgeschlagen haben, war
aber absoluter Kappes. Es war in der „Bild“-Zeitung zu le-
sen. Da haben Sie – so kennen wir Sie ja – großkotzig
einen Superknast gefordert.

(Widerspruch bei der CDU und der FDP)
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Das muss man einmal so sagen.

(Heiterkeit und Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Sie wollten einen Superknast in Hessen, am besten noch
für die ganze Bundesrepublik Deutschland. Das ist Kappes,
weil es fachlich überhaupt nicht sinnvoll gewesen wäre.
Glücklicherweise ist, wie wir heute wissen, daraus nichts
geworden.

(Günter Rudolph (SPD): So ist es!)

Denn man kann natürlich nicht für ganz Deutschland in ei-
nem Bundesland so eine Einrichtung schaffen. Man sollte
das auch nicht tun.

Was jetzt vorgelegt worden ist, ist vernünftig. Es sollen 60
Plätze für Thüringen und Hessen geschaffen werden.

Sie haben es selbst angesprochen. Natürlich muss auch
noch einmal an Ihre Fehlplanung erinnert werden, die die
Kosten nach oben getrieben hat. Glücklicherweise kom-
men wir jetzt davon etwas herunter. Es war Ihre Fehlpla-
nung. Es waren fehlerhafte energetische Berechnungen und
fehlerhafte Berechnungen hinsichtlich der Zimmergröße
der Sicherungsuntergebrachten, die die ursprünglich vorge-
sehenen Kosten nach oben getrieben haben.

Das sieht jetzt glücklicherweise etwas anders aus. Ich muss
an dieser Stelle trotzdem noch einmal etwas Wasser in den
Wein gießen. Denn wir wissen in der Tat noch nicht, was
die kurzfristige Unterbringung der Sicherungsunterge-
brachten in der Justizvollzugsanstalt Weiterstadt den hessi-
schen Steuerzahler kosten wird. Wie Sie alle wissen, müs-
sen die Sicherungsuntergebrachten ein Jahr lang in der Jus-
tizvollzugsanstalt Weiterstadt untergebracht werden, da
wir durch Ihre Fehlplanung viel Zeit verloren haben.

In der Justizvollzugsanstalt Weiterstadt muss natürlich
auch umgebaut werden. Das kostet zusätzlich Geld. Das
erfordert zusätzliche Strapazen für die Bediensteten, die
aus Schwalmstadt kommen und in der Justizvollzugsanstalt
Weiterstadt arbeiten müssen. Sie müssen hin- und herpen-
deln. Zum Teil sind sie trotz Familien in Weiterstadt inte-
rimsmäßig untergebracht. Das sind zusätzliche Strapazen.

(Hartmut Honka (CDU): Was wollen Sie denn?)

Da wird natürlich auch zusätzlich Geld des Steuerzahlers
benötigt. Das hätten wir auch anders haben können.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Aber zur Güte will ich noch einmal etwas zum Staatsver-
trag sagen, dem wir zustimmen werden, weil er in die rich-
tige Richtung geht. Ich habe schon gesagt, dass da Synergi-
en genutzt werden, auch in wirtschaftlicher Hinsicht.

Es ist auch konsequent, dass er auf Dauer angelegt ist. Bei
so einer Einrichtung muss man das auf Dauer anlegen. Das
sieht man an der Kündigungsregelung oder auch an der
Vertragslaufzeit.

Es ist auch konsequent, dass Thüringen 25 % der Kosten
übernehmen wird. Denn Thüringen ist ein kleines Bundes-
land und wird weniger Sicherungsuntergebrachte haben. Es
wird ca. 15 der 60 Plätze in Anspruch nehmen.

Wir wissen allerdings, dass das nur prognostizierte Zahlen
sind. Denn wie viele Sicherungsuntergebrachte wir in der
Tat in der Einrichtung unterbringen müssen, weiß heute
noch keiner.

Ich will zum Schluss meiner Rede auf einen weiteren
Aspekt eingehen, der in dem Gesetzentwurf beschrieben
wird. Dabei geht es nämlich um die Frage der für eine The-
rapie Untergebrachten.

Sie wissen vielleicht, dass es ein Therapieunterbringungs-
gesetz gibt. Da geht es um die Menschen, die eigentlich
nach der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs für
Menschenrechte nicht mehr eingesperrt sein dürften, zu de-
nen aber der Gesetzgeber gesagt hat, sie würden an einer
psychischen Störung leiden, und von ihnen gingen womög-
lich Gewalt oder Sexualstraftaten aus, sie seien demnach
so gefährlich, dass sie aufgrund eines gesonderten Ge-
setzes, nämlich des Therapieunterbringungsgesetzes, sepa-
rat in Einrichtungen untergebracht werden müssen. Wir
wissen, dass das im Moment die Vitos GmbH unter Feder-
führung des Sozialministeriums macht. Zukünftig sollen
sie aber auch in der Haftanstalt in Schwalmstadt unterge-
bracht werden.

Das ist nicht gerade unproblematisch. Wenn es so kommen
sollte, müssen wir darauf achten, dass für sie entsprechend
dem Therapieunterbringungsgesetz ausreichend Therapie-
angebote vorgehalten werden.

Insgesamt ist es absolut zu begrüßen, dass wir eine ge-
meinsame Unterbringung der Sicherungsuntergebrachten
mit dem Land Thüringen auf den Weg bringen. Deshalb
werden die Mitglieder der SPD-Landtagsfraktion diesem
Gesetzentwurf zustimmen.

(Zuruf von der FDP: Ihr müsst klatschen! – Beifall
bei Abgeordneten der SPD)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort erhält Herr Abg. Frömmrich für die Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Trotz der vielen Punkte, bei denen wir uns streiten, dachte
ich eigentlich, dass wir diesen Tagesordnungspunkt fried-
fertig über die Bühne bringen. Das ist uns nicht so ganz ge-
lungen.

Herr Kollege Hahn, vielleicht passt es auch nicht dazu,
dass sich der Justizminister Hahn bei dieser Frage so auf-
geamselt hat. Sonst hätten wir eine friedfertige Debatte um
diesen Staatsvertrag hinlegen können.

Ich will noch einmal das betonen, was der Staatsminister
hier gesagt hat. Das ist vollkommen richtig. Auf der
Grundlage der Entscheidung des Europäischen Gerichts-
hofs für Menschenrechte und des Bundesverfassungsge-
richts müssen wir die Sicherungsverwahrung neu regeln.
Hinsichtlich der Sicherungsverwahrung hat das Bundesver-
fassungsgericht sehr deutlich gesagt, dass es ein Abstands-
gebot geben muss. Um dieses Abstandsgebot umsetzen zu
können, brauchen wir eine räumliche und sonstige Tren-
nung vom normalen Vollzug. Deswegen ist es notwendig,
da tätig zu werden. Wir werden nach der Mittagspause
noch über die vorgesehenen gesetzlichen Regelungen dis-
kutieren.

Wenn man jetzt 60 Plätze schaffen will, glaube ich, dass es
vollkommen richtig ist, zu schauen, mit wem man da zu-
sammenarbeiten kann. Unserer Ansicht nach ist der Weg,
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der da beschritten wird, vollkommen richtig. Es hat den
Versuch gegeben, mit anderen Bundesländern in Koopera-
tion zu treten. In diesem Fall ist das mit dem Bundesland
Thüringen gelungen. Es wird eine Lösung mit drei Viertel
zu einem Viertel vorgeschlagen. Ich finde das durchaus
richtig und zustimmungswürdig. Ich glaube, das spart Geld
und bündelt die Kräfte.

Von daher werden wir diesen Vorschlag wohlwollend prü-
fen. Wir freuen uns auf die Beratung im Ausschuss. Ich
glaube, dass man dem vom Grundsatz her wird zustimmen
können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Präsident Norbert Kartmann:

Das Wort erhält nun Herr Kollege Paulus für die FDP-
Fraktion.

Jochen Paulus (FDP):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Das Bundesverfassungsgericht hat in seiner
Entscheidung zur Neuordnung der Sicherungsverwahrung
festgestellt, dass zwischen Sicherungsverwahrung und
Strafhaft ein deutlicher Abstand gegeben sein muss. Dies
soll sich unter anderem auch in der klaren Trennung und
der deutlichen Unterscheidung der Lebensumstände zwi-
schen der Strafhaft und der Sicherungsverwahrung äußern.

Die Hessische Landesregierung hat hierauf konsequent und
rechtzeitig reagiert und schafft nun in der Haftanstalt
Schwalmstadt die Voraussetzungen für eine menschliche
und sichere Unterbringung der Sicherungsverwahrten.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

In Schwalmstadt kann die Justiz auf gut ausgebildete, im
Umgang mit Sicherungsverwahrten geschulte und erfahre-
ne Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zurückgreifen. Auch
ist durch die schon etablierte Haftanstalt mit bereits unter-
gebrachten Sicherungsverwahrten ein hohes Maß an Ak-
zeptanz für ein Fortbestehen der Sicherungsverwahrung
am Standort Schwalmstadt in der Bevölkerung und bei den
kommunal Verantwortlichen gegeben.

Dass wir in Hessen eine solide Lösung gefunden haben,
hat sogar andere Bundesländer überzeugt. Im Dezember
2012 haben Thüringen und Hessen per Staatsvertrag fest-
gelegt, die Errichtung und Nutzung einer Einrichtung zum
Vollzug der Sicherungsverwahrung gemeinsam zu stem-
men. Das bringt erhebliche Vorteile mit sich, sowohl für
die Verwahrten selbst als auch für die beteiligten Länder.
Da die Kosten in einer Gesamteinheit geringer sind als in
zwei einzelnen, wird auch der Steuerzahler durch diesen
Zusammenschluss entlastet, ohne Kompromisse bei der Si-
cherheit in Kauf nehmen zu müssen.

(Stefan Müller (Heidenrod) (FDP): Sehr gut! – Vize-
präsident Heinrich Heidel übernimmt den Vorsitz.)

Außerdem bietet eine vergrößerte Einrichtung ein breit ge-
fächertes, auf die individuellen Bedürfnisse zugeschnitte-
nes Behandlungs- und Therapieangebot, da durch die Ko-
operation ausreichende Personalkapazitäten zur Verfügung
stehen.

Die positiven Aspekte in dieser Kooperation sind in der
Vergangenheit schon häufig angesprochen worden. Sie ha-
ben parteiübergreifend Konsens gefunden.

Dennoch will ich einige weitere Vorteile nennen: Ange-
passt an den jeweiligen Bedarf stehen Hessen laut der Ver-
einbarung 45 und Thüringen 15 Plätze zur Verfügung.
Dementsprechend ist Thüringen mit einem Viertel an den
Kosten beteiligt. Dabei können der Fixkostenschlüssel so-
wie die belegungsgebundenen Kosten bei wechselnder
Auslastung im Verhältnis variieren. Da sich die künftige
Zahl an Sicherungsverwahrten jederzeit ändern kann, wur-
de vereinbart, dass jedes Land – bei Anpassung des Bele-
gungs- und Finanzierungsschlüssels – das jeweils unge-
nutzte Kontingent des anderen nutzen kann. Wir begrüßen
es, dass der Vertrag neben den finanziellen Verpflichtun-
gen unter anderem die Einrichtung eines Betriebsausschus-
ses vorsieht. Dadurch erhalten beide Länder die Möglich-
keit, auf den laufenden Betrieb Einfluss zu nehmen, sodass
eine partnerschaftliche Nutzung gewährleistet wird.

Aufgrund der baulichen Maßnahmen zur Gewährung aller
Voraussetzungen für eine moderne und sichere Unterbrin-
gung benötigen wir jedoch für eine gewisse Zeit eine Über-
gangslösung. In dieser Phase wird die Unterbringung vor-
übergehend in der Zweiganstalt der JVA Schwalmstadt in
Weiterstadt erfolgen, sodass den Erfordernissen des Bun-
desverfassungsgerichts vollumfänglich entsprochen wer-
den kann.

Hessen und Thüringen planen eine langfristige Zusammen-
arbeit. Somit besteht sowohl für die Unterbringung als
auch für die Personalplanung Planungssicherheit.

Alles in allem wird durch diese Vereinbarung eine partner-
schaftliche Nutzung gewährleistet, von der langfristig bei-
de Länder profitieren.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Paulus. – Für die CDU-Frak-
tion hat Herr Kollege Honka jetzt das Wort. Bitte schön,
Herr Honka.

Hartmut Honka (CDU):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine Damen und Herren!
Nach so vielen Worten ist es für den letzten Redner
schwer, der Debatte noch etwas Neues hinzuzufügen.

(Marius Weiß (SPD): Dann lassen Sie es!)

Bei den Redebeiträgen der Opposition, jedenfalls der SPD,
ist es zum Glück zumindest am Ende erkennbar geworden:
Der vorgelegte Staatsvertrag ist eine vernünftige Lösung.
Er ist eine kluge Lösung. Und für meine Fraktion kann ich
sagen – aber ich weiß das auch von der FDP-Fraktion –:
Von Anfang an standen wir hinter dieser Lösung, für beide
Bundesländer etwas Gemeinsames zu schaffen, damit wir
für die Bürgerinnen und Bürger der beiden Länder etwas
Vernünftiges leisten. Meine Damen und Herren, ich glau-
be, die Vorlage bestätigt, dass das so eingetreten ist.

Nach meinem Gefühl wird da wieder ein bisschen Wind
um nichts gemacht. Frau Hofmann sprach am Anfang von
Irritationen. Ich habe das Gefühl, sie war vor allem davon
irritiert, dass ein sozialdemokratischer Justizminister mit
unserem Justizminister einen guten Staatsvertrag abge-
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schlossen hat. Das hat sie vielleicht etwas irritiert. Deswe-
gen hat sie so lange gebraucht, um am Ende zu erklären,
auch sie könne zustimmen.

(Günter Rudolph (SPD): Das könnte so wahr sein!)

Deswegen freue ich mich auf die Beratung im Ausschuss.
In diesem Sinne verzichte ich auf den Rest der Redezeit.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Honka. – Für die Fraktion
DIE LINKE hat Herr Kollege Wilken das Wort. Bitte
schön, Herr Wilken.

(Minister Jörg-Uwe Hahn: Das ist jetzt der Allerletz-
te!)

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Herr Präsident! Herr Staatsminister, Sie haben den Weg
vom Letzten zum Allerletzten angesprochen. Ich hatte
ernsthaft überlegt, ob ich mich in dieser Debatte überhaupt
zu Wort melden muss, denn Sie haben ja richtig ange-
merkt, dass wir heute Nachmittag nochmals inhaltlich über
die Sicherungsverwahrung reden werden. Aber Ihre Aussa-
gen eben an diesem Rednerpult bedürfen doch noch einer
kurzen Reflexion.

Sie haben selbst gesagt, in diesem Hause würde manchmal
etwas gesagt, was über die Wahrheit hinausgeht. Das fiel
mir auch auf, und ich habe gedacht: Oh, er ist selbstkri-
tisch. – Aber nein, das war er nicht.

(Minister Jörg-Uwe Hahn: Jetzt steht „Lachen“ im
Protokoll!)

Gerade sind Sie mit einem Adjektiv bezeichnet worden,
das ich hier jetzt nicht wiederholen will; aber ich möchte
Folgendes feststellen: Dieses Projekt, dessen technische
und Verwaltungsseite wir für vollkommen in Ordnung hal-
ten, haben Sie in der üblichen Manie gestartet: groß, grö-
ßer, Hahn.

(Zuruf des Ministers Jörg-Uwe Hahn)

Mit Blick auf die Verwaltungs- und Planungsprozesse wur-
de das auf ein Normalmaß zurückgestuft, und das ist voll-
kommen richtig und gut.

Meine Damen und Herren, wir stehen immer für Völker-
freundschaft.

(Lachen des Ministers Jörg-Uwe Hahn)

Wenn die in diesem Fall dazu führt, dass gemeinsame Lö-
sungen für Probleme gefunden werden, dann ist dagegen
überhaupt nichts zu sagen.

Das Einzige, was dagegen zu sagen ist – und das werde ich
heute Nachmittag ausführlicher darlegen –, ist, dass Sie da-
mit ein Problem lösen, das nach unserer Meinung so über-
haupt nicht besteht. Wir lehnen Sicherungsverwahrung ab.
Deswegen lösen Sie hier etwas, wogegen wir sind.

Wir werden uns an den Beratungen beteiligen, aber ich
glaube nicht, dass wir am Ende zustimmen können. – Dan-
ke sehr.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Wilken. Damit sind wir am
Ende der ersten Lesung angekommen.

Es ist die Überweisung an den Rechts- und Integrations-
ausschuss vorgesehen. – Dagegen gibt es keinen Wider-
spruch. Dann verfahren wir so.

Jetzt rufe ich Tagesordnungspunkt 5 auf:

a) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion der
SPD für ein Gesetz über das Verbandsklagerecht und
Mitwirkungsrechte für Tierschutzverbände (Tier-
schutzVMG Hessen) – Drucks. 18/6729 zu Drucks.
18/4376 –

b) Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz über das
hessische Tierschutzklagerecht und die Mitwirkungs-
rechte für anerkannte Tierschutzorganisationen
– Drucks. 18/6730 zu Drucks. 18/4511 –

Berichterstatterin zu beiden Gesetzentwürfen ist die Frau
Kollegin Feldmayer. Frau Kollegin Feldmayer, Sie haben
das Wort zur Berichterstattung.

Martina Feldmayer, Berichterstatterin:

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, Ener-
gie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu dem Gesetz-
entwurf der Fraktion der SPD für ein Gesetz über das Ver-
bandsklagerecht und Mitwirkungsrechte für Tierschutzver-
bände:

Der Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz empfiehlt dem Plenum mit den Stim-
men von CDU und FDP gegen die Stimmen von SPD und
LINKEN bei Enthaltung von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, den Gesetzentwurf abzulehnen.

Beschlussempfehlung des Ausschusses für Umwelt, Ener-
gie, Landwirtschaft und Verbraucherschutz zu dem Gesetz-
entwurf der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein
Gesetz über das hessische Tierschutzklagerecht und die
Mitwirkungsrechte für anerkannte Tierschutzorganisatio-
nen:

Der Ausschuss für Umwelt, Energie, Landwirtschaft und
Verbraucherschutz empfiehlt dem Plenum mit den Stim-
men von CDU und FDP gegen die Stimmen von BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Enthaltung von SPD und LIN-
KEN, den Gesetzentwurf abzulehnen.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Frau Kollegin Feldmayer.

In der Aussprache hat sich als Erste Frau Dr. Pauly-Bender
für die SPD-Fraktion gemeldet. Die Redezeit beträgt 7,5
Minuten. Sie haben das Wort.

Dr. Judith Pauly-Bender (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kollegen und Kolle-
ginnen! Mit ihrem Gesetzentwurf für ein hessisches Lan-
desverbandsklagerecht für den Tierschutz hat die SPD-
Fraktion dieses Hauses eines der wichtigsten Anliegen des
hessischen Tierschutzes aufgegriffen und zu ihrem Anlie-
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gen gemacht. Die SPD-Fraktion wünscht die Komplettie-
rung der Staatszielbestimmung Tierschutz durch ein Ver-
bandsklagerecht. Kann man in anderen Rechtsbereichen
darüber streiten, ob erst das Verbandsklagerecht den
Rechtsstaat komplett macht, so liegen die Dinge bei den
Tieren klar erkennbar anders: Ob das Bundestierschutzge-
setz im Interesse der Tiere zum Tragen kommt, entscheidet
sich im Prozess des Verwaltungshandelns und auf dem Ge-
richtsweg leider sehr einseitig. Derzeit können nur Tierhal-
ter und -nutzer gegen tierschutzfreundliche behördliche
Entscheidungen nach § 18a Tierschutzgesetz gerichtlich
vorgehen.

Wir meinen, in einem Rechtsstaat wie dem unseren kann
das nicht weiter anstehen. Meine Damen und Herren, es ist
gar nicht ersichtlich, was es rechtfertigen könnte, ausge-
rechnet den Bereich des Tierschutzes und der Tierschutz-
entscheidungen hiervon auszunehmen.

(Beifall bei der SPD)

Verwaltungsakte und Rechtsakte zulasten Dritter, hier zu-
lasten von Mitgeschöpfen, müssen selbstverständlich auch
gerichtlich überprüft werden können, in diesem Fall treu-
händerisch vorgetragen durch anerkannte Verbände. Die in
Art. 20a normierte Staatszielbestimmung Tierschutz läuft
leer, wenn nicht endlich sichergestellt ist, dass Verwal-
tungsakte mit zum Teil erheblichen Folgen auf Leben und
Lebensumstände von Tieren immer dann von unabhängi-
gen Verwaltungsgerichten untersucht werden können,
wenn Zweifel bestehen, dass eine geltende Tierschutzregel
ausreichend beachtet wurde.

Meine Damen und Herren, dass wir in Hessen Anlass ha-
ben, die Landestierschutzklage einzuführen, wissen wir aus
den beiden letzten Berichten der Landestierschutzbeauf-
tragten dieser Landesregierung. Sie benennt konkrete tier-
schutzrechtsrelevante Behördenentscheidungen, daneben
auch konkretes Unterbleiben tierschutzrechtlicher Behör-
denentscheidungen, in denen es darauf angekommen wäre,
treuhänderisch für die stimmlose Seite der Tiere die Tier-
schutzverbandsposition zum Vortrag kommen zu lassen.
Kein Kollege von CDU und FDP hat diesen Vortrag der
Landestierschutzbeauftragten im Ausschuss bestreiten kön-
nen. Jeder Kollege dieses Hauses kann das Ausschusspro-
tokoll sowie die Berichte der Landestierschutzbeauftragten
persönlich nachlesen.

(Günter Rudolph (SPD): Man muss sie auch verste-
hen!)

Das bestehende Modell der Normdurchsetzung ist subopti-
mal, a) weil die geschützten Lebewesen selbst zur Durch-
setzung des Schutzrechts nichts beitragen können, b) weil
die Durchsetzung des verfassungsmäßig gebotenen und im
Gesetzesrecht näher ausgestalteten Schutzes derzeit allein
in der Hand der Behörden liegt, c) weil diese Behörden no-
torisch überlastet und selbst bei bestem Willen nur unzu-
reichend in der Lage sind, entgegenstehenden ökonomi-
schen Interessen angemessen Paroli zu bieten, d) weil es
gar nicht angebracht ist, auf das Engagement der gemein-
nützigen Verbände und auf ihre Expertise bei der verfah-
rensmäßigen Durchsetzung des Schutzrechtes auch weiter-
hin zu verzichten, e) weil der Staat vielmehr gut beraten
ist, die zivilgesellschaftlichen Potenziale zu nutzen, um da-
mit einen wichtigen Beitrag zur Effektivierung des Verfas-
sungsziels Tierschutz zu leisten.

Hervorhebenswert erscheint mir an dieser Stelle besonders,
dass eine Tierschutzverbandsklage kluge Teilhabepolitik

ist, da sie den frühen Interessenausgleich will und gerade
deshalb keine Klageflut produziert. Unser Entwurf will
Mitwirkungsrechte, aber auch Mitwirkungspflichten des
zivilgesellschaftlichen Tierschutzes. Es geht um die Trans-
parenz tierschutzrelevanten Behördenhandelns, und es geht
um die Unterstützung der für Tierschutz engagierten Be-
hördenvertreter. Es geht um die Beseitigung bestehender
tierschutzrelevanter Kollisionen zwischen den Rechtsge-
bieten und Verwaltungsebenen.

Ihren größten Nutzen entfaltet die Tierschutzverbandsklage
somit vorbeugend. Sie will Beteiligung und Aufeinander-
Zugehen im Prozess der Entscheidungsfindung. Sie ist das
geeignetste Mittel gegen unfruchtbare Konfrontation zwi-
schen Tierschützern und Tiernutzern.

Verwaltungsverfahren im Sinne des Tierschutzes sollen
dadurch sicherer gemacht werden, dass alle damit rechnen,
dass anerkannte Tierschutzverbände eine unabhängige
Verwaltungsgerichtsentscheidung einholen dürften, wenn
sie nicht ausreichend gehört worden wären. Das Gesetz
soll durch die Beteiligung des Tierschutzes an den Verwal-
tungsverfahren präventiv wirken und die Interessen von
Tierschutz und Tiernutzung zum Ausgleich bringen. Inso-
fern dient das Gesetz dem Interessenausgleich gerade des
Forschungs- und Wirtschaftsstandortes Hessen.

Alles in allem: Unsere Initiative will das Engagement der
für den Tierschutz verantwortlichen Verwaltungskräfte so-
wie der ehrenamtlich Tätigen unterstützen. Das ist der Un-
terschied zwischen Schwarz-Gelb und unserer politischen
Haltung. Uns reichen Lippenbekenntnisse und Sonntagsre-
den nicht. Wir sind der Auffassung, dass die aktive Stär-
kung der bürgerschaftlichen Teilhabe und eine größtmögli-
che Transparenz im Regierungs- und Verwaltungshandeln
das politische Gemeinwesen nur stärken können.

Wir sind nach sorgfältiger Auswertung der parlamentari-
schen Anhörung in unserer Haltung bestärkt worden, dass
die von den Regierungsfraktionen in den Verbänden der
Tiernutzer wider besseres Wissen lancierten Horrorszenari-
en, dass durch die Einführung des Verbandsklagerechts die
hessische Landwirtschaft sowie Hessen als Wirtschafts-
und Wissenschaftsstandort infrage gestellt würden, jegli-
cher Grundlage entbehren, die sich auch nicht mit an den
Haaren herbeigezogenen Verweisen auf Klagen gegen
Windräder verbessern lässt.

Meine Damen und Herren, die SPD-Landtagsfraktion be-
dankt sich für die Unterstützung ihrer Initiative durch die
Landestierschutzbeauftragte, die Tierrechtsvertreter aner-
kannter Verbände sowie den ehrenamtlichen Tierschutz.

(Beifall bei der SPD)

Mit ihnen sind wir der Auffassung, dass das Staatsziel
Tierschutz des Grundgesetzes die Politik zu mehr ver-
pflichtet als zu gelegentlichen Appellbeschlüssen und fol-
genlosen Deklarationen in Ausschüssen und Parlamenten.
Die Tiere müssen die Fortschritte fühlen können.

Am Schluss dieses Gesetzgebungsprozesses bleibt zu hof-
fen, dass sich in der neuen Legislaturperiode Tüchtige fin-
den, die dieses Anliegen unter besseren politischen Vorzei-
chen zu einem guten Abschluss führen.

Meine Damen und Herren von der CDU-Fraktion, dass das
Thema 2013 in der Mitte der Gesellschaft steht, zeigt uns
in diesen Tagen das Beispiel des Saarlandes. Dort will eine
schwarz-rote Regierung mit einem Tierschutzverbandskla-
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gerecht eine bundesweite Vorreiterrolle beim Tierschutz
einnehmen. – Ich bedanke mich für die Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Frau Dr. Pauly-Bender. – Für BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN hat sich Frau Kollegin Hammann ge-
meldet. Bitte schön, Frau Hammann.

Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Wir GRÜNE nehmen im Gegensatz zur Regierungskoaliti-
on den Verfassungsauftrag im Tierschutz sehr ernst.

(Holger Bellino (CDU): Wir auch! – Gegenruf des
Abg. Günter Rudolph (SPD): Das wäre neu!)

– Das hätten wir gern gesehen, Herr Bellino. Sie haben
auch noch die Chance dazu, weil wir einen Gesetzentwurf
vorgelegt haben. Dem können Sie heute zustimmen, dann
würden wir Ihre Ersthaftigkeit auch erkennen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Meine sehr geehrten Damen und Herren, wir wollen eine
seit vielen Jahren bestehende Regelungslücke im Tier-
schutz endlich schließen. Der Tierschutz hat Verfassungs-
rang. Aber die Tiere haben keine Vertreter, die ihre Rechte
anderenorts einklagen können. Dies ist ein Defizit, dies ist
ein Manko, und dies gilt es zu beheben.

Wir wollen auch nicht weitere Klagemöglichkeiten eröff-
nen, wie Sie das immer wieder behaupten, meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren vonseiten der CDU. Nein, das
wollen wir nicht. Wir wollen, dass den Tieren das Recht
zugestanden wird, dass Dritte in ihrem Namen klagen kön-
nen, wenn Missstände zu verzeichnen sind.

Meine Damen und Herren, wir haben eine Situation im
Tierschutz, die einfach nicht zu rechtfertigen ist: eine Si-
tuation, die den Nutzern von Tieren – das muss man so
deutlich sagen – ein Klagerecht gibt, aber den Schützern
von Tieren ein Klagerecht verwehrt. Man kann es auch
sehr kurz sagen: Ein vermeintliches Zuviel an Tierschutz
kann beklagt werden, ein bestehendes Defizit dagegen
nicht.

Das hört sich erst einmal sehr trocken an. Deshalb will ich
das an einem Beispiel deutlich machen, das man auch
wirklich in der Praxis finden kann: Sie haben einen Pseu-
do-Hundezüchter. Die Tiere befinden sich in einem ver-
wahrlosten Zustand. Ein Amtstierarzt schreitet ein, erteilt
eine Auflage oder ein Haltungsverbot. Der Züchter kann
dagegen klagen. – Wenn aber aus unerfindlichen Gründen
ein Amtstierarzt nicht oder zu spät reagiert, heißt das, die
Tiere bleiben in diesem Zustand, und das Elend dieser Tie-
re zieht sich weiter hin.

Hier wäre eine Verbandsklage absolut angebracht. Sie hät-
te auch eine abschreckende Wirkung. Auch das ist etwas,
was die Tierschutzorganisationen immer wieder betonen.
Denn sie wollen nicht klagen um der Klage willen, sondern
sie wollen Missständen entgegentreten, und sie sagen, es
hat eine abschreckende Wirkung.

Dass das so ist, beweist doch die Praxis in Bremen. Schon
seit dem Jahr 2007 gibt es dort ein Verbandsklagerecht.
Glauben Sie, die Tierschutzorganisationen klagen dort dau-
ernd? Nein, seit 2007 gab es noch keine einzige Klage. Das
bedeutet, man geht sehr verantwortungsvoll mit diesem In-
strument um. Man vertritt die Interessen der Tiere, wägt
aber sehr wohl ab, wo etwas für die Tiere erreicht werden
kann.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Marius Weiß (SPD))

Wir wollen mit unserem Gesetzentwurf erreichen, das
Dritte, damit meinen wir anerkannte Tierschutzorganisatio-
nen, nicht irgendwelche Vereine, die Interessen der Tiere
auf Einhaltung gültiger – ich betone: gültiger – Schutznor-
men von Verwaltungsgerichten überprüfen lassen können.
Das Recht auf Überprüfung der Einhaltung von Schutznor-
men ist im Grundgesetz niedergelegt und findet sich daher
auch in vielen anderen Bereichen, z. B. im Behinderten-
recht.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von CDU und
FDP, Sie sind keine Anwälte der Tiere. Wir hatten eine
Anhörung, aus der Sie leider nichts gelernt haben. Es gab
eine breite Unterstützung für die beiden Gesetzentwürfe,
über die heute in zweiter Lesung diskutiert wird, den Ge-
setzentwurf der SPD-Fraktion und unseren Gesetzentwurf
für die Einführung eines Verbandsklagerechts.

SPD und GRÜNE sind sich in den Zielrichtungen absolut
einig. Wir wollen, dass diese Rechtslücke endlich ge-
schlossen wird. Die Gesetzentwürfe unterscheiden sich
dennoch. Unser Entwurf geht an einigen wenigen Stellen
weiter als der der SPD. Ich will sie benennen: Es geht dar-
um, wer klagen kann. Wir wollen, dass auch Stiftungen ein
Klagerecht bekommen. Sie wissen, dass wir GRÜNE seit
Langem eine hessische Landesstiftung für den Tierschutz
fordern. Auch diese Stiftung muss die Möglichkeit haben,
Klage zu erheben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Marius Weiß (SPD))

Zweitens. Wir machen keinen Unterschied zwischen einer
privaten und einer gewerblichen Haltung. Den Tieren ist
das nämlich egal. Sie müssen aber artgerecht gehalten wer-
den. Deshalb haben wir in unserem Gesetzentwurf insbe-
sondere bei Neubauten für Tierhaltungen ab einem Raum-
inhalt von 50 m³ eine Klagemöglichkeit vorgesehen, wenn
die Tierschutzbestimmungen nicht eingehalten werden.
Vor diesem Hintergrund ist die Angst, die vonseiten der
CDU und der FDP immer wieder geäußert wird, jetzt wer-
de jede Hundehütte beklagt, absoluter Blödsinn. Wenn Sie
aber eine solche Behauptung aufstellen, beweist das, dass
Sie sich mit unserem Gesetzentwurf überhaupt nicht ernst-
haft beschäftigt haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Marius Weiß (SPD))

Der Gesetzentwurf der SPD und unser Gesetzentwurf ha-
ben in der Anhörung unglaublich viel Unterstützung erhal-
ten. Die Reihe der Unterstützer reichte von der Tierschutz-
beauftragten des Landes Hessen bis zur Deutschen Juristi-
schen Gesellschaft für Tierschutzrecht. Daran kann man
erkennen, dass dieser Missstand schon seit Jahren bekannt
ist und dass man endlich auch von der Tierschützerseite
her auf Abhilfe drängt und hofft, dass endlich eine Rege-
lung in diesem Bereich geschaffen wird.
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Es ist einfach abenteuerlich, wenn Sie vonseiten der CDU-
Fraktion hier immer wieder falsche Behauptungen aufstel-
len. Ich habe ein Beispiel genannt, nämlich die Hundehüt-
ten. Ich möchte Sie auch darauf hinweisen, dass wir keine
Ausweitung von Klagebefugnissen fordern. Wo bisher kei-
ne Befugnisse waren, können sie auch nicht ausgeweitet
werden. Das ist Fakt. Wir wollen, dass endlich ein Rechts-
anspruch auf Überprüfung durch ein Verwaltungsgericht
geschaffen wird.

Ich habe eine Presseerklärung der CDU-Fraktion ans Pult
mitgebracht. Ich zitiere:

Es ist für uns als C-Partei eine Selbstverständlich-
keit, dass Tiere als Teil der Schöpfung zu achten und
zu schützen sind. Nicht umsonst haben wir deshalb
den Tierschutz in unser Parteigrundsatzprogramm
aufgenommen.

Meine sehr geehrten Damen und Herren von der CDU-
Fraktion, wenn Sie nicht danach handeln, dann sollten Sie
sich das C an dieser Stelle sparen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Marius Weiß (SPD))

Als ich das gelesen habe, habe ich eher an die Energieeffi-
zienzklassifizierung gedacht. C bedeutet da nämlich
„schlechter als drittklassig“. Das wäre die richtige Bewer-
tung Ihrer Tierschutzpolitik.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
des Abg. Marius Weiß (SPD))

Wir haben hier einen Verfassungsauftrag zu erfüllen. Das
heißt, auch Sie können sich nicht ständig drum herum-
drücken und versuchen, mit Fehlbehauptungen gute Ge-
danken niederzumachen. Wir brauchen in diesem Bereich
endlich eine richtige und gute Lösung. Zum konsequenten
Schutz der Natur gehört, dass wir Tiere nicht nur wie Nutz-
objekte behandeln. Das erwarte ich von einer Partei, die
das C im Namen trägt. Wir müssen dafür sorgen, dass den
Tieren um ihrer selbst willen Leid und Schmerz erspart
werden und dass sie artgerecht leben können.

Wir haben diesen Verfassungsauftrag. Der ist ernst zu neh-
men. Ich bedauere es, liebe Kolleginnen und Kollegen von
der CDU und der FDP, dass Sie diesen Auftrag einfach
nicht erkennen wollen. Sie zeigen sich auch im Tierschutz
rückständig, erschöpft und verbraucht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD – Zurufe von der CDU)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Frau Kollegin Hammann. – Für die CDU-
Fraktion hat jetzt der Abg. Klaus Dietz das Wort. Bitte
schön, Herr Dietz.

Klaus Dietz (CDU):

Sehr verehrter Herr Präsident, verehrte Kolleginnen und
Kollegen! SPD und GRÜNE haben jeweils einen Gesetz-
entwurf zur Einführung einer Tierschutzverbandsklage in
Hessen vorgelegt. Wir als Regierungskoalition werden die-
se Gesetzentwürfe heute ablehnen.

Ich will zwei Beispiele anführen, die historisch belegt sind.
Eines liegt etwas länger zurück, eines ist etwas aktueller.

Der Schlachthof in Frankfurt war bis vor 24 Jahren 90 Jah-
re lang in Betrieb. Ein Jahr zuvor runderneuert, mit über 40
Millionen DM auf den neuesten Stand gebracht, fiel er
dem „Wohnen am Fluss“ zum Opfer. Er ist ersatzlos weg-
gefallen. Kurze Wege aus den Ställen in der Wetterau, aus
dem Umland nach Frankfurt und von dort in die Wurstkü-
chen der Metzger sind ersatzlos weggefallen. Heute wer-
den die Tiere weiß Gott wohin gefahren, nach Rheinland-
Pfalz, Nordrhein-Westfalen, Thüringen oder Bayern. Sie
kommen in Teile zerlegt zurück. Die Wege der lebenden
Tiere bis zum Schlachthof sind erheblich länger geworden.
Das als ein Beispiel dafür, welche Folgen eine Desinvesti-
tion haben kann.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Die Vorstellung, dass man am grünen Tisch auf Knopf-
druck Probleme lösen kann, trifft eben nicht zu.

Der andere Fall ist sehr aktuell. Im Vogelsberg standen
monatelang etliche Windräder still. Warum? Weil ein Na-
turschutzverband geklagt und ein Gericht gesagt hat: Hier
ist ein Fehler gemacht worden, hier dürfen die Räder nicht
stehen. – Einnahmeausfälle in Höhe von 1,5 Millionen €.
Für wen? Zum einen für die OVAG. Das ist keine Heu-
schrecke, sondern ein kommunales Unternehmen der
Landkreise Gießen, Vogelsberg und Wetterau. Im Quer-
verbund finanziert die OVAG den öffentlichen Personen-
nahverkehr mit. Das muss man einfach einmal vor Augen
haben. Der andere Partner ist eine Gesellschaft namens
Bürgerwind. Die Bürger haben im Vertrauen darauf inves-
tiert, dass sie etwas für den Natur- und den Umweltschutz
tun. Jetzt sitzen sie auf massiven Einnahmeausfällen. Die
wären noch größer geworden, wenn sie nicht bereit gewe-
sen wären, Bares zu überweisen. Ich nenne das Wegelage-
rei: 500.000 € für den Naturschutzverband und die Zusage,
dass der dort mitarbeiten kann. Man könnte es auch anders
formulieren: Es steht die Frage im Raum, ob der Verband
nicht den Preis genannt hat, zu dem er käuflich ist.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Meine Damen und Herren, ich will Sie nicht länger mit
meinen persönlichen Ausführungen langweilen, sondern
mit der Erlaubnis des Präsidenten aus der Anhörung zitie-
ren.

Erstens.

Eine derartige Nachbesserung des Tierschutzge-
setzes muss aus meiner Sicht wegen mangelnder
Kompetenz als unzulässig angesehen werden, d. h.,
für eine Erweiterung des bundesdeutschen Tier-
schutzgesetzes ist eine Kompetenz der Landesge-
setzgeber zu verneinen.

Das schrieb der Deutsche Richterbund.

Zweitens.

Die vorgesehenen Informations-, Klage- und Mit-
wirkungsrechte anerkannter Tierschutzorganisatio-
nen … führten zu einer erheblichen Arbeitsbelastung
der zuständigen kommunalen Behörden und zu Ver-
fahrensverzögerungen.

Das sagt der Hessische Städtetag.

Drittens.
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Das deutsche Tierschutzgesetz, bereits heute eines
der strengsten der Welt, berücksichtigt Tierschutzbe-
lange umfassend und beteiligt bereits jetzt Tier-
schutzorganisationen an Verwaltungsverfahren.

Das schreibt die Deutsche Forschungsgemeinschaft.

Viertens.

Die Möglichkeit einer Verbandsklage würde die
Realisierung solch großer … [wissenschaftlicher]
Vorhaben infrage stellen. … Mit einer Verbandskla-
ge wird keine Verbesserung des Tierschutzes er-
reicht, aber sie schadet dem Forschungsstandort
Hessen.

So die Deutsche Forschungsgemeinschaft.

Fünftens.

Für unsere Mitgliedsunternehmen würde Hessen als
Forschungs- und Entwicklungsstandort im interna-
tionalen Wettbewerb an Attraktivität einbüßen.

So der VCI.

Ich habe diesem Votum der Spezialisten nichts hinzuzufü-
gen und fasse daher zusammen: Wir haben in Deutschland
zum Glück ein strenges Tierschutzrecht. Eine Ausweitung
ist unnötig. Hessen hat in dieser Frage keine Gesetzge-
bungskompetenz.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Natürlich haben wir die!)

Ein entsprechendes Gesetz wäre also verfassungswidrig.
Das Gesetz würde zu neuer Bürokratie führen sowie Be-
hörden und Gerichte belasten.

(Ursula Hammann (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Warum machen das denn die anderen Bundeslän-
der?)

Daher wäre es wahrscheinlich auch konnexitätsrelevant.
Ihre Haushaltsvorschläge sahen und sehen aber keinerlei
Finanzierung vor. Das Gesetz wäre für den Wirtschafts-
standort, den Forschungsstandort und den Agrarstandort
Hessen schädlich.

Ich schließe mit einem Zitat aus der Stellungnahme des
Hessischen Städtetags:

Mehr Bürokratie und mehr institutionalisierte Kon-
trolle helfen unseren zu schützenden Tieren nicht.

Demnach sind die beiden Gesetzentwürfe abzuleh-
nen.

So machen wir das auch.

(Beifall bei der CDU)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Vielen Dank, Herr Kollege Dietz. – Für die Fraktion DIE
LINKE hat Frau Cárdenas das Wort.

Barbara Cárdenas (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Tierschutz
ist etwas, was in breiten Teilen der Bevölkerung auf Inter-
esse und Zustimmung stößt. Das Eintreten für die Rechte
der Tiere ist etwas, was in einer aufgeklärten und demokra-
tischen Gesellschaft uns allen gut ansteht.

Inzwischen wurde dem gesetzlichen Gebot der verhaltens-
gerechten Unterbringung nach Art. 20a GG der Rang eines
Verfassungsguts eingeräumt. Auf der Bundesebene wurde
das Verbandsklagerecht zwar bereits eingeführt, aber noch
nicht für den Tierschutz. Das muss sich ändern.

Dafür müssen sich auch die Länder einsetzen. Sie müssen
vorangehen, wie das Land Bremen, das das Verbandskla-
gerecht schon eingeführt hat. Viele andere Länder werden
folgen. Was ist mit Hessen? Hessen verweigert sich und
entscheidet sich damit einseitig für die Interessen der
Agrarwirtschaft und der Forschung.

Schon 2008, also vorneweg, hat meine Fraktion mit einem
Antrag im Tierschutzbeirat die Einführung eines Ver-
bandsklagerechts gefordert. Er wurde damals leider von
CDU und FDP abgelehnt.

Warum halten wir dieses Recht für unbedingt notwendig
und seine Einführung auch in Hessen für überfällig? Bisher
lag das Klagerecht vor allem bei jenen, die einen wirt-
schaftlichen Nutzen aus dem Umgang mit Tieren ziehen.
Die Tierhaltung, die Tierverwertung und die Tierversuche
müssen unseres Erachtens aber unter anderen Gesichts-
punkten betrachtet werden. Wir haben nämlich auch eine
ethische und moralische Verpflichtung gegenüber den Tie-
ren. Tiere dürfen nicht zuvorderst als Waren betrachtet
werden, mit denen hohe Gewinne einzufahren sind, wenn
man die Herstellungskosten, die anfallen, bis sie auf der
Ladentheke landen, möglichst weit herunterfährt.

(Beifall bei der LINKEN)

Gegen ihre nicht artgerechte Haltung und gegen ihre Aus-
beutung können die Tiere nicht selbst protestieren. Sie ha-
ben keine Stimme. Wir reden miteinander, damit wir ihnen
eine Stimme geben können.

Es ist aus unserer Sicht dringend erforderlich, dass endlich
auch Tierschutzverbänden das Recht eingeräumt wird, ge-
gen bestehende Missstände zu klagen. Das wird dazu bei-
tragen, das strukturelle Ungleichgewicht zu beseitigen, das
dazu führt, dass in einigen Bereichen des Tierschutzrechts
inzwischen ein beträchtliches Vollzugsdefizit herrscht. Das
wird auch von Verschiedenen anerkannt.

Dies hat bestimmte Gründe, die natürlich nicht allein mit
der Einführung eines Verbandsklagerechts zu beseitigen
sind. Als Beispiel sind die personelle Unterbesetzung und
die Verlagerung von Kompetenzen der Tierschutzbehörde
– auch in Hessen – zu nennen. Dennoch: Mit dem Ver-
bandsklagerecht würden auch die Beamten der Veterinär-
und der Genehmigungsbehörden endlich unterstützt, die
sich unter Berufung auf die durch die Rechtsprechung er-
weiterten Kontrollmöglichkeiten einem einseitigen, inter-
essenorientierten Druck widersetzen könnten.

Leider ist es immer noch so, dass sich die genehmigende
Behörde Folgendes überlegen muss, wenn eine Genehmi-
gung für ein Vorhaben beantragt wird, durch das Tieren
Leid zugefügt wird oder sie einer nicht artgerechten Hal-
tung ausgesetzt werden: Verweigert sie die beantragte Ge-
nehmigung, muss sie mit verwaltungsgerichtlichen Klagen
durch mehrere Instanzen und unter Umständen auch mit
Entschädigungsklagen rechnen. Stellt sie dagegen ihre Be-
denken zurück und genehmigt das Vorhaben, kann nie-
mand eine richterliche Überprüfung der Vereinbarkeit mit
den Vorschriften des Tierschutzgesetzes herbeiführen;
denn die Belange von Tieren sind immer noch nicht ein-
klagbar.
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Nur mit dem Verbandsklagerecht kann ein solcher Gewis-
senskonflikt vermieden werden, und deshalb sollten wir al-
le heute ein entsprechendes Gesetz beschließen.

(Beifall bei der LINKEN)

Dem Gesetzentwurf der SPD stimmen wir ausdrücklich zu,
da er unserer Ansicht nach die Rechte der Tiere am vertret-
barsten berücksichtigt. Das ist auch das Anliegen des Ent-
wurfs der GRÜNEN. Allerdings haben wir hier Bedenken,
was die Ausweitung z. B. auf Stiftungen angeht. Wir haben
die Befürchtung, dass nicht unbedingt immer Tierschützer
von diesem Recht Gebrauch machen werden. Genau das
sollte für uns aber meiner Meinung nach im Vordergrund
stehen.

(Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Trotz dieser Bedenken stimmen wir auch diesem Gesetz-
entwurf zu, da er auf jeden Fall in die richtige Richtung
geht. – Ich bedanke mich.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Frau Cárdenas. – Für die FDP-Fraktion hat
jetzt Herr Sürmann das Wort.

Frank Sürmann (FDP):

Herr Präsident, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen!
Zunächst etwas Grundsätzliches: Ich glaube, es steht außer
Frage, dass alle Fraktionen das Ziel verfolgen, unsere Mit-
geschöpfe zu schützen. Wir sind uns auch darin einig, dass
das eine elementare gesellschaftliche Aufgabe ist.

(Zuruf von der SPD: Das sagt auch noch ein Jäger!)

– Da vorne bei den GRÜNEN sitzt auch einer. Ich glaube,
das ist eine falsche Bemerkung, die da gerade gemacht
wurde. Auch in der SPD-Fraktion gab es einen. All das ist
miteinander vereinbar.

Zu Recht ist der Tierschutz als Staatszielbestimmung in
Art. 20a Grundgesetz niedergelegt. Auch über die Notwen-
digkeit von Maßnahmen zum Tierschutz sind wir uns alle
einig; denn wir wissen, dass sich die Tiere nicht selbst Ge-
hör verschaffen können. Also muss sich der Mensch darum
kümmern. Wir streiten also nicht darüber, ob Tierschutz
stattfindet, sondern darüber, wie es mit ihm effektiv wei-
tergehen kann.

SPD und GRÜNE schlagen Regelungen vor, die mit denen
in Nordrhein-Westfalen weitgehend übereinstimmen: ein
Verbandsklagerecht für anerkannte Tierschutzorganisatio-
nen. Wir haben, wie schon festgestellt worden ist, ein sol-
ches Recht in Bremen. Bremen ist nicht gerade ein agrari-
sches Flächenland. Das Land Bremen ist klein; die Voraus-
setzungen sind dort etwas anders als bei uns.

Im Saarland sind sie mit ihrem Verbandsklagerecht immer
noch nicht zu Potte gekommen. Das stand schon unter
Schwarz-Grün-Gelb zur Diskussion, und jetzt wird immer
noch darüber debattiert. Es ist immer noch nicht da. Bei
dem dortigen Verbandsklagerecht sieht man einen etwas
anderen Weg vor als den, der hier vorgeschlagen ist; denn
es ist vorgesehen, dass, wenn nach dreimaliger Aufforde-
rung die Veterinärbehörde bzw. die oberste Behörde nicht
tätig wird, ein Klagerecht greift. Im Unterschied dazu kön-

nen entsprechend den Vorschlägen, die gemacht werden,
die Tierschutzverbände hier immer klagen, wenn gewisse
Voraussetzungen erfüllt sind.

SPD und GRÜNE erklären also, die Vereine, die ein Kla-
gerecht haben, müssen anerkannt werden. Die GRÜNEN
machen das von keinen Voraussetzungen abhängig. Das
adelt eher den Gesetzentwurf der SPD-Fraktion. Dort heißt
es nämlich, die Klageberechtigten müssen eine Sachkennt-
nis haben, die über das Normalmaß dessen hinausgeht, was
in einem durchschnittlichen Tierschutzverein vorhanden
ist. Das ist, wenn man ein Verbandsklagerecht einführen
will, eine vernünftige Überlegung.

Geklagt werden kann nach den Entwürfen im Wesentli-
chen gegen die Erlaubnis und die Genehmigung des
Schächtens von Tieren sowie des Kürzens der Schnabel-
spitzen von Hühnern – damit diese sich nicht gegenseitig
verletzen – und der Schwänze von Kälbern. Bei Tierversu-
chen soll es ein Klagerecht geben. Wir werden uns nachher
noch einmal darüber unterhalten, an welcher Stelle wir ei-
gentlich darüber diskutieren müssen. Ein Klagerecht gibt
es auch gegen die Zucht und das Halten von Tieren bei-
spielsweise in Zoos, in Tierheimen oder zu Erwerbs-
zwecken.

Außerdem soll ein Klagerecht bestehen, wenn im Fall der
Misshandlung von Tieren Anordnungen der zuständigen
Behörde zur Wegnahme unterbleiben – auch darüber müs-
sen wir uns unterhalten – oder zu Unrecht getroffen wer-
den. Zu diesem Zweck sollen die anerkannten Vereine
rechtzeitig informiert werden und Gelegenheit zur Stel-
lungnahme erhalten: immer bei der Vorbereitung von tier-
schutzrelevanten Rechts- und Verwaltungsvorschriften so-
wie vor jeder Erteilung von bau- und immissionsschutz-
rechtlichen Genehmigungen für das Halten von Tieren zu
Erwerbszwecken.

Das klingt – zugegeben – zunächst einmal nach einem
praktikablen Ansatz und ist zweifelsohne ein hehres Ziel.
Aber wir müssen uns die Folgen anschauen, die daraus ent-
stehen könnten. Ich will sie zwar nicht überhöhen, aber zu-
mindest einmal aufzählen.

Wir haben das Problem, dass die Biomediziner dann viel
Zeit vor Gericht verbringen müssen – mehr als im Labor –
und dass wir dadurch Gefahr laufen, die medizinische For-
schung zu behindern. Auch wenn ich das nicht in den Vor-
dergrund stellen will, möchte ich sagen: Das bringt, gerade
weil wir in Hessen viel Forschung haben, durchaus auch
einen Standortnachteil mit sich. Wir hätten zu Beginn
wahrscheinlich mit einer Klagewelle zu rechnen, die die
Justiz im Zweifel nicht beherrschen könnte. Da müssen wir
aufpassen.

Noch eines: Dass das Verbandsklagerecht dann repressiv
wirkt und keine präventive Wirkung entfaltet, versteht sich
ebenfalls von selbst. Das ist die Gefahr dabei: dass wir nur
Repression, aber keine Prävention haben, indem wir ver-
hindern, dass Tiere misshandelt oder schlecht behandelt
werden.

An der Stelle müssen wir die Anhörung noch einmal
durchleuchten. Frau Hammann hat eben im Plenum oppo-
niert. Es geht um die Frage, was der Deutsche Richterbund
dazu gesagt hat. Der Hinweis in der Stellungnahme, dass
wir in §§ 15 und 16b des Tierschutzgesetzes möglicher-
weise eine abschließende Regelung haben, die die Länder-
kompetenz für ein solches Verbandsklagerecht verbietet,
ist ernst zu nehmen. Nun ist das nicht gerichtlich überprüft.
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– Frau Dr. Pauly-Bender, Sie können den Kopf schütteln.
Aber es ist nicht überprüft, auch nicht das Bremer Gesetz.
Alle anderen Initiativen, die noch laufen, sind im parla-
mentarischen Verfahren.

(Zurufe der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) und Günter Rudolph (SPD))

Da gibt es rechtlich noch gar nichts zu überprüfen. Deswe-
gen muss man sich die Stellungnahme des Richterbundes
sehr genau ansehen. Ich befürchte, die haben recht, dass
die Regelungskompetenz nur beim Bund liegt, weil das
Verbandsklagerecht grundsätzlich immer der absolute Aus-
nahmefall ist. Wenn wir ein Gesetz verabschieden, wo es
nicht die absolute Ausnahme, sondern der Regelfall ist,
dann haben wir an der Stelle ein Problem.

Ich will trotzdem fairerweise auch auf die Dinge eingehen,
die Frau Hammann genannt hat. Sie hat gesagt, dass wir
bei den Tierversuchen, bei der sogenannten §-15-Kommis-
sion, eine Einseitigkeit haben. Denn wenn die Kommission
nicht mit einem Tierversuch einverstanden ist, gibt es für
die Kommission keine Möglichkeit, gegen denjenigen vor-
zugehen, der die Erlaubnis trotzdem erteilt. Da scheint mir
Regelungsbedarf zu sein. Denn umgekehrt ist es so: Derje-
nige, der einen Tierversuch abgelehnt bekommt, hat immer
ein Klagerecht. Aber die Kommission, die darauf achten
soll, dass die Tierversuche auch wirklich notwendig sind
und ordnungsgemäß durchgeführt werden, hat kein Klage-
recht.

Das kann man über ein Klagerecht oder über eine andere
objektive Behörde lösen. Ich habe mich mit dem Staatsse-
kretär schon einmal darüber unterhalten, wie man das tech-
nisch machten könnte. Es wäre durchaus denkbar, dass
man darüber nachdenkt, ob das letzte Wort an der Stelle
das Ministerium hat.

Zum Zweiten räume ich ein, wir brauchen eine Möglich-
keit, Veterinärämter anzuweisen, einzuschreiten, wenn es
objektiv notwendig ist. Da haben wir im Moment durch die
Kommunalisierung, die wir zumindest teilweise wieder
auflösen müssen, ein Problem. Daran arbeiten wir. Wir re-
den darüber, wie man das machen kann, ohne Probleme in-
nerhalb des Verwaltungsablaufs zu bekommen.

Insgesamt steht die FDP-Fraktion einem Verbandsklage-
recht in der Form wie hier vorgeschlagen nicht nur kri-
tisch, sondern ablehnend gegenüber, während wir bei den
anderen Punkten durchaus bereit wären, uns zu bewegen. –
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Zuruf der Abg. Ursula Hammann (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Sürmann. Das war eine
Punktlandung. – Mit einer Restredezeit von rund einer Mi-
nute hat sich Frau Dr. Pauly-Bender noch einmal zu Wort
gemeldet. Bitte schön.

Dr. Judith Pauly-Bender (SPD):

Herr Präsident, die zeitliche Bemessung ist sehr großzügig.
Ich möchte nur drei Argumente nennen. Herr Sürmann, Sie
hatten alle Gelegenheit, mit uns in ein Gespräch einzutre-
ten. Sie sind dem Landestierschutzbeirat sogar noch eine

Spezialität schuldig, nämlich ein von Ihnen angeregtes
Sonderverfahren für Laborversuche. Das ist nicht gekom-
men.

Bei dem Kollegen von der CDU, Herrn Dietz, habe ich et-
was sehr vermisst und nehme an, dass ich das auch bei der
Frau Ministerin vermissen werde. Ihre eigene Tierschutz-
behörde, die Landestierschutzbeauftragte, die auch einen
Mitarbeiterstab hat, die Ihre Einrichtung ist, hat die Lan-
destierschutzverbandsklage angeregt und hat ihre Notwen-
digkeit an hessischen Vollzugspraktika belegt. Das blieb
unwidersprochen. Dazu haben wir weder von Herrn Dietz
noch von Herrn Sürmann irgendeinen Hinweis erhalten.
Auch Ihre eigene Behörde geht im Übrigen davon aus,
dass eine Landestierschutzklage eingeführt werden kann.
Ich gehe davon aus, dass auch da Prüfungen stattfinden. In-
sofern können wir mit Ihren Repliken nur sagen: Offenbar
sind Sie falschen Informationen aufgesessen oder wollen
falsche Informationen im Land verbreiten. Die Lösung, die
wir vorschlagen, ist nicht nur im Sinne des Tierschutzes,
sondern sie ist auch möglich und zeitgerecht. Das sehen
wir im Saarland.

(Beifall bei der SPD und der Abg. Ursula Hammann
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Frau Dr. Pauly-Bender. – Für die Landes-
regierung hat jetzt Frau Staatsministerin Puttrich das Wort.
Bitte schön, Frau Puttrich.

Lucia Puttrich, Ministerin für Umwelt, Energie, Land-
wirtschaft und Verbraucherschutz:

Herr Präsident, sehr geehrte Damen und Herren! Eines
sollte man nicht infrage stellen, nämlich dass, egal welche
Position man vertritt, um Tierschutz in bestem Maße zu
gewährleisten, er nur deshalb nicht gewährleistet würde,
weil ein Verbandsklagerecht nicht eingeführt wird.

Zweitens. Ich glaube, wir können alle bestätigen – da
möchte ich mich den Ausführungen des Herrn Sürmann
anschließen –, dass der Verfassungsrang des Tierschutzes
für alle Beteiligten einen hohen Wert hat.

Die Frage ist immer, welchen Weg man zu diesem Ziel
geht. Da gibt es in der Tat unterschiedliche Bewertungen.
Frau Dr. Pauly-Bender, ich möchte darauf hinweisen, dass
die Tierschutzbeauftragte keine Behörde ist. Die Tier-
schutzbeauftragte ist vielmehr unabhängig. Das ist auch in
Ordnung. Eine Tierschutzbeauftragte kann durchaus auch
einmal eine andere Position vertreten als die Landesregie-
rung. Insofern ist die Tierschutzbeauftragte auch nicht die
Erfüllungsgehilfin der Landesregierung, sondern unabhän-
gig. Darauf lege ich großen Wert, und ich glaube, die Tier-
schutzbeauftragte auch.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das heißt allerdings in der Tat, dass wir zu unterschiedli-
chen Bewertungen kommen können. Wir haben uns bei un-
terschiedlichen Positionen schon darüber ausgetauscht,
dass wir das Verbandsklagerecht nicht als weiteren Bau-
stein eines verbesserten Tierschutzes betrachten.

Von mehreren Seiten ist auf die Anhörung Bezug genom-
men worden, in der es unterschiedliche Positionen gab.
Was nicht gering zu schätzen ist, ist in der Tat der Auf-
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wand, der mit einem entsprechenden Klagerecht verbunden
ist. Ob ein erhöhter Aufwand bedeutet, dass der Schutz der
Tiere höher ist, das mag ich doch sehr bezweifeln.

Wir müssen auch konstatieren: Wenn der Eindruck er-
weckt wird, dass Tiere vollkommen ungeschützt seien,
möchte ich doch in Ihre Erinnerung rufen – da werden Sie
mir wahrscheinlich zustimmen –: Es gibt ein deutsches
Tierschutzgesetz. Dieses deutsche Tierschutzgesetz ist ei-
nes der strengsten in der Welt. Das heißt, ein Schutz der
Tiere erfolgt durch einen gesetzlichen Rahmen, und nicht
nur dadurch, sondern auch durch eine Beteiligung von Ver-
bänden. Diese Beteiligung von Verbänden ist auch wichtig.
Ich möchte das in dieser Form auch anerkennen und gar
nicht gering schätzen.

Wenn ein Verbandsklagerecht nicht eingeräumt werden
soll, dann heißt das nicht, dass damit eine ehrenamtliche
Tätigkeit von Verbänden gering geschätzt würde. Hier sind
Verbände in einem hohen Maße gefragt. Deshalb werden
sie auch in vielen Bereichen eingeschaltet. Wir haben die
Beteiligung der Tierschutzverbände teilweise auf der Bun-
desebene gesetzlich vorgeschrieben. Wir haben die Beteili-
gung der Verbände auf der Landesebene. Sie wissen, dass
Tierschutzorganisationen in der Tierschutzkommission des
Bundes mit vertreten sind. Sie entscheiden in der soge-
nannten §-15-Kommission mit den Behörden bei der Ge-
nehmigung von Tierversuchen. Sie beraten das Bundesmi-
nisterium. Wir haben die Tierschutzbeiräte in den unter-
schiedlichen Bundesländern, auch bei uns im Land Hessen
in beratender Funktion. Die beratende Funktion ist aus-
drücklich gewünscht.

Insofern haben wir selbstverständlich gesetzliche Rege-
lungen. Das ist kurz angesprochen worden. Die gesetzli-
chen Vorgaben sind z. B. bei Tierversuchen einzuhalten.
Das ist in hohem Maße erforderlich. Das muss auch sein.
Wir haben aber nicht nur die Hürden bei Versuchen, son-
dern wir haben z. B. auch eine funktionierende und gesetz-
lich vorgeschriebene Überwachung von Tierhaltungen.

Ich möchte noch einmal darauf hinweisen, dass die amtli-
che Überwachung im Sinne des Tierschutzes durch die ent-
sprechenden Veterinärbehörden des Landkreises durchge-
führt wird. Das heißt, das sind diejenigen, die sich die Si-
tuation, wie sie eben von Frau Hammann beschrieben wur-
de, ansehen – ja, ansehen müssen. Das habe ich bei einer
anderen Gelegenheit schon einmal gesagt: Ich glaube
nicht, dass ein Verbandsklagerecht notwendig ist, um die
Veterinärbehörden vor Ort zu ihrer Arbeit zu zwingen,
sondern die Veterinärbehörden vor Ort haben ein Interesse
daran, ihre Arbeit gut und intensiv durchzuführen.

Wenn einer vor Ort in der Tat nicht kontrollieren würde,
wenn er auf einen Missstand hingewiesen wird, dann hätte
das disziplinarische Folgen, und das zu Recht. Deshalb
würde die Einführung eines Verbandsklagerechts es nicht
verbessern, wenn ein Vollzug schlecht wäre, sondern – ich
wiederhole das – wenn es entsprechende Probleme gäbe,
dann müssten die Konsequenzen im konkreten Fall gezo-
gen werden, weil es inakzeptabel wäre, wenn jemand tat-
sächlich aufgrund einer Anzeige, eines Hinweises nicht tä-
tig würde.

Deshalb möchte ich an der Stelle noch einmal bestärken –
ich hatte es an anderer Stelle schon getan –: Dieses Klage-
recht, das Sie haben möchten, bedeutet nicht, dass es bes-
ser wird. Das bedeutet erst recht nicht, dass es einfacher
wird. Wenn z. B. mit beantragt wird, dass man auch bei

Baugenehmigungsverfahren ein Klagerecht haben soll,
dass man Verwaltungsakte insgesamt beklagen kann, dann
bedeutet das in der Tat eine Verlängerung und eine Er-
schwernis von Verfahren, aber keinen erhöhten Tierschutz.

Gerade wenn man sich unterschiedliche Planungsverfahren
ansieht, möchte ich noch einmal darauf hinweisen, dass es
nicht nur die Möglichkeit gibt, sondern auch die Pflicht,
unterschiedliche Verbände anzuhören. Das geschieht im
Moment, so wie es sein muss, auf der Basis, dass die ent-
sprechenden Verbände oder Tierschutzkommissionen an-
gehört werden, wie es gesetzlich vorgeschrieben wird.

Kurzum: Ja, die Bewertungen sind unterschiedlich, ob da-
mit ein erhöhter Tierschutz erreicht wird. Was man aber
nicht unterschiedlich bewerten sollte, ist, dass wir alle ge-
meinsam an dem Ziel, einen hohen Tierschutz zu haben,
arbeiten, auch wenn der Weg, wie gesagt, durchaus unter-
schiedlich sein mag.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Frau Staatsministerin Puttrich. – Damit
sind wir am Ende der zweiten Lesungen der Gesetzentwür-
fe angekommen.

Ich lasse jetzt unter Tagesordnungspunkt 5 a, in der vorge-
legten Beschlussfassung, über den Gesetzentwurf der Frak-
tion der SPD über ein Gesetz zum Verbandsklagerecht und
Mitwirkungsrechte für Tierschutzverbände, Drucks. 18/
6729 zu Drucks. 18/4376, abstimmen. Wer diesem Gesetz-
entwurf zustimmen will, den bitte ich um das Handzei-
chen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltung? – Bei Zustim-
mung der Fraktion DIE LINKE und der SPD gegen die
Stimmen von CDU und FDP und bei Stimmenthaltung der
Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN ist dieser Gesetz-
entwurf abgelehnt.

Ich lasse jetzt

(Unruhe bei der CDU)

– wenn die Herren zu meiner Rechten zuhören – unter Ta-
gesordnungspunkt 5 b über den Gesetzentwurf der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN für ein Gesetz über das hes-
sische Tierschutzklagerecht und die Mitwirkungsrechte für
anerkannte Tierschutzorganisationen, Drucks. 18/6730 zu
Drucks. 18/4511, abstimmen, alles wiederum in der vorge-
legten Beschlussfassung. Wer dem zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? –
Stimmenthaltung? – Bei Stimmenthaltung der Fraktion der
SPD mit Zustimmung der Fraktionen DIE LINKE und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und gegen die Stimmen von
CDU und FDP ist dieser Gesetzentwurf abgelehnt.

Die Herren Geschäftsführer haben sich darauf geeinigt,
dass die zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesre-
gierung für ein Zweites Gesetz zur Schaffung und Ände-
rung hessischer Vollzugsgesetze, Tagesordnungspunkt 6,
heute Nachmittag, nach dem Setzpunkt der SPD, stattfin-
den soll.

Bevor ich Sie in die Mittagspause entlasse, will ich noch
darauf hinweisen, dass der Landtagspräsident jetzt in der
Ausstellungshalle eine Ausstellung des Künstlerbundes
Simplicius Hanau eröffnet. Bitte nehmen Sie an dieser
Veranstaltung reichlich teil. Ich entlasse Sie jetzt bis 15
Uhr in die Mittagspause.
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(Unterbrechung von 12:53 bis 15:00 Uhr)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Werte Kolleginnen und Kollegen, wir setzen die unterbro-
chene Sitzung fort.

Bevor wir in die Tagesordnung einsteigen, teile ich Ihnen
Folgendes mit: Die Fraktion DIE LINKE zieht ihren Ent-
schließungsantrag, Drucks. 18/7007, zurück. Das war Ta-
gesordnungspunkt 35.

Eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt ist ein Dringli-
cher Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP betref-
fend keinen Missbrauch von Leih- und Zeitarbeit bei Ama-
zon zulassen, Drucks. 18/7059. – Die Dringlichkeit wird
bejaht. Dann wird dieser Dringliche Antrag Tagesord-
nungspunkt 63 und kann, wenn dem nicht widersprochen
wird, mit den Tagesordnungspunkten 40 und 37 aufgerufen
werden.

Außerdem eingegangen und auf Ihren Plätzen verteilt ist
ein Dringlicher Entschließungsantrag der Fraktion der SPD
betreffend Verhinderung der Diffamierung des Bundesver-
fassungsgerichts durch hessische CDU-Parlamentarier,
Drucks. 18/7060. Wir die Dringlichkeit bejaht? – Das ist
der Fall. Dann wird dieser Dringliche Entschließungsan-
trag Tagesordnungspunkt 64. Die Redezeit beträgt fünf
Minuten pro Fraktion.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 40 auf:

Antrag der Abg. Dr. Spies, Decker, Merz, Müller
(Schwalmstadt), Roth (SPD) und Fraktion betreffend
endlich Ordnung auf dem Arbeitsmarkt schaffen – für
sichere und faire Arbeit in Hessen – Drucks. 18/7013 –

mit dem Tagesordnungspunkt 37:

Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN betreffend faire Arbeitsbedingungen für
Leiharbeiter – bei Amazon und anderswo – Drucks.
18/7010 –

und Tagesordnungspunkt 63:

Dringlicher Antrag der Fraktionen der CDU und der
FDP betreffend keinen Missbrauch von Leih- und Zeit-
arbeit bei Amazon zulassen – Drucks. 18/7059 –

Redezeit pro Fraktion zehn Minuten. Das Wort hat der
Fraktionsvorsitzende der SPD, Herr Schäfer-Gümbel. Bitte
schön.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen, meine sehr verehrten Damen und Herren! Wenn es
eines Grundes bedurft hätte, über das Thema Ordnung am
Arbeitsmarkt zu sprechen, dann wäre er spätestens mit der
ARD-Dokumentation „Ausgeliefert!“ über die Arbeits-
und Lebensbedingungen der Leiharbeiter bei Amazon in
Bad Hersfeld geliefert worden.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE))

Lassen Sie mich gleich zu Beginn festhalten: Ausbeutung
darf kein Geschäftsmodell sein. Auch deswegen ist es rich-
tig, dass sich alle Fraktionen in Anträgen mit den offen-

sichtlich bekannt gewordenen Zuständen bei Amazon be-
schäftigen und inzwischen – das will ich deutlich dazusa-
gen – keinen Zweifel daran lassen, dass wir im Jahr 2013
nicht bereit sind, Zustände, wie sie dort ganz offensichtlich
geherrscht haben, zu akzeptieren. Es ist nicht akzeptabel,
dass Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter einer Firma über
einen privaten Sicherheitsdienst bespitzelt und schikaniert
werden.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dies ist eine Angelegenheit auch des Strafrechts. Ich will
das in aller Klarheit sagen, was diesen Teil angeht. Sicher-
lich sind die Bedingungen, die durch diese ARD-Doku-
mentation öffentlich geworden sind, auch ein Thema, das
uns noch lange beschäftigen wird. Es ist aber auch die
Spitze eines Eisbergs, weswegen es für uns nicht dieser
Dokumentation bedurft hat, um das Thema Ordnung am
Arbeitsmarkt hier aufzurufen.

Ich will daran erinnern, dass es insbesondere bei Amazon
auch um ein zweites Thema geht, nämlich die Entloh-
nungsstrukturen. Ver.di kämpft derzeit sehr engagiert um
die Aufnahme von Amazon in den Tarifvertrag des Einzel-
handels, weil es nicht einzusehen ist, dass ein so großes
Versandhaus nicht in der Lage ist, Tarifverträge einzuhal-
ten, anders, als es jedes andere Unternehmen im Einzel-
handel macht. Deswegen findet die dort geführte Ausein-
andersetzung auf zwei Ebenen statt. Es muss unser ge-
meinsames Interesse sein, dass sich ein Geschäftsmodell,
das ganz dezidiert darauf ausgerichtet ist, teilweise hunds-
miserable Lohnstrukturen zu nutzen – gerade bei Vertrieb-
lern, Spediteuren und kleinen Versendern, aber selbst bei
größeren Versandstrukturen –, eben nicht rechnet und nicht
akzeptabel ist. Ausbeutung darf kein Geschäftsmodell sein.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Uns war es wichtig, diesen Tagesordnungspunkt hier im
Plenum zu setzen, weil in den letzten Monaten seitens der
Landesregierung konsequent versucht wird, das Bild zu
stellen, dass mit dem hessischen Arbeitsmarkt alles in Ord-
nung sei. Es verwundert auch nicht, dass es angesichts der
Situation bei Amazon zunächst zu einem Zuständigkeits-
wirrwarr in der Landesregierung kommt. Ich will daran er-
innern, dass der Ministerpräsident am 17. Februar 2013 mit
Blick auf Amazon erklärt hat, die Landesregierung sei hier
nicht zuständig, werde aber sehr sorgfältig die weitere Ent-
wicklung verfolgen. So weit, so gut.

Herr Grüttner hat das ebenfalls gesagt – bzw. ein Sprecher
von ihm –, und zwar drei Tage vorher, am 14. Februar
2013. Er hat allerdings auch schnell gemerkt, dass der
Druck hoch wird und sich dann erinnert, dass es da min-
destens eine Abteilung in seinem Zuständigkeitsbereich
gibt, nämlich den Arbeitsschutz, der sehr wohl für solche
Arbeitsbedingungen zuständig ist. Deswegen hat er ihn
auch dorthin geschickt. Das begrüßen wir ausdrücklich,
Herr Grüttner, allerdings hätte Ihnen das auch schon zwei
Tage vorher einfallen können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Grüttner, Herr Bouffier, hinsichtlich der Grundper-
spektive, die Sie bei diesem Thema haben – Ihr nachge-
schobener Antrag macht das auch nicht besser –, macht
dies deutlich, dass Sie noch immer nicht verstanden haben,
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dass wir es, wenn wir über die Situation am Arbeitsmarkt
reden, in der Tat mit zwei sehr unterschiedlichen Entwick-
lungen zu tun haben: erstens, der immer wieder und völlig
zu Recht beschriebenen Perspektive, dass noch nie so viele
Menschen in sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung
waren wie heute. Es gibt aber gleichzeitig eine zweite Seite
der Medaille: Inzwischen arbeiten mehr als 6 Millionen
Menschen für weniger als 8 € in der Stunde, ein Viertel al-
ler unter 35-jährigen Menschen hat noch nie in einem un-
befristeten Arbeitsverhältnis gearbeitet, und jede zweite
Neueinstellung findet inzwischen befristet statt.

Deswegen sagen wir Ihnen: Sozial ist nicht, was Arbeit
schafft, sondern sozial ist, was Arbeit schafft, von der man
am Ende auch leben kann.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Grüttner, Herr Bouffier, wir begrüßen es sehr, dass
Sie es nach einer Woche Erkenntnisaufbau geschafft ha-
ben, den Arbeitsschutz zu beauftragen. Wir wären aller-
dings sehr an den Ergebnissen interessiert. Wenn Sie for-
mulieren lassen, dass es ein langes, offenes und deutliches
Gespräch mit der Geschäftsleitung von Amazon gegeben
habe, wären wir nach dem, was in den letzten 14 Tagen öf-
fentlich diskutiert worden ist, sehr daran interessiert, zu er-
fahren, was Sie mit der Geschäftsleitung von Amazon be-
sprochen haben.

Bevor ich zu einem anderen Thema komme, möchte ich
noch zwei Bemerkungen zum Antrag von CDU und FDP
machen. Sosehr ich es begrüße, dass Sie sich in den ersten
Abschnitten endlich einmal mit einem solchen Thema be-
schäftigen, versuchen Sie das, was Sie vorne beschreiben,
gleich wieder mit Ihrem Verweis auf das Mittelstandsför-
derungs- und Vergabegesetz abzuräumen, so wie es die
beiden Koalitionsfraktionen eingebracht haben.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist ja wohl lächerlich!)

Sehen Sie, genau Amazon – nicht bezogen auf das Mittel-
standsförderungsgesetz, weil das wenig betroffen ist, Herr
Reif – beweist, dass man Kontrolle braucht, wenn man
vorher Regeln gesetzt hat. Das ist der Kernknackpunkt Ih-
res Gesetzes: Erstens ist der Wirkungsbereich Ihres Ge-
setzes sehr klein, und zweitens geben Sie in Ihrem Gesetz-
entwurf null Komma null Antwort darauf, wie Sie die sehr
geringe Reichweite kontrollieren wollen.

Wir sagen sehr klar: Wo Maßstäbe gesetzt werden, wo Re-
geln gesetzt werden, müssen sie auch kontrolliert werden.
Amazon ist ein Paradebeispiel dafür, dass mit besserer
Kontrolle solche Zustände verhindert werden können.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das gilt letztlich auch für Ihren Punkt 5, weil Sie dort nur
den einen Teil der Entwicklung am Arbeitsmarkt beschrei-
ben, den Beschäftigungsaufbau. Das ist schön und gut,
aber das ändert nichts daran, dass wir gleichzeitig eine Rei-
he von Problemen am Arbeitsmarkt haben.

Zu denen will ich in meinem zweiten Teil kommen, auch
in Anwesenheit einer Reihe von Betriebsräten, mit denen
wir eben eine längere Runde hatten, im Übrigen nicht zum
ersten Mal, weil wir mit Betriebsräten aus Hessen seit etwa
zwei Jahren in regelmäßigen Abständen ins Gespräch kom-
men.

Das gilt beispielsweise für den Betriebsrat von Nestlé Wa-
ters, einer Firma aus dem Landkreis Limburg-Weilburg,
die derzeit vor der Schließung steht, weil sich die Ge-
schäftsleitung weigert, sich mit dem Thema Mehrwegver-
packungen zu beschäftigen. Aufgrund der Lücken, die be-
stimmte Gesetze haben, tut sie alles dafür, dass die derzei-
tige Firmenstruktur kleingearbeitet wird, um die Ertragsla-
ge zu erhöhen, wobei etwa 30 Mitarbeiterinnen und Mitar-
beiter vor dem Ende ihrer Beschäftigung stehen. Ich finde,
dass das ein Thema ist, das uns angehen muss, auch wenn
es eine sehr kleine Firma ist, allerdings eine ziemlich wich-
tige in Löhnberg.

Das gilt zweitens auch für den anwesenden Betriebsrat von
Vodafone, einem Unternehmen, das im Moment uns als
Landespolitik durchaus gemeinsam – das will ich aus-
drücklich sagen – damit konfrontiert, dass man den Stand-
ort im Kern kleinarbeiten will. Im Übrigen ist das kein Un-
ternehmen, das mit dem Rücken an der Wand steht. Voda-
fone hat im Moment einen ausgewiesenen Gewinn von
3,47 Milliarden € für das letzte Geschäftsjahr und will den-
noch durch umfangreiche Personalmaßnahmen faktisch
Personal abbauen.

Das gilt für den Betriebsrat von Infraserv, einem Unterneh-
men, das für uns in der Frage des industriellen Clusters in
Frankfurt/Rhein-Main besonders wichtig ist und das im
Moment damit konfrontiert ist aufgrund von unterschiedli-
chen Setzungen – das hat auf der einen Seite etwas mit
dem Thema Energiewende zu tun, der Art und Weise, wie
Sie auf dieser Seite des Hauses das Thema managen, aber
auf der anderen Seite auch mit der Erwartungshaltung der
Eigentümer –, dass eine erhebliche Anzahl von Beschäftig-
ten abgebaut werden soll, einmal jenseits dieser Auseinan-
dersetzungen um Leiharbeit und anderes mehr.

Das gilt aber auch – das sind Betriebsräte, die heute nicht
da sind – für die Betriebsräte von HP, wo allen Beschäftig-
ten in Rüsselsheim vor wenigen Tagen per E-Mail mitge-
teilt wurde, dass ihr Standort vollständig aufgelöst wird.

(Wolfgang Decker (SPD): Unglaublich!)

Das betrifft auch die Commerzbank, deren Vorstände vor
einem Dreivierteljahr ihre Vorstandsbezüge entdeckelt und
gleichzeitig via Zeitungsinterview mehreren Tausend Mit-
arbeiterinnen und Mitarbeitern mitgeteilt haben, dass sie
ihr Beschäftigungsverhältnis verlieren sollen. Letztlich be-
trifft es Unternehmen wie Opel, die derzeit aufgrund der
europäischen Krise in erheblichen Schwierigkeiten sind.

All das sind konkrete Beispiele, und dabei habe ich noch
nicht einmal über Neckermann, Schlecker, manroland, Te-
ka und andere gesprochen, die uns jede Woche in Hessen
beschäftigen.

(Minister Stefan Grüttner unterhält sich auf der Re-
gierungsbank mit Abg. Hans-Christian Mick (FDP).
– Zuruf des Abg. Günter Rudolph (SPD))

– Die Regierung ist beschäftigt. Es ist gut, wenn sie auch
einmal beschäftigt ist. – Ich warte auf Sie.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Ich würde bitten, sich so zu verhalten, dass man dem Red-
ner folgen kann.

(Wortmeldung zur Geschäftsordnung des Abg. Gün-
ter Rudolph (SPD) – Dr. Christean Wagner (Lahn-
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tal) (CDU): Natürlich kann er sich unterhalten! –
Gegenrufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

– Einen Moment. – Zur Geschäftsordnung hat sich Kollege
Rudolph gemeldet. Bitte schön.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, wir bitten, sicherzustellen, dass der Redner
wie alle anderen Redner das Recht hat, zu reden, und dass
man – auch die Regierung –, wenn man Gespräche führt,
sie außerhalb des Plenarsaals führt und auf jeden Fall nicht
in der Art, wie es Herr Sozialminister Grüttner zu tun
scheint.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN – Dr. Christean Wagner (Lahntal) (CDU):
Er kann sich mit einem Abgeordneten unterhalten!
Solange es nicht stört, kann er sich unterhalten!)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege Rudolph, ich habe darauf geachtet, dass dem
Redner entsprechende Ruhe entgegengebracht wird. Herr
Sozialminister Grüttner wird dem Redner jetzt folgen. –
Das Wort haben Sie, Herr Schäfer-Gümbel.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Danke schön, Herr Präsident. Ich komme auch zum Ende.

Zunächst will ich noch einmal unterstreichen, dass es not-
wendig ist, die Wirklichkeit auf dem Arbeitsmarkt endlich
auch seitens der Landesregierung anzuerkennen. Dazu ge-
hört auf der einen Seite, zu beschreiben, dass wir auf dem
Arbeitsmarkt in der Tat eine erfolgreiche Entwicklung,
aber gleichzeitig erhebliche Herausforderungen haben. Es
gibt eine Vielzahl von Unternehmen, die im Moment mas-
siv unter Druck stehen.

Deswegen bleibt es für uns so: Ordnung am Arbeitsmarkt
ist das Gebot der Stunde. Dazu gehört der flächendeckende
gesetzliche Mindestlohn ebenso wie die klare Regulierung
der Leiharbeit und die Abschaffung sachgrundloser Befris-
tungen, damit wir endlich wieder sichere und gut bezahlte
Arbeit in Hessen haben, und zwar für alle Beschäftigten. –
Herzlichen Dank.

(Lebhafter Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN – Beifall bei Abgeordneten der
LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Schäfer-Gümbel. – Für
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN spricht jetzt Herr Klose. Bit-
te schön, Herr Klose, Sie haben das Wort.

Kai Klose (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Seit der Aus-
strahlung der Dokumentation „Ausgeliefert! Leiharbeiter
bei Amazon“ des Hessischen Rundfunks am 13. Februar
kocht die Volksseele – zu Recht; denn eindrucksvoll hat
der hr aufgezeigt, wie Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter
bei Amazon in Bad Hersfeld unter Vortäuschung falscher

Tatsachen ins Land geholt wurden, ihre Situation ausge-
nutzt wurde und wie sie überdies noch durch Angestellte
eines Sicherheitsdienstes mit rechtsextremem Einschlag
überwacht und drangsaliert wurden. Der Hessische Land-
tag muss deshalb heute ein deutliches Zeichen setzen, dass
er solche Missstände nirgendwo in Hessen duldet.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN)

Meine Damen und Herren, die bei Amazon dokumentier-
ten Vorgänge stehen leider exemplarisch für eine besorg-
niserregende Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt. Wir
GRÜNE fordern schon lange gleichen Lohn für gleiche
Arbeit, Mitbestimmungsrechte und vor allem effektive
Kontrollen, die im vorliegenden Fall ganz offensichtlich
nicht funktioniert haben.

Das allein reicht aber nicht. Immer mehr Firmen weichen
auf Leiharbeit und in jüngerer Zeit auch zunehmend auf
Werkverträge aus, um die Lohn- und Sozialkosten zu
drücken. In den Unternehmen entsteht so eine Dreiklassen-
gesellschaft aus Stammpersonal, Leiharbeitern und Werk-
vertragsbeschäftigten. Auch hier brauchen wir klare Rege-
lungen. Vor allem aber muss der Trend zu immer mehr Be-
fristungen gestoppt werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Amazon ist auch hierfür ein extremes Beispiel; denn bei-
spielsweise im neuen Lager in Koblenz sind von den 3.300
Beschäftigten gerade einmal 200 unbefristet angestellt.
3.100 sind befristet angestellt. Auch das ist ein Skandal.
Hier besteht dringender Handlungsbedarf des Gesetzge-
bers, und entsprechende Initiativen liegen dem Deutschen
Bundestag vor.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Meine Damen und Herren, den Wettbewerb mit Billiglohn-
ländern können wir nicht dadurch gewinnen, dass wir de-
ren Arbeitsbedingungen hierher importieren. Dazu gehört
auch, dass die Bundesagentur für Arbeit ihrer Aufsichts-
pflicht gegenüber den Leiharbeitsfirmen nachkommt. Die
von Frau von der Leyen angeordnete Sonderprüfung war
richtig, aber sie ist nur nötig geworden, weil die Kontroll-
mechanismen vorher nicht richtig gegriffen haben.

Dass die Leiharbeiterinnen und Leiharbeiter im Ausland
mit dem Versprechen angeworben wurden, bei Amazon di-
rekt angestellt zu werden, und dann, nach ihrer Ankunft, zu
einem niedrigeren Stundensatz an eine Leiharbeitsfirma
weitergereicht wurden, ist schlicht und einfach schäbig und
darf von uns allen nicht hingenommen werden.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN)

Meine Damen und Herren, ich glaube, die hr-Dokumentati-
on hat vor allem deshalb eine so drastische Welle der Em-
pörung ausgelöst, weil viele Menschen als frühere Kundin-
nen und Kunden selbst betroffen waren. Damit konfrontiert
zu werden, unter welchen realen Bedingungen die prakti-
schen Päckchen in Bad Hersfeld und anderswo gepackt
werden, hat wütend gemacht, mich auch.

Denn die vermeintlich bequeme Onlinebestellerei hat eine
Schattenseite, die beim örtlichen Einzelhändler unseres
Vertrauens in aller Regel eben nicht verborgen bleiben
kann. Genau diese persönliche Betroffenheit hat die Ver-
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braucherinnen und Verbraucher dann zu Konsequenzen
greifen lassen. Erst dadurch ist öffentlicher Druck entstan-
den, der endlich auch Amazon bewegt hat. Deshalb steckt
in dieser ganzen misslichen Sache auch eine positive Er-
fahrung: Der aufgeklärte Verbraucher ist willens und in der
Lage, Veränderungen herbeizuführen. Er ist nicht ohn-
mächtig und ausgeliefert, und das ist gut so.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD sowie des Abg. Hermann Schaus (DIE
LINKE))

Es genügt allerdings nicht, dass sich das Unternehmen jetzt
von zweien seiner Dienstleister getrennt hat. Wir erwarten,
dass Amazon Transparenz darüber herstellt, ob die Anwer-
bung der Leiharbeitnehmerinnen und -arbeitnehmer unter
falschen Voraussetzungen von der Firma mitgetragen wur-
de, und auch aufklärt, ob die Sicherheitsfirma im Auftrag
Amazons oder eigenmächtig so mit den Menschen umge-
sprungen ist, wie es die Dokumentation belegt.

Wir erwarten, dass Amazon erklärt, wie solche Zustände
für die Zukunft, auch während der Hochsaisonphasen, aus-
geschlossen werden. Amazon ist ein großer und wichtiger
Arbeitgeber in Nordhessen. Hier hat er eine Vorbildfunkti-
on, und der muss er anders als bisher nachkommen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Amazon ist auch ein weiteres Beispiel dafür, dass dieses
erschöpfte und verbrauchte Kabinett mit seiner Verantwor-
tung für Hessen inzwischen völlig überfordert ist.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Zurufe von der CDU: Ah! – Dr. Christean
Wagner (Lahntal) (CDU): Textbausteine!)

Wirtschaftsminister Rentsch und Sozialminister Grüttner
haben nach der Ausstrahlung der Sendung bekanntlich ge-
betsmühlenhaft erklärt, dass sie sich zur Causa Amazon
nicht verhalten wollten; sie seien nämlich gar nicht zustän-
dig.

(Minister Stefan Grüttner: Das stimmt gar nicht!)

Ausgerechnet die beiden Minister, denen sonst kein Thema
zu einem Statement zu abseitig ist, wehren sich also mit
Händen und Füßen dagegen, irgendeine formale Zustän-
digkeit zu haben. Und Ministerpräsident Bouffier, der
Möchtegernkümmerer aller Hessen, ließ wissen, er wolle
zwar die weitere Entwicklung beobachten, lege aber an-
sonsten ebenfalls allergrößten Wert auf die eigene Unzu-
ständigkeit.

(Petra Fuhrmann (SPD): Auch der hört nicht zu!)

Meine Damen und Herren, diese Landesregierung hat lei-
der die Rolle, die dem Staat im Wirtschaftsleben zukommt,

(Holger Bellino (CDU): Man muss nicht allem zuhö-
ren!)

nämlich auch für faire Arbeitsbedingungen zu sorgen, nie
wahrgenommen – im Gegenteil. Wir erinnern uns alle mit
Grauen an die verächtliche Haltung, die Minister Rentsch
den ehemaligen Schlecker-Beschäftigten entgegengebracht
hat. Ihre Wirtschaftspolitik kennt als Bezugsgröße nur ma-
terielle Werte.

(Holger Bellino (CDU): Ah! – Weitere Zurufe von
der CDU)

Wir wollen eine Wirtschaftspolitik, für die Werte wie Ver-
antwortung, Solidarität und die Verpflichtung, die Eigen-
tum mit sich bringt, keine Fremdwörter sind.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

Meine Damen und Herren, es ist unser aller erklärter Wille,
dem Fachkräftemangel in unserem Land neben anderen
Maßnahmen auch durch den Zuzug ausländischer Arbeits-
kräfte zu begegnen. Frank Martin, der Chef der hessischen
Bundesagentur für Arbeit, hat leider recht, wenn er fest-
stellt, dass diesem Ansinnen durch die Missstände bei
Amazon schwerer Schaden zugefügt wurde. Wer die Be-
grüßung des ersten spanischen Facharbeiters so pompös in-
szeniert, wie es die Landesregierung am Frankfurter Flug-
hafen getan hat,

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Wahrscheinlich
das einzige Dessert!)

der trägt eben auch Verantwortung dafür, wie es deren
Landsleuten hier in Hessen ergeht.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD)

„Nicht zuständig“ ist nicht nur sachlich falsch. Es ist auch
zynisch gegenüber den betroffenen Menschen. Herr Minis-
ter Grüttner, Sie berichten jetzt, Sie seien bereits am Frei-
tag nach der Ausstrahlung tätig geworden. Nur hat davon
irgendwie niemand etwas mitbekommen, auch nicht der
Ministerpräsident, der noch am darauffolgenden Wochen-
ende auf der Unzuständigkeit seiner Regierung beharrte.

(Minister Stefan Grüttner: Keine Ahnung, von was
Sie reden! – Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Herr Grüttner, jetzt sind Sie bisher auch nicht in erster Li-
nie durch Ihre zurückhaltende Bescheidenheit aufgefallen.

(Heiterkeit bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Deshalb verwundert es schon ein wenig, dass Sie diese Tä-
tigkeit als geheime Kommandosache behandelt haben wol-
len. Nichtsdestotrotz: Alles, was Sie aktiv unternehmen,
um die Situation der Beschäftigten bei Amazon zu verbes-
sern, begrüßen wir ausdrücklich.

(Holger Bellino (CDU): Na also!)

Wichtig ist aber auch, neben der sozialpolitischen die wirt-
schaftspolitische Dimension nicht auszublenden. Minister
Rentsch und sein Vorgänger, Herr Posch, haben jahrelang
die goldene Zukunft Nordhessens als Logistikstandort be-
schworen. Wenn das tatsächlich Ihre Vision für Nordhes-
sen ist, dann übernehmen Sie gefälligst auch Verantwor-
tung für die Menschen, die in der Branche arbeiten, und
schlagen sich nicht in die Büsche, sobald es ernst wird.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Dass Sie sich leider für die reale Situation der Beschäftig-
ten in dieser Logistikbranche kaum interessieren, zeigt
noch ein anderer Fall. Im Sommer letzten Jahres erschien
im „Zeit-Magazin“ eine ausführliche Reportage über die
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer beim Paketzustell-
dienst GLS, der unter anderem in Neuenstein, ebenfalls im
Landkreis Hersfeld-Rotenburg, ein Depot unterhält.

In dieser Reportage wird eindrücklich geschildert, unter
welchen Druck GLS seine Fahrer setzt. Dort wird beschrie-
ben, wie GLS alle unternehmerischen Risiken auf Subun-
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ternehmer auslagert, die sie wiederum an die angestellten
Fahrer weitergeben, wie diese genötigt werden, Geschwin-
digkeitsbegrenzungen systematisch zu überschreiten, wie
ihnen nahegelegt wird, Fahrtenbücher nicht allzu ernst zu
nehmen, und das alles für 1.300 € brutto. Und die Landes-
regierung?

Nun, im Rahmen ihrer sogenannten Wirtschaftswochen
Anfang des Monats hat Frau Staatssekretärin Dr. Breier
GLS in Neuenstein besucht und sich hocherfreut gezeigt,
dass die – ich darf zitieren – „hervorragenden Rahmenbe-
dingungen“, für die die Landesregierung gesorgt hat, im
hessischen Mittelstand ihre Früchte tragen. Angesichts der
geschilderten Arbeitsbedingungen bei GLS fragt man sich,
in welcher Parallelwelt sie eigentlich war.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Welchen hessischen Mittelstand will Frau Dr. Breier ei-
gentlich bei GLS getroffen haben? GLS ist eine Tochter
der staatseigenen britischen Royal Mail, also wohl kaum
hessischer Mittelstand. Die Subunternehmer und angestell-
ten Fahrer können auch nicht mit dem hessischen Mittel-
stand gemeint sein. Dieser Vorgang belegt einmal mehr,
dass diese sogenannten Wirtschaftswochen ausschließlich
der Selbstbeweihräucherung und nicht den realen Gege-
benheiten vor Ort dienen sollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Meine Damen und Herren, der Hessische Landtag sollte
dem Deutschen Bundestag nicht nachstehen. Lassen Sie
uns heute gemeinsam ein starkes Zeichen setzen. Zustände,
wie sie bei Amazon dokumentiert wurden, dulden wir in
Hessen nicht. Wir stehen ein für faire Lebens- und Arbeits-
bedingungen. Hessen heißt Einwanderinnen und Einwan-
derer willkommen und wendet sich gegen rechtsextremisti-
sche Tendenzen.

Lassen Sie uns die Bundesagentur für Arbeit an ihre
Pflichten gegenüber Leiharbeitsfirmen erinnern. Lassen
Sie uns die Initiative für einen runden Tisch ergreifen, um
den sich die anwerbenden Firmen, die Arbeitnehmervertre-
tung und die Bundesagentur für Arbeit unter der Leitung
der Landesregierung versammeln, um die Vorgänge bei
Amazon aufzuklären, aber auch um sicherzustellen, dass
solche Missstände zukünftig ausgeschlossen werden kön-
nen. Stimmen Sie unserem Antrag zu. – Herzlichen Dank
für Ihre Aufmerksamkeit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Klose. – Für die CDU-Fraktion hat
jetzt Herr Dr. Bartelt das Wort.

(Minister Boris Rhein: Das gibt Hoffnung!)

Dr. Ralf-Norbert Bartelt (CDU):

Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Ein Weltunternehmen bietet EU-Bürgern Arbeitsplätze in
Hessen an. Bei Ankunft der Arbeitsuchenden sollen es aber
Stellen bei einer anderen Firma, einer Leihfirma, sein. Die
Entlohnung soll schlechter als angekündigt sein. Das ist im
Logistikzentrum des Onlineversandhauses Amazon in Bad

Hersfeld geschehen. Meine Damen und Herren, das ist em-
pörend

(Beifall bei der CDU und der LINKEN sowie bei
Abgeordneten der FDP)

und sehr wahrscheinlich auch rechtswidrig. Darüber hinaus
wird in einer ARD-Dokumentation über schlechte Unter-
bringung und die Privatsphäre verletzende Überwachung
berichtet. Da dies noch strittig gestellt wird, möchte ich
mich hierzu noch nicht abschließend äußern. Wenn sich
dies aber bewahrheiten würde, wäre die Bewertung eindeu-
tig.

Dieser Vorgang ist schwerwiegend, bedarf der schnellst-
möglichen Aufklärung und gegebenenfalls Sanktionierung.
Er behindert auch die erfolgreichen Anstrengungen unserer
Landesregierung, Arbeitnehmern aus Spanien Arbeitsplät-
ze in Hessen anzubieten. Welchen Eindruck sollen wohl
interessierte junge Menschen von dort von unserer Arbeits-
welt bekommen? – Das muss korrigiert werden.

(Beifall bei der CDU, der SPD und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Es ist gut, dass Amazon Aufklärung angekündigt hat und
jetzt Betriebsräte einrichten und fördern will. Warum ei-
gentlich erst jetzt, stellt sich die Frage, nach Medienbe-
richterstattung und nach Informationen aus dem Kunden-
kreis? Ich frage: Wurden die kooperierenden Firmen sorg-
fältig ausgewählt? Wurde die Einhaltung der Rechtsvor-
schriften und ethischen Standards auch bei den kooperie-
renden Firmen überwacht?

Die Beendigung der Zusammenarbeit von Amazon und der
Sicherheitsfirma ist richtig, bislang aber nur Schadensbe-
grenzung, wenn nicht weitere Maßnahmen folgen. Wenn
Arbeitsuchende arglistig getäuscht und in ihren Rechten
verletzt werden, sind wir auf ihrer Seite – eindeutig.

(Beifall bei der CDU, der FDP und dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wir stellen aber auch eindeutig fest: Bundes- und Landes-
ebene haben unverzüglich eingegriffen, um die Sachver-
halte aufzudecken, die Verstöße festzustellen und gegebe-
nenfalls Sanktionen einzuleiten. Bundessozialministerin
von der Leyen hat sofort die Bundesagentur für Arbeit und
die Zollbehörden angewiesen, den Vorwürfen nachzuge-
hen. Innerhalb weniger Tage stellte die Bundesagentur für
Arbeit laut Presseberichterstattung Verstöße fest und leite-
te Verfahren ein. Ich glaube, schneller kann der Staat nicht
handeln, wenn die Sorgfaltspflicht beachtet wird.

Ich meine, die Instrumente funktionieren und greifen. Für
die Landesregierung hat sich unser Sozialminister Grüttner
sofort vor Ort informiert. Die „Hersfelder Zeitung“ vom
22. Februar 2013 betitelte die Gespräche mit Amazon so:

Grüttner redet mit Amazon Tacheles

Es war also kein geheimes Unternehmen. Die Art unseres
Sozialministers war nicht zurückhaltend.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Vielmehr kam es zu einer entsprechend deutlichen Betite-
lung in der Lokalpresse.

CDU und FDP wollen die Rechte der Arbeitnehmer in der
Leiharbeitsbranche stärken und haben dies bislang auch
bewiesen. Gerade weil wir in der Zeitarbeit ein Sprungbrett
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in die Festanstellung in ein Unternehmen sehen, wollen wir
die Rechte der Arbeitnehmer stärken.

Wir wollen keine Arbeitnehmer zweiter Kategorie. Wir
wollen keine Verdrängung oder Aufsplittung der Stammar-
beitsplätze. Deswegen haben wir die Lohnuntergrenzen für
Zeitarbeit im Jahr 2010 geschaffen. Wir haben das ge-
macht, nicht die rot-grüne Regierung.

(Norbert Schmitt (SPD): Wenn man keine Mehrheit
hat, kann man das schlecht machen!)

Unser Sozialminister hat sich hier besonders engagiert.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP –
Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN: Ui!)

In den letzten drei Jahren wurden die Kontrollen zur Ein-
haltung der gesetzlichen Vorschriften, die auch Amazon
betreffen, verdoppelt. Wir haben in zahlreichen Landesge-
setzen – so auch im Mittelstandsförderungs- und Vergabe-
gesetz – festgelegt, dass nur die Unternehmen öffentliche
Aufträge erhalten sollen, die tarifvertragliche Leistungen
zahlen.

Herr Schäfer-Gümbel, Sie haben gesagt, die Reichweite sei
zu gering. Ich sage Ihnen, dass viele mittelständische Un-
ternehmen und auch viele größere Unternehmen sehr wohl
auf Aufträge aus dem öffentlichen Bereich angewiesen
sind. Ich finde, das Gesetz ist hinsichtlich der Reichweite
sehr effizient, wenn die entsprechenden Vorschriften Ein-
gang in das Gesetz finden.

Vergleichbare Vorschriften gibt es übrigens auch im Hessi-
schen Betreuungs- und Pflegegesetz hinsichtlich der Ver-
mittlung der Pflegekräfte aus der Europäischen Union.
Auch hier sind die entsprechenden Passagen Bestandteil
des Gesetzes.

Wenn Sie, wie in der bisherigen Debatte hier geschehen,
und auch Ihre Parteifreunde im Deutschen Bundestag die
getäuschten Arbeitsuchenden für andere arbeitsmarktpoliti-
sche Streitthemen instrumentalisieren, dann ist das zu-
nächst einmal eine Frage des Stils nicht gegenüber uns,
sondern gegenüber den betroffenen Personen. Sie müssen
sich da entscheiden. Wenn Sie das machen wollen – –

(Zuruf)

– Natürlich können Sie das machen. Aber dann gehen Ihre
Angriffe gegen die Regierungspolitik der CDU und der
FDP auf Bundes- und Landesebene völlig ins Leere.

Ich wiederhole es: Wir haben die Lohnuntergrenze als
Rechtsanspruch für die Zeitarbeiter geschaffen. Wenn wir
das nicht geschaffen hätten, würde es die heutige Debatte
nicht geben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU)

Wir praktizieren mit leistungsfähigen Kontrollmechanis-
men. Wenn die Ergebnisse dieser Kontrollen jetzt nicht pu-
blik geworden wären, würde es auch diese Debatte nicht
geben.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Richtig!)

Wir verankern Rechtsansprüche auf Tarifleistungen in vie-
len Landesgesetzen, für die wir zuständig sind.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Uiuiui!)

Diese Regierungsparteien haben viel mehr geleistet, als es
Rot-Grün damals während ihrer Verantwortung getan ha-
ben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Zu Ihrer Erinnerung sage ich Ihnen: Sie stellten einmal un-
ter Schröder und Fischer die Regierung.

Im Gegensatz zu Ihnen stehen wir zu den damals getroffe-
nen arbeitsmarktpolitischen Grundsatzentscheidungen. Wir
stehen noch dazu, Sie nicht. Aber Sie haben handwerklich
unsauber gearbeitet.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr richtig!)

Wir mussten nacharbeiten, damit erstens die Effekte eintra-
ten und zweitens die Arbeitnehmerrechte ausreichend ge-
wahrt wurden.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP –
Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Das glauben Sie
doch selbst nicht!)

Wir wünschen den getäuschten und enttäuschten Arbeits-
platzinteressenten aus Spanien einen Arbeitsplatz mit Ta-
rifleistungen und den entsprechenden Arbeitnehmerrech-
ten. Wir wollen, dass unsere europäischen Freunde vom
Arbeitsleben in Deutschland einen guten Eindruck bekom-
men. Wir wollen, dass Amazon das Verhältnis mit seinen
Arbeitnehmern unverzüglich in Ordnung bringt. Wir lassen
uns von Ihnen nicht erzählen, dass wir keine ausreichende
Sensibilität gegenüber den betroffenen Arbeitnehmern
auch in kleineren Unternehmen hätten.

Ich sage Ihnen zu der Firma, die Mineralwasser in Lim-
burg und Weilburg herstellt, dass ich da gewesen bin.
Auch ich habe wie andere Kolleginnen und Kollegen des
Landtags mit den Leuten gesprochen. Da gab es gar keinen
Dissens zwischen den anwesenden Landtagsabgeordneten.
Wir haben da deutlich unsere Meinung zum Ausdruck ge-
bracht.

Wir wollen, dass Amazon sein Verhältnis zu den Arbeit-
nehmern in Ordnung bringt. Wir wollen aber auch, dass sie
weiterhin bei uns investieren, allerdings unter der Voraus-
setzung rechtssicherer und fairer Arbeitsplätze. Denn man
darf auch nicht vergessen: In Bad Hersfeld gibt es 2.800
Arbeitsplätze bei Amazon. In Deutschland sind es insge-
samt 8.000.

Wir wollen nicht, dass die Firma die Arbeitsplätze aus
Hessen abzieht. Der Schwerpunkt der Investitionstätigkeit
bei Amazon liegt, was Deutschland betrifft, derzeit in Bay-
ern. Wir wollen nicht, dass die wenigen Arbeitsplätze, die
es in anderen Bundesländern gibt, auch noch nach Bayern
gehen. Das entspricht nicht unserem Interesse. Aber wir
wollen faire Arbeitsplätze. Da werden wir kritische Dis-
kussionen führen.

Wir wollen auch weiterhin für den Standort Hessen wer-
ben. Wir wollen neue Arbeitsplätze gerade im ländlichen
Raum und für Menschen mit unterschiedlichen Qualifika-
tionen haben. Wir wollen eine differenzierte Betrachtungs-
weise der Zeitarbeit.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Das ist eine schöne
Welt!)

– Was heißt hier „schöne Welt“? – Die Welt ist nun einmal
nicht ideologisch einfach geprägt. Sie muss einfach diffe-
renziert betrachtet werden.
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Ich glaube, wir waren in Hessen bisher, was die Arbeits-
marktpolitik, die Verdienstmöglichkeiten und das Bruttoin-
landsprodukt pro Einwohner anbelangt, auf einem guten
Weg. Wir brauchen Ihre Ratschläge eigentlich nicht unbe-
dingt.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Wir sind hier klar auf Kurs. Die Menschen und auch die
getäuschten Menschen können sich auf uns verlassen. –
Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Dr. Bartelt, schönen Dank. – Für die Fraktion DIE
LINKE erhält Frau Wissler jetzt das Wort. Frau Wissler,
bitte schön.

(Holger Bellino (CDU): Bei der Berufserfahrung! –
Gegenruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE):
Herr Bellino, freuen Sie sich doch einmal!)

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Es ist gut, dass
sich der Landtag mit den unhaltbaren Zuständen bei Ama-
zon beschäftigt. Die Reportage „Ausgeliefert! Leiharbeiter
bei Amazon“ hat zu Recht große Empörung ausgelöst.

Ich will auch sagen, dass ich großen Respekt vor dieser
mutigen Recherchearbeit der Reporter des Hessischen
Rundfunks habe.

(Beifall bei der LINKEN)

Herr Bartelt, dass die Zustände bei Amazon öffentlich wur-
den, war doch nicht der Erfolg staatlicher Kontrollen. Das
war schon gar nicht das Verdienst der Landesregierung.
Vielmehr ist das einzig und allein das Verdienst mutiger
Journalisten, mutiger Gewerkschafter und mutiger Be-
schäftigter bei Amazon, die das in dieser Reportage so dar-
gestellt haben. Das ist deren Verdienst. Es ist aber nicht
das Verdienst der Landesregierung, dass wir heute über
diese skandalösen Zustände sprechen können.

(Beifall bei der LINKEN sowie bei Abgeordneten
der SPD und des BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Diese Rechercheergebnisse müssen Konsequenzen haben.
Deshalb hat die LINKE für morgen früh eine Aktuelle
Stunde zu Amazon beantragt, weil wir finden, dass dieser
Aspekt in dem doch eher sehr langen Antrag der SPD-
Fraktion etwas untergeht.

Ich halte es für ein Armutszeugnis für diese Landesregie-
rung, dass sie ganze acht Tage gebraucht hat, um die Zu-
ständigkeit zu klären. Zunächst erklärte der Ministerpräsi-
dent allen Ernstes, ich will das wörtlich zitieren –:

Die Landesregierung ist hier nicht zuständig, aber
wir werden sehr sorgfältig die weitere Entwicklung
verfolgen.

Meine Damen und Herren, was ist denn das für ein Minis-
terpräsident? Da fördern Journalisten zutage, dass spani-
sche Leiharbeiter in ihren Unterkünften von einer Sicher-
heitsfirma mit Verbindungen in die Naziszene schikaniert
werden, dass diese Sicherheitsleute sogar gegenüber dem

hr-Team handgreiflich wurden – und dieser Ministerpräsi-
dent erklärt, man werde die weitere Entwicklung verfol-
gen. Das ist doch wirklich das Allerletzte, eine solche Er-
klärung nach einer solchen Enthüllung abzugeben.

(Beifall bei der LINKEN sowie der Abg. Petra Fuhr-
mann (SPD))

Stattdessen sollten Sie einmal der Frage nachgehen, wann
bei Amazon die letzte Betriebsprüfung stattgefunden hat,
welche Rolle die Arbeitsagentur dort gespielt hat und vor
allem wie verhindert werden kann, dass es solche Zustände
gibt, ob bei Amazon oder anderswo.

Der Sozialminister hat sich erst nach tagelangem öffentli-
chen Druck nach Bad Hersfeld bequemt. Herr Grüttner, ein
guter Sozialminister hätte am nächsten Morgen bei Ama-
zon auf der Matte gestanden und sich erkundigt, was in
diesem Laden eigentlich abgeht.

(Beifall bei der LINKEN – Holger Bellino (CDU):
Quatsch! – Hermann Schaus (DIE LINKE): Der war
an diesem Tag nicht zuständig!)

Aber das ist symptomatisch für den Umgang mit Arbeit-
nehmerinnen und Arbeitnehmern in diesem Land: Die Lan-
desregierung lässt die Beschäftigten im Regen stehen,
wenn es um Arbeitsbedingungen geht, und auch, wenn es
um Massenentlassungen geht.

Im Dezember hat die „FAZ“ eine Liste von 68 Unterneh-
men veröffentlicht, die aktuell einen Stellenabbau von
mehr als 200 Beschäftigten in Deutschland vollzogen oder
für die nächste Zeit angekündigt haben. Meine Damen und
Herren, auf dieser Liste stehen erschreckend viele hessi-
sche Unternehmen oder Unternehmen, die einen Standort
in Hessen haben.

Ganz oben auf dieser Liste steht natürlich Schlecker, wo
25.000 Arbeitsplätze wegfielen, davon 2.000 in Hessen.
Auf Platz 3 folgt Neckermann mit über 3.000 Arbeitsplät-
zen. Weiter stehen auf der Liste die Lufthansa – trotz des
angeblichen Jobmotors Frankfurter Flughafen –, der Offen-
bacher Druckmaschinenhersteller manroland, Opel, Merck,
Clariant, HP, das Solarunternehmen SMA sowie eine gan-
ze Reihe von Banken mit Sitz in Frankfurt, darunter die
Deutsche Bank, Sal. Oppenheim,

(Zuruf des Abg. Clemens Reif (CDU))

Union Investment und auch die Landesbank Hessen-Thü-
ringen. Dabei fehlt noch die Commerzbank, die erst kürz-
lich angekündigt hat, ebenfalls mehrere Tausend Stellen zu
streichen, und übrigens steht auch das Universitätsklini-
kum Gießen und Marburg auf dieser Liste.

Hinzu kommen noch – wie die SPD das in ihrem Antrag
richtig schreibt – Infraserv und Vodafone. Hinzu kommt,
lieber Herr Thorsten Schäfer-Gümbel, aber auch der massi-
ve Stellenabbau durch die Insolvenz bei der „Frankfurter
Rundschau“. Ich finde es ein bisschen schade, dass die
SPD in ihrem Antrag so viele Unternehmen aufführt, aus-
gerechnet aber die „Rundschau“ vergessen hat, an der Sie
schließlich über Ihre Mediengesellschaft beteiligt sind und
bei der Sie aktiv Einfluss nehmen könnten. Herr Schäfer-
Gümbel, ich finde, die hätten Sie auch mit aufführen kön-
nen.

(Beifall bei der LINKEN und bei Abgeordneten der
FDP sowie der Abg. Clemens Reif und Dr. Rolf
Müller (Gelnhausen) (CDU) – Günter Rudolph
(SPD): Das ist Beifall von der falschen Seite!)
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– Der Applaus von der FDP ist mir jetzt auch ein bisschen
peinlich.

(Günter Rudolph (SPD): Das wäre mir auch pein-
lich!)

Angesichts dieser Liste stellt sich aber die Frage: Was hat
denn eigentlich die Landesregierung unternommen, um
diese Arbeitsplätze zu erhalten?

(Unruhe)

Das ist aber leider herzlich wenig.

(Unruhe – Glockenzeichen des Präsidenten)

Die „FAZ“ hat aber gleichzeitig die Liste der Neueinstel-
lungen veröffentlicht. Ich finde, diese Rangliste der Firmen
mit Neueinstellungen ist nicht weniger alarmierend. Ich
will sie Ihnen kurz beschreiben: Auf Platz 1: Orizon, Zeit-
arbeitsfirma; auf Platz 2: Adecco, Zeitarbeitsfirma; Platz 4:
Time-Partner, Zeitarbeitsfirma; auf Platz 5 kommt dann
die Bahn, und dann folgen noch vier weitere Zeitarbeitsfir-
men auf dieser Liste.

Das zeigt, wie verbreitet Leiharbeit inzwischen ist. Wer
heute einen Arbeitsplatz sucht, der findet oftmals über-
haupt nur noch in der Zeitarbeit Beschäftigung. Leiharbei-
ter sein heißt, ständig auf Abruf zu leben, ohne feste Ar-
beitszeiten und ohne eine verlässliche Lebensperspektive.

Meine Damen und Herren, ja, der Fall Amazon ist
schockierend. Aber leider ist er kein Einzelfall, sondern er
ist vielmehr die Spitze eines Eisbergs. Viele Unternehmen
nutzen die Leiharbeit systematisch, um Tarifverträge zu
unterlaufen und Lohndumping zu betreiben. Deshalb: Wer
über Amazon spricht, der darf über die Hartz-Gesetze nicht
schweigen.

(Beifall bei der LINKEN)

Denn erst durch das Erste Gesetz für moderne Dienstleis-
tungen am Arbeitsmarkt, auch „Hartz I“ genannt, wurde
die Leiharbeit in Deutschland massiv ausgeweitet. SPD
und GRÜNE haben diesen Gesetzentwurf im Jahr 2002 in
den Bundestag eingebracht. Ich will Ihnen einmal einen
Satz aus der Gesetzesbegründung vorlesen. Da heißt es
wörtlich:

Arbeitnehmerüberlassung wird … von all denjeni-
gen Regelungen befreit, die bisher als Schutzmaß-
nahmen notwendig waren, weil Leiharbeit aufgrund
… hoher Flexibilitätsanforderungen mit relativ ge-
ringen Entgelten vielfach als prekär angesehen wer-
den musste.

Das heißt also, diese Schutzmaßnahmen wurden ganz be-
wusst abgeschafft. Man wusste, dass Leiharbeit Prekarisie-
rung bedeutet. Man hat sie dennoch ausgeweitet.

Der zuständige Minister war damals Wolfgang Clement.
Auch er verdient sein Geld heute bei einer Leiharbeitsfir-
ma, allerdings nicht als Leiharbeiter.

Jedem, der immer noch glaubt, die Agenda 2010 sei eine
Erfolgsgeschichte, empfehle ich das Buch „Deutschland
dritter Klasse“. Darin wird unter anderem die Geschichte
von Volker Hoppe beschrieben: fünf Jahre arbeitslos, trotz
560 Bewerbungen, von der Mittelschicht in Hartz IV abge-
rutscht. Die Altersversorgung, Eigenheim, Freundeskreis
und soziales Umfeld – alles bröckelte nach und nach weg.
Er fand in fünf Jahren einen einzigen Job, und das bei einer

Leiharbeitsfirma, die ihn in die Verwaltung eines Großun-
ternehmens schickte. Er erzählt – ich darf das zitieren –:

Ich hab da zwar nur 9 € brutto die Stunde bekom-
men, halb so viel wie meine Kollegen. Aber ich war
trotzdem begeistert. Ich hab mich reingehängt, Über-
stunden gemacht, mich von der allerbesten Seite ge-
zeigt.

Alle hätten ihm signalisiert, dass er bald auf eine feste, re-
gulär bezahlte Stelle übernommen werden könnte.

Dann, nach fast drei Monaten, an einem Freitagmit-
tag, hat mich der Chef zu sich geholt …

und gesagt:

„Sie brauchen am Montag nicht mehr zu kommen,
wir benötigen Sie nicht mehr“ … Es war wie ein
Schlag in den Magen. Ich hatte wirklich geglaubt,
dass sie mich übernehmen wollen.

Er habe sich dann umgehört, mit vielen Kollegen gespro-
chen und erfahren, dass das immer so laufe. Man bestelle
immer Leiharbeiter für zwei, drei Monate, melde sie dann
wieder ab, und dann kämen die nächsten. Er hatte ge-
glaubt, er habe eine Chance, wenn er sich wirklich bewäh-
re. Am Montag ging er dann zu der Leiharbeitsfirma, denn
dort hatte er einen unbefristeten Vertrag unterschrieben.
Aber die haben ihm gesagt, dass sie ihn nur so lange be-
schäftigen, solange das große Unternehmen ihn anfragt.

Meine Damen und Herren, so sehen die Erfahrungen eines
Betroffenen aus. Leiharbeit erfüllt einen Zweck für die Un-
ternehmen – nämlich dass sie Mitarbeiter einfach zurück-
geben könne, wie es ihnen gefällt, dass sie im Falle von
Urlaub oder Krankheit keine Kosten haben. Das ist ein
Vorteil für Unternehmen – aber das ist eine moderne Form
der Sklavenarbeit. Deshalb treten wir als LINKE auch da-
für ein, dass die Leiharbeit verboten wird.

(Beifall bei der LINKEN)

Um die Situation der Leiharbeiter zu verbessern, müssen
Sofortmaßnahmen umgesetzt werden. Als Erstes natürlich
gleicher Lohn für gleiche Arbeit. Natürlich müssen Leihar-
beiterinnen und Leiharbeiter den gleichen Lohn erhalten.
Es darf nicht sein, dass ein Tarifvertrag schlechtere Bedin-
gungen vorsehen darf.

Wir brauchen die Wiedereinführung des Synchronisations-
verbots, das durch Hartz I abgeschafft wurde. Wir müssen
die Dauer, für die Leiharbeiter an ein und dasselbe Unter-
nehmen verliehen werden, auf drei Monate begrenzen. Die
Mitbestimmung muss auf die Leiharbeit ausgeweitet wer-
den. Und wir brauchen ein Verbot von Leiharbeit in be-
streikten Betrieben: Leiharbeiter dürfen nicht als Streikbre-
cher missbraucht werden.

(Beifall bei der LINKEN – Zuruf des Abg. Hermann
Schaus (DIE LINKE))

Die Deregulierung des Arbeitsmarkts durch die Hartz-Ge-
setze hat eine Rutschbahn der Löhne in Gang gesetzt. Der
Niedriglohnsektor ist so stark angewachsen wie in keinem
anderen Industrieland. Diese Ausbreitung der Niedriglöhne
ist eben kein Kollateralschaden der Agenda 2010, sondern
ein integraler Bestandteil. Gerhard Schröder erklärte da-
mals wörtlich, man müsse in Deutschland einen Niedrig-
lohnsektor schaffen. Genau den haben wir jetzt. Fast jeder
Fünfte arbeitet zu Niedriglöhnen.
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Deshalb hat der DGB damals vollkommen zu Recht vor
den Hartz-Gesetzen gewarnt und sie abgelehnt.

Wir müssen Tarifflucht bekämpfen. Wir brauchen einen
gesetzlichen Mindestlohn. Vor einigen Jahren war DIE
LINKE noch die einzige Partei im Bundestag, die für den
Mindestlohn war. Mittlerweile fällt es selbst der FDP
schwer, den Menschen, die für 4 € pro Stunde arbeiten, zu
erklären, dass der Markt dieses Problem schon lösen wer-
de. Brüderle und Westerwelle haben deshalb ein Einlenken
beim Mindestlohn angedeutet. Vielleicht ist das nur Wahl-
kampfgeplänkel, aber für Guido Westerwelle ist das ein
weiter Weg, denn 2007 hat er behauptet: „Mindestlohn ist
DDR pur, ohne Mauer“.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Frau Höhn zahlt 4 € die
Stunde!)

Ich finde, das ist mit Abstand so ziemlich die dümmste
Aussage, die ich in diesem Zusammenhang bisher gehört
habe.

(Beifall bei der LINKEN – Hans-Jürgen Irmer
(CDU): Frau Höhn von den GRÜNEN zahlt 4 € die
Stunde! – Gegenruf des Abg. Tarek Al-Wazir
(BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) und weitere Wort-
wechsel)

Herr Präsident, ich komme zum Schluss. Der Antrag der
SPD ist mit den Worten überschrieben „endlich Ordnung
auf dem Arbeitsmarkt herstellen“. Wer aber hat denn diese
Ordnung beseitigt? Ich finde, Ihr Einsatz für die Beschäf-
tigten in Hessen wäre glaubwürdiger, wenn Sie sich end-
lich kritisch mit der Agenda 2010 auseinandersetzen wür-
den und auch mit der Rolle Ihrer eigenen Partei.

Es ist gut, dass die Reportage über Amazon eine solch
breite Empörung ausgelöst hat. Aber die Debatte darf nicht
bei Amazon stehen bleiben. Wir müssen darüber nachden-
ken, welche politischen Konsequenzen aus diesem Skandal
gezogen werden können. Und dazu, ja dazu gehört auch
die vollständige Rücknahme der Hartz-Gesetze. – Vielen
Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Für die FDP-
Fraktion hat Herr Lenders das Wort. Bitte schön.

Jürgen Lenders (FDP):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Ein Geschäftsmodell, das nur dadurch funk-
tioniert, dass es seine Mitarbeiter gängelt und einschüch-
tert, ist kein Geschäftsmodell, das in der sozialen Markt-
wirtschaft Platz haben darf.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zuruf des Abg.
Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Das sollte in diesem Hause Konsens sein. Ich denke, das
ist es auch. Bei dem Fall Amazon haben die Berichterstat-
tungen uns alle aufgeschreckt. Es darf aber auch nicht sein,
dass politisches Handeln allein auf einer solchen Berichter-
stattung fußt. Wir begrüßen ausdrücklich, dass das Bundes-
arbeitsministerium angekündigt hat, diesen Vorgang zu
prüfen. Den in der Berichterstattung aufgeworfenen Frage-
stellungen soll nachgegangen werden. Genau das tut auch

die Hessische Landesregierung. Deswegen kann ich Ihre
Vorwürfe, hier würde nichts passieren, überhaupt nicht
nachvollziehen.

(Beifall des Abg. René Rock (FDP))

Die Fragen, die in der Berichterstattung selbst stecken,
müssen geklärt werden. Es muss geklärt werden, wie viel
an dieser Berichterstattung und den Vorwürfen dran ist.
Aus diesen Überprüfungen müssen wir dann Konsequen-
zen ziehen und dürfen nicht voreilige Schlüsse ziehen.

Wir sind gegen Lohndumping, und wir sind gegen die
Ausbeutung von Arbeitnehmern. CDU und FDP haben in
der Leiharbeit einen Mindestlohn geschaffen, ob ihnen das
nun gefällt oder nicht. CDU und FDP haben ihn eingeführt.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Wie hoch ist der?)

– Zurzeit 8,19 €.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Super!)

Herr Schaus, das ist das Problem bei dem Mindestlohn: Es
wird immer fleißig darüber gestritten, wie hoch er tatsäch-
lich sein soll. Auf diese Tatsache machen wir immer wie-
der aufmerksam.

Es zeigt sich nun, dass es immer wieder Unternehmen gibt,
die eine solche Energie entwickeln, sich an diesen Min-
destlöhnen nicht zu orientieren und die Mindestlöhne zu
unterschreiten. Damit verstoßen sie gegen geltendes Recht.
Wenn Unternehmen mit einer solchen Energie betrieben
werden, können die besten Mindestlöhne den Arbeitneh-
merinnen und Arbeitnehmern nicht helfen, da helfen nur
Kontrollen und Gesetze,

(Demonstrativer Beifall bei der SPD und der LIN-
KEN)

wie CDU und FDP sie gemacht haben. – Da brauchen Sie
nicht zu klatschen. Ich will Ihnen einmal einen Hinweis
geben: In dem Mittelstandsförderungs- und Vergabegesetz,
das CDU und FDP gerade auf den Weg gebracht haben,
steht eine Klausel, die besagt, ein Unternehmen muss sich
an die gesetzlichen Vorgaben und tariflichen Leistungen
halten, auch die Nachunternehmen.

Von Ihnen ist unisono gesagt worden: Das hilft doch
nichts, das ist doch eine Selbstverständlichkeit. – Genau in
einem solchen Fall, in dem ein Unternehmen öffentliche
Aufträge erhält, würde ein solcher Passus ziehen. Dieses
Unternehmen würde im Anschluss keine öffentlichen Auf-
träge mehr erhalten. Das ist die Konsequenz der Gesetzge-
bung von CDU und FDP.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Zuruf des Abg.
Willi van Ooyen (DIE LINKE))

Wenn Amazon bei den Anwerbern falsche Versprechun-
gen gemacht hat, dann ist das eine Sauerei, und dann darf
man das hier auch so benennen.

Ich will Ihnen noch etwas zu dem sagen, was Sie in ihrem
Antrag auch ausführen. Die FDP ist durchaus bereit, sich
mit diesen Fragen auseinanderzusetzen.

(Zurufe von der SPD und der LINKEN: Oh!)

Da geht es z. B. um Equal Pay. Es ist die FDP im Deut-
schen Bundestag gewesen, die diesen Vorschlag einge-
bracht hat. Es war dann eine Fachdiskussion, ab wann die
Fristen gelten, ab wann der gleiche Lohn für die Leiharbei-
ter wie für die Stammbelegschaft gezahlt wird. Das wollen
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wir gerne den Tarifpartnern überlassen. Aber es war die
FDP-Fraktion, mit Dr. Heinrich Kolb an der Spitze, die
diese Diskussion losgetreten hat. Da waren Sie alle in den
Büschen.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Zum Thema Mindestlohn will ich Ihnen noch mitgeben,
dass sich eine Vergütung auch an der Produktivität eines
Unternehmens ausrichten muss. Das sollte eigentlich eine
Selbstverständlichkeit sein. Das ist ein Zusammenhang,
den Sie immer leugnen und den Sie nicht wahrhaben wol-
len. Die Vergütung eines Mitarbeiters muss an der Produk-
tivität orientiert sein, sonst hat es zur Folge, dass der Ar-
beitsplatz vernichtet wird. Entweder geht der Arbeitsplatz
ins Nirwana, er verschwindet, er wird wegrationalisiert,
oder es gibt Umgehungstatbestände, wie es auch in einigen
Fällen passiert ist.

Dann sagen Sie: Man muss auch von der Arbeit leben kön-
nen. – Das ist richtig. Man muss von der Arbeit leben kön-
nen, wenn man täglich morgens um 8 Uhr das Haus ver-
lässt und abends um 17 Uhr nach Hause kommt. Das ist
richtig.

(Günter Rudolph (SPD): Das ist eigentlich eine
Selbstverständlichkeit!)

Dann schauen wir doch einmal genauer hin. Und dann soll-
ten wir den Arbeitnehmern auch genügend in der Tasche
lassen von dem, was sie verdienen, und nicht alles wegbe-
steuern und über die Sozialversicherungsbeiträge wegneh-
men.

(Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Die zahlen doch keine Steuern! – Wei-
tere Zurufe von der SPD und der LINKEN)

Das ist doch eine Diskussion, die Sie nicht hören wollen.
Es geht doch darum, dass den Menschen von dem, was sie
verdienen, auch genügend übrig bleibt.

(Beifall bei der FDP – Widerspruch bei der SPD,
dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Ich weiß, das sind Themen, die nicht mehr sonderlich po-
pulär sind. Dennoch sind sie richtig.

(Unruhe bei der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN und der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege Lenders, einen Moment, bitte. – Meine lieben
Kolleginnen und Kollegen, wir hatten uns vorhin darauf
geeinigt, dass wir dem Redner uneingeschränkt das Wort
geben. Das schließt keine Zwischenrufe aus, aber es
schließt aus, dass der Redner von denen, die gewillt sind,
zuzuhören, nicht mehr gehört werden kann, weil der Ge-
räuschpegel so hoch ist. – Herr Lenders, Sie haben das
Wort.

Jürgen Lenders (FDP):

Vielen Dank, Herr Präsident. – Ich will gleich mit meinen
Ausführungen an der Stelle weitermachen, dass den Men-
schen mehr übrig bleiben muss. Das gilt vor allem für die
Menschen, die eine Gehaltserhöhung bekommen, mehr
verdienen und die dann durch den Mittelstandsbauch,
durch die Steuer höher belastet werden. Meine Damen und

Herren, Rote und Grüne haben im Bundesrat verhindert,
dass es zu einer Entlastung von 30 Milliarden € kommt.
Das muss man sagen, das ist eine unsoziale Politik.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Dr. Frank
Blechschmidt (FDP): Das ist unsozial!)

Ich fand es schon bemerkenswert, dass die Kollegin Wiss-
ler hier sämtliche Namen aufgerufen hat. Sie hat viele Un-
ternehmen genannt: manroland, Neckermann, Opel, Infra-
serv – das ist alles auch im SPD-Antrag niedergeschrieben
worden. Was Sie aber nicht sagen, ist, wann man einem
solchen Unternehmen eigentlich helfen darf. An welche
Voraussetzungen müssen denn öffentliche Hilfen geknüpft
werden, wenn nicht gleichzeitig Wettbewerbsverzerrungen
gerade für kleine und mittelständische Unternehmen ent-
stehen sollen? Sie sagen nichts darüber, wann man einem
solchen Unternehmen helfen soll: Dann, wenn es eine Zu-
kunftsperspektive gibt, wenn es einen Geschäftsplan gibt?
Wenn dieser Geschäftsplan nachvollziehbar ist und es Fi-
nanzinstitute gibt, die bereit sind, diesen Finanzplan mitzu-
tragen?

Herr Schäfer-Gümbel, darüber sagen Sie nichts. Sie führen
diese Unternehmen in einem Zusammenhang mit Amazon
auf, den ich nicht anständig finde. Die wirtschaftlich
schwierigen Situationen, die diese Firmen hatten, haben
mit Amazon überhaupt nichts zu tun. Es ist nicht redlich,
dass Sie das hier in einem Atemzug nennen.

(Beifall bei der FDP und der CDU – Günter Rudolph
(SPD): Das ist hochgradig albern!)

– Ist das albern? – Der Name Schlecker ist auch gefallen.
Bei Schlecker gab es auch das Problem, dass es vorher eine
breite öffentliche Diskussion um die Zustände bei Schle-
cker gab. Da ging es vor allem um die Arbeitsmarktbedin-
gungen. Dieses Unternehmen ist quasi kaputtgeredet wor-
den.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): So ein dummes
Zeug!)

Der Verbraucher hat es in der Hand. Der Verbraucher
schaut sehr genau hin, bei welchem Unternehmen er kauft.
Das wird er auch bei Amazon machen. Ich kann die Oppo-
sition nur zur Verantwortung ermahnen, dass dieses Unter-
nehmen Amazon nicht auch wieder kaputtgeredet wird,
wie es bei der Firma Schlecker der Fall gewesen ist, wo
Sie sich anschließend hingestellt haben und es bedauert ha-
ben, dass die Firma Schlecker in die Insolvenz gegangen
ist.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von der SPD, dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der LINKEN)

Flexibilisierung am Arbeitsmarkt, das war zu Zeiten von
SPD und GRÜNEN auch einmal Konsens. Sie wussten,
dass man des Problems mit 5 Millionen Arbeitslosen, die
wir damals hatten, nur Herr werden kann, wenn man den
Arbeitsmarkt entschlackt, ihm die Fesseln abnimmt und
ein Stück weit Flexibilisierung am Arbeitsmarkt erreicht.
Das ist geschehen. In vielen Teilen dieses Landes haben
wir nun nahezu Vollbeschäftigung.

Sie könnten sich, wenn Sie wollten, auch als Väter dieses
Erfolges verkaufen. Sie wollen das aber nicht. Sie schlagen
sich in die Büsche. Sie wollen mit der Agenda 2010 nichts
mehr zu tun haben. Sie haben sich von einer sozialdemo-
kratischen Politik, die einmal auf der sozialen Marktwirt-
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schaft fußte, komplett verabschiedet. Sie sind voll im lin-
ken Spektrum angekommen.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Sie zeichnen heute ein Zerrbild von Sklavenarbeit, von
Verboten, von Leiharbeit und nehmen nicht zur Kenntnis,
dass wir längst in einer anderen Zeit angekommen sind,
nämlich in einer Zeit des Fachkräftemangels. Die Zeiten
ändern sich. Die Mitte macht das Land. Das sind aber nicht
Sie.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Lenders. – Ich habe zwei An-
meldungen zu Kurzinterventionen vorliegen, zum einen
von Herrn Wagner, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, und von
Herrn Decker, SPD-Fraktion. Beide haben jeweils zwei
Minuten Redezeit. Herr Wagner, Sie haben das Wort.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident! Herr Kollege Lenders, ich habe mich zu
Wort gemeldet, als Sie allen Ernstes als Antwort auf die
Probleme der Menschen im Niedriglohnsektor das Mantra
der FDP zitiert haben, nämlich die Forderung nach Steuer-
senkungen. Herr Kollege Lenders, Sie haben damit ge-
zeigt, dass Sie von der Lebenssituation der Menschen im
Niedriglohnsektor überhaupt keine Ahnung haben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der SPD und der LINKEN –
Lebhafte Zurufe von der CDU und der FDP)

Herr Kollege Lenders, das Problem der im Niedriglohnsek-
tor Beschäftigten ist, dass sie nicht genug Geld zum Leben
haben. Von Steuern reden die da überhaupt nicht. Die
Menschen haben noch nicht einmal genug Geld zum Le-
ben.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, der
SPD und der LINKEN – Zurufe von der FDP)

Diese Menschen haben nicht die Probleme Ihrer Klientel,
dass sie Steuern sparen wollen, sondern sie fragen sich Tag
für Tag, wie sie von ihrer harten Arbeit ihre Familien er-
nähren können.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie bei Abgeordneten der SPD und der LINKEN –
Lebhafte Zurufe von der FDP)

Wenn Sie dann daherkommen und sagen, Sie wollten Steu-
ersenkungen für diese Menschen erreichen: Diese Men-
schen zahlen überhaupt keine Steuern, weil sie nicht genug
Geld zum Leben haben. Herr Kollege Lenders, das ist die
Situation.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Zu-
rufe von der FDP)

Wenn Sie etwas für diese Menschen tun wollen, dann müs-
sen wir über eine Erhöhung des Grundfreibetrages reden.
Den Grundfreibetrag finanziert man dadurch, dass die, die
viel verdienen, mehr Steuern bezahlen. Dann hätten Sie et-

was für die Menschen mit niedrigen Löhnen getan, Herr
Kollege Lenders.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Sie sprechen davon, wir hätten faktisch Vollbeschäftigung
in unserem Land. Ich glaube, die „Aufstocker“ in unserem
Land – es sind über eine Million, wenn ich es richtig im
Kopf habe – finden ihre „Vollbeschäftigung“ gar nicht so
toll, Herr Lenders, weil sie nämlich jeden Tag arbeiten ge-
hen, schuften, sich engagieren, und trotzdem zum Amt ge-
hen und Stütze beantragen müssen. Diese Form der „Voll-
beschäftigung“ wollen diese Menschen mit Sicherheit
nicht, sondern sie wollen genug Geld zum Leben haben
und brauchen keine Steuersenkungsparolen der FDP.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
der SPD – Zurufe von der FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege Decker hat das Wort zu einer Kurzinterventi-
on. Bitte schön, Herr Decker.

Wolfgang Decker (SPD):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Ich habe mich
zu einer Kurzintervention gemeldet, weil ich glaube, an ei-
ner bestimmten Stelle die Koordinaten klarziehen zu müs-
sen.

Herr Kollege Dr. Bartelt und Herr Kollege Lenders, Sie ha-
ben vollmundig davon geschwärmt, dass Sie sogenannte
Lohnuntergrenzen in der Leiharbeit eingeführt hätten. Ich
will Ihnen in zwei kurzen Sätzen die historische Wahrheit
vor Augen führen.

Es begab sich im Januar 2011, dass CDU und FDP mit der
SPD über die Hartz-IV-Sätze und über das Bildungspaket
im Rahmen von Hartz IV verhandelt haben. Die historische
Wahrheit ist, dass damals die SPD die Forderung in das
Paket eingebracht hat, dass gleicher Lohn für gleiche Ar-
beit gezahlt wird und dass an der Stelle eine Lohnunter-
grenze eingezogen wird.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Sie können das gern in sämtlichen Protokollen nachlesen.
Ich wollte das hier in Erinnerung rufen. Wenn man einmal
genau nachblättert, wird man auch nachlesen können, dass
es auf Ihrer Seite große Schwierigkeiten gegeben hat, über-
haupt Regeln für die Leiharbeit zu finden. Es tobte nämlich
ein heftiger Streit zwischen der CDU und der FDP, der da-
zu geführt hat, dass Sie sich monatelang selbst blockiert
haben.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN – Zuruf des Mi-
nisters Stefan Grüttner)

– Herr Grüttner, Sie können sich aufregen, wie Sie wollen.
– Am Ende war es so, dass sich die SPD mit zumindest ei-
nem ihrer Vorschläge durchgesetzt hat, nämlich eine Min-
destlohngrenze in der Leiharbeit einzuführen. Sie war al-
lerdings sehr niedrig. Sie ist immer noch sehr niedrig. Das
macht deutlich, wie wichtig es ist, dass wir endlich einen
gesetzlichen Mindestlohn bekommen.
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Wir werden, was das Thema Leiharbeit anbelangt, nicht
locker lassen, den Grundsatz „gleicher Lohn für gleiche
Arbeit“ nicht erst nach neun Monaten – wie das Kollege
Kolb fordert, den Sie zitiert haben –, sondern von Anfang
an durchzusetzen. Das ist nämlich ein wirksames Instru-
ment.

Es ist übrigens auch nicht vernünftig, Hartz IV abzuschaf-
fen. Das wäre Unsinn. Was soll das?

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Das sei den Kollegen der Fraktion DIE LINKE zugerufen.
Hören Sie mit dem gebetsmühlenartigen Wiederholen von
Vorschlägen auf, die keiner gebrauchen kann. Helfen Sie
mit, konkrete Änderungsvorschläge zu machen. Unsere
beiden genannten Vorschläge gehören dazu.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege Decker, das war ein Redebeitrag, der sich auf
alle vorherigen Wortmeldungen bezogen hat. Das war ge-
schickt gemacht. Sie hatten eine Kurzintervention zu den
Ausführungen von Herrn Lenders angekündigt.

Herr Lenders hat jetzt die Chance, auf beide Kurzinterven-
tionen zu antworten.

Jürgen Lenders (FDP):

Herr Präsident, ich bleibe bei den Ausführungen von Herrn
Wagner. Dann können wir die Formen wahren, die für eine
Kurzintervention gelten.

Herr Wagner, ich will auf Ihre Argumente eingehen. Je-
mand, der in den Niedriglohnsektor hineingerät, hat nicht
in erster Linie das Problem, dass er zu viel Steuern zahlt.
Das stimmt. Er zahlt zunächst keine Steuern, aber die Sozi-
alversicherungsbeiträge liegen ihm sofort auf der Tasche
und machen ihm das Aufnehmen einer Arbeit sehr schwer.

(Beifall bei der FDP – Zurufe von dem BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN)

Wer hat denn die Beiträge zur Sozialversicherung gesenkt?
Waren Sie das? Sind die Beiträge unter Rot-Grün nicht
permanent gestiegen? Unter Schwarz-Gelb konnte endlich
eine Umkehr eingeleitet werden, damit die Menschen mehr
in der Tasche behielten.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Oder die Abschaffung der Praxisgebühr, Herr Wagner.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
So ein Unsinn! – Weitere Zurufe von dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

– Herr Frömmrich, der jetzt „Unsinn!“ ruft, hat uns ja ein-
mal vorgeworfen, eine Partei der Steuerhinterzieher zu
sein. Das hat damals keiner gehört. Ich habe es aber gehört.

(Petra Fuhrmann (SPD): Das stimmt!)

– Es stimmt? – Das ist nett. Frau Fuhrmann, es ist interes-
sant, in welchen Bereich wir hier hineinkommen.

Meine Damen und Herren, gerade diejenigen, die aus dem
Niedriglohnsektor heraus- und in die Steuerpflicht hinein-
wachsen, etwas mehr Geld verdienen, nehmen Sie das
Geld wieder weg, und zwar durch die kalte Progression,
deren Abschaffung Sie im Bundesrat verhindert haben.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Wagner, das ist in meinen Augen eine unsoziale Poli-
tik. Aus der Verantwortung hierfür lassen wir Sie niemals
heraus.

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der CDU
– Lachen bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank. – Das Wort hat der Sozialminister, Herr
Grüttner. Bitte schön, Sie haben das Wort.

Stefan Grüttner, Sozialminister:

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!

Zuallererst möchten wir zum Ausdruck bringen, dass
wir den „Shitstorm“ in diversen Foren, allen voran
auf der Facebook-Seite von Amazon, verurteilen und
ablehnen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Das ist für Sie wie-
der das Wichtigste! – Weitere Zurufe von der SPD
und der LINKEN)

Wir distanzieren uns ebenfalls von etwaigen Boy-
kottaufrufen und sehen es mit Sorge, dass Kunden
ihre Konten bei uns löschen. Ein Boykott hätte keine
Verbesserung der Lage bei den Amazon-Beschäftig-
ten, egal ob Leiharbeiter oder direkt Angestellte, zur
Folge, …

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

Das war die Stellungnahme der ver.di-Betriebsgruppe in
Bad Hersfeld.

(Große Heiterkeit und anhaltender Beifall bei der
CDU und der FDP – Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Das macht es nicht besser, hier mit Gewerk-
schaftskritik anzukommen! Es ist unglaublich, so in
das Thema einzugreifen! – Weitere Zurufe von der
SPD und der LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Ein Moment, bitte. – Herr Kollege Schaus.

Stefan Grüttner, Sozialminister:

Herr Abg. Schaus, ich bin dankbar, dass Sie zugehört ha-
ben. Ich glaube nämlich, Sie haben in der Vergangenheit
nicht zugehört, sondern versucht, politische Meinungen zu
verbreiten.

(Holger Bellino (CDU): Überführt!)
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Das ist in dieser Debatte von den Mitgliedern der Oppositi-
onsfraktionen übrigens häufig so gemacht worden. Ich fin-
de, an dieser Stelle könnte man weiterzitieren.

(Clemens Reif (CDU): Ja, immer weiter!)

Man könnte weiterzitieren im Hinblick darauf, welche Fra-
gen bei den Vorgängen rund um Amazon eine Rolle ge-
spielt haben. Im Übrigen sind diese Fragen sehr berechtigt.
Genau diese Fragen waren auch Gegenstand meiner Ge-
spräche mit der Geschäftsführung von Amazon. Über sie
gibt es an dieser Stelle einen intensiven Austausch.

Sie verdeutlichen auch – um das einmal sehr klar zu sa-
gen –, wo die unterschiedlichen Verantwortlichkeiten lie-
gen. Der krampfhafte Versuch, einen Widerspruch zwi-
schen der Aussage des Hessischen Ministerpräsidenten und
meiner Aussage zu konstruieren, ist doch längst vorbei.
Darüber, dass es für das Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
sowie für den Abschluss von Dienstverträgen der Firma
Amazon mit einer Leiharbeitsfirma oder den Abschluss
von Dienstverträgen einer Leiharbeitsfirma mit Arbeitneh-
mern keine Zuständigkeit der Hessischen Landesregierung
gibt, brauchen wir uns doch nicht zu streiten. Das ist
schlicht und einfach Fakt.

(Clemens Reif (CDU): So ist das!)

Insofern hat der Herr Ministerpräsident völlig recht, wenn
er sagt, in diesem Zusammenhang müsste Amazon, wenn
es Missstände gibt, schlicht und einfach aufgefordert wer-
den, diese aufzuklären und abzuschaffen. Mit dieser Aus-
sage hatte er recht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Er hatte auch recht mit der Aussage, mit der Regionaldi-
rektion Hessen der Bundesagentur für Arbeit müsse unmit-
telbar Kontakt aufgenommen werden – so, wie ich das im
Anschluss an die Berichterstattung gemacht habe –, und sie
müsse gefragt werden: Was haben Sie in Ihrer Verantwort-
lichkeit übernommen?

Natürlich haben die etwas unternommen, und natürlich
müssen wir an dieser Stelle sagen, dass die Aufsicht über
die Leiharbeitsfirma in Bayern liegt, weil die Firma dort
ihren Sitz hat, und dass man für die 68 spanischen Leihar-
beiter, die über die BA vermittelt worden sind, in Nord-
rhein-Westfalen verantwortlich ist. Ich möchte gar nicht
wissen, was in Nordrhein-Westfalen an dieser Stelle ge-
macht wird.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Hermann
Schaus (DIE LINKE): Was ist mit H.E.S.S. in Kas-
sel? Die sitzen doch in Kassel!)

– Herr Schaus, Sie brauchen nicht zu schreien. Sie müssen
Fakten zur Kenntnis nehmen. Sie müssen schlicht und ein-
fach wissen, was Fakt ist an dieser Stelle. Das ist doch re-
lativ einfach.

Bei diesem Thema geht es in der Tat darum, dass, wenn es
Missstände gibt und Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, egal
in welchem Verhältnis sie zu Amazon stehen, mit Situatio-
nen konfrontiert werden, die wir alle zu verurteilen haben,
diese aufzuklären und abzustellen sind. Das ist korrekt und
normal; darüber gibt es doch keinen Streit.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Nichts anderes hat der Herr Ministerpräsident an dieser
Stelle gesagt. Wie tausend andere Firmen in Hessen auch

wird die Firma Amazon regelmäßig von den Behörden des
Arbeitsschutzes kontrolliert.

(Zurufe von der SPD und der LINKEN)

Natürlich werden auch aktuelle Gegebenheiten einbezo-
gen, wenn es Überprüfungen gibt. Da gibt es kein Pardon,
keine Zurücknahme und kein unterschiedliches Verhalten,
und es existieren nicht auf der einen Seite die lieben und
netten und auf der anderen Seite die nicht netten und die
sonstigen Unternehmen, sondern es gibt schlicht und ein-
fach ein Arbeitsschutzgesetz, das in Hessen in aller Konse-
quenz durchgesetzt wird.

Die anderen Länder freuen sich, dass wir in Hessen so vor-
bildlich sind, und versuchen permanent, uns in der Bundes-
republik Deutschland die Federführung in Sachen Arbeits-
schutz anzutragen, weil sie selbst nicht in der Lage sind,
ihn entsprechend zu gewährleisten. Es sind die sozialde-
mokratisch geführten Länder, die das nicht machen kön-
nen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Mittlerweile sind es Schleswig-Holstein, Hamburg und
Nordrhein-Westfalen – auch Rot-Grün in diesem Land –,
die nicht in der Lage sind, so zu arbeiten, und auf Hessen
hoffen, damit das ordentlich gemacht wird.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Lachen bei der
SPD)

– Frau Fuhrmann, Sie brauchen nicht zu lachen. Das ist so.
Fragen Sie doch schlicht und einfach einmal nach. – Jetzt
sehen wir uns einmal die intensiven Diskussionen an, die
an dieser Stelle stattfinden, vor allem wenn es darum geht,
ob es weitere Sachen gibt, die nicht stimmen.

(Zurufe von der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Herr Klose, man muss sich schon sachkundig machen. Sie
stellen sich, genauso wie Herr Schäfer-Gümbel, hierhin
und sprechen von „indiskutablen Lohnstrukturen“. Herr
Klose hat gesagt, die Kontrollmechanismen hätten versagt;
die Arbeitnehmer hätten nach ihrer Ankunft gewusst, bei
wem sie beschäftigt sind. Das ist völliger Quatsch. Schau-
en Sie sich einmal das Protokoll an, und lesen Sie, was Sie
gesagt haben. Erst zu denken und dann zu reden ist näm-
lich manchmal besser.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Sehr richtig! – Zurufe
von der SPD, dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und der LINKEN – Gegenruf des Abg. Hans-Jürgen
Irmer (CDU): Austeilen und nicht einstecken kön-
nen!)

Gleichzeitig reden Sie davon, dass es an dieser Stelle nied-
rigere Löhne als bei den direkt Angestellten gibt. Wir ha-
ben schon einige Erfahrungen mit dem Unterschied zwi-
schen netto und brutto gemacht. Meine Partei ist nicht ganz
frei davon, Sie aber auch nicht.

Eine der entscheidenden Fragen, die ich in meinen Gesprä-
chen mit den Vertretern von Amazon erörtert habe, ist, wie
es zu einer solchen Struktur kam. Mir liegt ein Vergleich
zwischen den Lohnstrukturen von Leiharbeitnehmern –
brutto und netto – und denen von direkt Angestellten vor.
Schauen Sie sich ihn einmal in Ruhe an; Sie können ihn
auch bekommen, wenn Sie wollen. Wenn Sie das sehen,
werden Sie feststellen, dass die pauschalen Aussagen, die
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Sie zu dieser Zeit getroffen haben, schlicht und einfach
nicht stimmen.

Um es an dieser Stelle noch einmal sehr deutlich zu sagen:
Alle Fragen und Probleme im Zusammenhang mit dem
Überlassungsprozess sowie arbeitsrechtliche Aspekte fal-
len, wie es der Herr Ministerpräsident zutreffend gesagt
hat, in die Zuständigkeit der Bundesagentur für Arbeit und
werden nicht durch die Landesregierung bearbeitet. Fragen
des Arbeitsschutzes von Leiharbeitnehmerinnen und Leih-
arbeitnehmern fallen genauso wie bei den direkt Beschäf-
tigten in den Zuständigkeitsbereich des Arbeitsschutzes.

(Petra Fuhrmann (SPD): Eben! Damit fallen sie in
den Zuständigkeitsbereich des Landes!)

Alles, was an dieser Stelle zu unternehmen ist, ist in dem
vorliegenden Fall geschehen: unmittelbar nach dem Be-
kanntwerden der Vorwürfe und auch im weiteren Verfah-
ren. Letztendlich gibt es auch eine Reihe von Ergebnissen.
Über sie wird in der Öffentlichkeit nicht so diskutiert, wie
es in vielen anderen Bereichen des wirtschaftlichen Han-
delns in Hessen der Fall ist, sondern sie werden in der Dis-
kussion zwischen den Mitarbeitern der Arbeitsschutzver-
waltung auf der einen Seite und den Vertretern der Unter-
nehmen auf der anderen Seite bearbeitet. Die Missstände
werden dann abgestellt.

Ich kann Ihnen allerdings das Gesamtresümee mitteilen,
ohne auf die Einzelbereiche einzugehen. Die Mitarbeiter
der Arbeitsschutzverwaltung haben nach den letzten Bege-
hungen gesagt, es gebe einen Handlungsbedarf, aber kei-
nen Grund für Generalverdächtigungen und Verurteilun-
gen. Insofern ist das in Ordnung.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Was ist denn da
los? Es ist alles in Ordnung!)

– Nein, Herr von Ooyen, ich habe nicht gesagt, dass alles
in Ordnung ist, sondern ich habe Ihnen das Resümee der
Arbeitsschutzverwaltung mitgeteilt. Es war doch Ihr
Wunsch, dass die Mitarbeiter der Arbeitsschutzverwaltung
dort hineingehen, wie in hundert anderen Fällen auch.

An der Stelle ist das keine Frage von Besonderheiten, an
denen das hochgezogen werden muss. Hochgezogen wird
das doch nur an einer einzigen Stelle. Natürlich ist das eine
verkappte Diskussion, und deswegen ist diese Diskussion
in vielen Bereichen, auch von den Vorrednern der Opposi-
tionsfraktionen – mit Ausnahme von Frau Wissler –,
scheinheilig geführt worden. Ihnen geht es um die Frage:
Hat Leiharbeit in diesem Land noch eine Chance, und
müssen wir nicht über diesen Weg eine Mindestlohndebat-
te führen?

(Janine Wissler (DIE LINKE): Das bestätigen Sie
doch!)

Mehr ist an dieser Stelle nicht geschehen. Ich muss sagen,
Sie haben in Ihrer Diskussion versagt, wenn Sie dies als
Aufhänger nehmen. Nicht nur aus der Historie der Politik
heraus haben Sie versagt, sondern auch an den grundlegen-
den Aspekten gemessen. Ich kann Ihnen an dieser Stelle
sagen: Der Logistikstandort Nordhessen ist ohne die sai-
sonale Beschäftigung von Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
tern nicht zu halten,

(Beifall bei der CDU und der FDP)

und die wirtschaftliche Prosperität unseres Landes im Nor-
den wäre ohne einen solchen Weg nicht zu gewährleisten.
Das Erstaunliche ist: Die Gewerkschaften und die Vertrau-

ensleute der Gewerkschaften in den Unternehmen goutie-
ren das und sagen das Gleiche.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Ich hoffe, wenn Sie heute mit den Betriebsräten sprechen,
dass die Ihnen das erklären, damit Sie verstehen, dass dies
ein Geschäftsmodell ist.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Ich will nur darauf hinweisen, dass die vereinbarte Rede-
zeit der Fraktionen beendet ist.

Stefan Grüttner, Sozialminister:

Das ist in Ordnung. Danke schön, Herr Präsident. – Das
machen wir.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Wenn wir über sozialversicherungspflichtig Beschäftigte
reden, dann gilt immer wieder eine Zahl:

(Petra Fuhrmann (SPD): Unerhört!)

Wir haben in Deutschland zurzeit etwa 800.000 Menschen,
die in der Leiharbeit tätig sind. Davon sind zwei Drittel in
der Vergangenheit überhaupt nicht beschäftigt gewesen.
Ich sage an dieser Stelle: Auch unter dem Gesichtspunkt
von Lohnuntergrenzen ist es besser, dass ein Drittel von
800.000 Menschen eine Beschäftigung findet, dass sie aus
ihrer Arbeit ein Einkommen erzielen, anstatt auf soziale
Transferleistungen angewiesen zu sein.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ihre ökonomische Konsequenz ist es, diese Leute lieber
den Sozialkassen und der Alimentierung durch den Sozial-
staat zu überlassen,

(Zurufe der Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) und Petra Fuhrmann (SPD))

als ihnen eine Chance zu geben, eigenständig zu verdienen.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Wo kriegen die ei-
ne Chance? Das ist doch eine Mär!)

Deswegen will ich sagen: Im Jahr 2011 haben wir das Ar-
beitnehmerüberlassungsgesetz geändert. Wir haben eine
Lohnuntergrenze eingeführt. Bundesweit einheitlich be-
trägt diese 7,50 € in den neuen Bundesländern und 8,90 €
in den alten Bundesländern.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Decker (SPD))

Ich möchte an dieser Stelle hervorheben, dass sich Hessen
bereits 2010 – daran kann ich mich gut erinnern; wir waren
nämlich Vorsitzland der Arbeits- und Sozialministerkonfe-
renz, und ich war der Vorsitzende – für die Einführung ei-
ner Lohnuntergrenze in der Leiharbeit ausgesprochen und
eingesetzt hat. Deswegen begrüße ich ausdrücklich, dass
seit Januar 2012 eine allgemeine Lohnuntergrenze für alle
Beschäftigten in der Leiharbeitsbranche existiert.

(Wolfgang Decker (SPD): Das haben wir gern ge-
macht!)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, besonders er-
freulich an dieser Entwicklung ist, dass diese Lohnunter-
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grenze von Gewerkschaften und Arbeitgebern in der Leih-
arbeitsbranche ausgehandelt und nicht vom Staat gesetz-
lich normiert worden ist, der bei der Lohnfindung Zurück-
haltung zu üben hat.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Auch im Hinblick auf die Entlohnungsangleichung hat es
deutliche Fortschritte gegeben. Das heißt – das will ich Ih-
nen noch einmal in Erinnerung rufen –: Seit Mai 2012 ha-
ben die Tarifvertragsparteien sieben Tarifverträge abge-
schlossen, die Entgeltzuschläge für Leiharbeitnehmer vor-
sehen, und zwar in der Metall- und Elektroindustrie, in der
Textil- und Bekleidungsindustrie, in der Holz- und Kunst-
stoffindustrie, in der chemischen Industrie, in der kunst-
stoffverarbeitenden Industrie, in der kautschukverarbeiten-
den Industrie sowie im Schienenverkehrsbereich. Die Leih-
arbeiter erhalten auf das Entgelt einen prozentualen Zu-
schlag, der an den ununterbrochenen Einsatz in demselben
– – Ich habe Zeit, damit man mir zuhört.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ich möchte ausdrücklich konstatieren, dass es ein Recht
auf Rede, aber kein Recht auf Zuhören gibt, um auch das
deutlich zu sagen.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Das wissen Sie ja!)

Die Leiharbeiter erhalten auf das Entgelt einen prozentua-
len – –

(Zurufe der Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN) und Gerhard Merz (SPD))

Herr Schäfer-Gümbel, Sie müssen sich immer an den Maß-
stäben messen lassen, die Sie an andere anlegen. Das ist re-
lativ einfach.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich muss Ihnen an dieser Stelle allerdings auch konzedie-
ren, dass Sie es uns da sehr einfach machen, weil die Maß-
stäbe doch sehr niedrig sind.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP –
Petra Fuhrmann (SPD): Sie haben gar keine Maßstä-
be!)

Die Leiharbeiter erhalten auf das Entgelt einen prozentua-
len Zuschlag, der an den ununterbrochenen Einsatz in dem-
selben Kundenbetrieb gebunden ist.

(Zurufe von der SPD)

Dieser Zuschlag beginnt nach sechs Wochen und steigt in
mehreren Stufen bis auf maximal 50 % des regulären Stun-
denentgelts nach Ablauf von neun Monaten – damit Sie es
wissen.

Ich könnte Ihnen auch noch einige Beispiele im Hinblick
auf Equal-Pay-Lösungen und im Hinblick auf den Grund-
satz der Tarifautonomie nennen.

Letztendlich bleibt: Wir haben deutliche Verbesserungen
der Rahmenbedingungen für Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmer in der Zeitarbeit erreicht. Insofern brauchen
wir auch keinen runden Tisch. Denn es ist nichts Neues,
was dort gefordert wird, weder im Einzelfall noch im all-
gemeinen Fall, sondern wir sind schon längst auf dem rich-
tigen Weg.

Ich sage an dieser Stelle abschließend noch einmal: Für die
Region um Bad Hersfeld, für Nordhessen war die Ansied-
lung von Amazon ein Glücksfall, auch weil hier dauerhaft
neue Arbeitsstellen geschaffen worden sind.

(Zuruf des Abg. Wolfgang Decker (SPD))

Bei der berechtigten Kritik, bei der berechtigten Aufforde-
rung, die der Ministerpräsident genannt hat, dass Missstän-
de aufzuklären und abzuschaffen sind, muss man auch
konstatieren, dass für die wirtschaftliche Entwicklung
Nordhessens die Logistikbranche eine entscheidende Rolle
gespielt hat.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Petra Fuhrmann
(SPD): Das hat auch keiner bestritten!)

Gleichzeitig müssen wir an dieser Stelle auch berücksichti-
gen, dass Leiharbeit eine wichtige Brücke in den regulären
Arbeitsmarkt, und zwar in Form von Dauerbeschäftigung,
schlägt.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): So ein Quatsch!)

Insofern, meine ich, muss weder das Instrument der Leih-
arbeit schlechtgeredet noch die permanente Forderung
nach einem Mindestlohn auf die Tagesordnung gesetzt
werden. Wir sind schon längst auf dem richtigen Weg und
lassen uns auch durch berechtigt aufzuklärende Fragen und
Missstände nicht von unserem Weg abbringen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Staatsminister Grüttner. – Für die
SPD-Fraktion hat sich jetzt Herr Schäfer-Gümbel zu Wort
gemeldet. Aus der Rede ist eine Redezeit von 7:30 Minu-
ten erwachsen.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Kolleginnen und Kol-
legen! Herr Staatsminister Grüttner, Sie haben einen Satz
gesagt, den ich beachtlich fand und dem ich ausdrücklich
zustimme: Erst denken, dann reden.

(Beifall bei der SPD sowie bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der LIN-
KEN)

Deswegen will ich am Anfang versuchen, Ihnen das noch
einmal zu erklären. Wenn Sie meiner Rede gefolgt wären,
was Sie nicht getan haben, dann hätte Ihnen das eine oder
andere auffallen können.

Erstens habe ich im Zusammenhang mit Amazon im ersten
Teil über zwei Themenkomplexe geredet, zum einen über
die Überwachung und Schikanierung durch einen privaten
Sicherheitsdienst und zum anderen über die Frage des Ein-
tritts von Amazon in den Tarifvertrag des Einzelhandels,
der derzeit von ver.di mit Amazon verhandelt wird. Ich ha-
be ausdrücklich nicht über die Einführung eines Mindest-
lohns bei Amazon geredet. Wenn Sie zugehört hätten –
was nicht Ihre Stärke ist; das weiß ich –, dann hätte es Ih-
nen auffallen können, dass ich dort diesen Unterschied ge-
macht habe, weil ich weiß, dass es bei Amazon eben nicht
um einen Mindestlohn geht.

(Wolfgang Decker (SPD): Sehr richtig!)
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Zweitens. Zum Mitschreiben: Wir haben in unserem An-
trag – anders als DIE LINKE – ausdrücklich nicht die Ab-
schaffung der Leiharbeit gefordert,

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Jürgen Frömm-
rich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Lesen!)

weil wir sagen, dass die Leiharbeit ein Instrument der Ar-
beitsmarktintegration und Flexibilisierung im Sinne der
Zeitarbeit ist. Diese wollen wir erhalten. Aber – das ist der
Unterschied zwischen uns und Ihnen auf der einen Seite
und Ihren neuen Freunden auf dieser Seite des Hauses –

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Es wächst zusammen, was zusammengehört!)

wir sagen, dass zu bestimmten negativen Auswirkungen
der Leiharbeit Regelungen getroffen werden müssen, z. B.
zu Lohndumping gegenüber der Stammbelegschaft, zu der
Verschlechterung von Arbeits-, Arbeitszeit- und Fortbil-
dungsbedingungen in Bezug auf die Stammbelegschaft.
Deswegen sagen wir: Der wichtigste Grundsatz ist: glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit, und zwar nicht erst nach
neun Monaten, sondern möglichst schnell.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie zugehört hätten – wie gesagt, das ist nicht Ihre
Stärke –, dann hätte Ihnen auffallen können, dass es da
einen Unterschied zwischen diesen beiden Fraktionen und
der Fraktion DIE LINKE gibt. Dass DIE LINKE in diesem
Zusammenhang versucht, noch einmal ihre Existenzbe-
rechtigung in der Abgrenzung insbesondere zur Sozialde-
mokratie zu begründen, ist legitim. In der Sache ist es
ziemlich dümmlich und auch falsch, meine sehr verehrten
Damen und Herren von der Linkspartei.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das sage ich in aller Klarheit, weil das, was Sie wie tibeti-
sche Gebetsmühlen vor sich hertragen, dass Hartz IV und
Hartz I irgendetwas mit den Zuständen bei Amazon zu tun
haben, völlig absurd ist.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Haben sie!)

– Herr Schaus, Sie können brüllen, wie Sie wollen. Im Mo-
ment habe ich das Mikrofon.

(Zurufe der Abg. Hans-Jürgen Irmer und Alexander
Bauer (CDU))

In Hartz I ist null Komma null vorgesehen, dass Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter schikaniert und überwacht wer-
den. Das sollten Sie sich einmal hinter die Ohren schrei-
ben.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Damit komme ich dann allerdings zum zweiten Teil.

(Zuruf des Abg. Hermann Schaus (DIE LINKE))

– Herr Schaus, ich rede jetzt gar nicht mehr mit Ihnen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): So können Sie doch
nicht umgehen!)

Jetzt komme ich wieder zur Regierung und zu unserem so-
genannten Sozial- und Arbeitsminister.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): So können Sie doch
jetzt nicht mit Ihrem neuen Freund umgehen!)

– Herr Irmer und Ihr neuer Freund, machen Sie das bitte
unter sich aus. – Jetzt komme ich zum sogenannten Sozial-
und Arbeitsminister des Landes Hessen: erst denken, dann
reden. Herr Grüttner hat eben ausgeführt, Amazon werde
durch den Arbeitsschutz regelmäßig kontrolliert. Dann fra-
ge ich mich allerdings, warum es erst der ARD-Dokumen-
tation bedurfte, um solche Verhältnisse aufzudecken.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Dazu haben Sie nichts gesagt. Sie werden jetzt gleich wie-
der sagen: Weil wir da nicht hinschauen und nicht zustän-
dig sind. – Ich sage Ihnen: Ein Teil unseres Problems ist
vielleicht, dass wir inzwischen solche Zustände haben,
dass in 35 Teildisziplinen Kontrollen stattfinden, statt dass
einmal richtig kontrolliert wird. Wir wollen das ändern.

Absurd wird es allerdings, wenn Sie dann davon sprechen
– das haben jetzt nicht Sie gemacht, da muss ich Sie wie-
der in Schutz nehmen, das war Herr Lenders –, dass wir,
gemeint waren die Opposition, die Gewerkschaften und die
kritische Zivilgesellschaft, Unternehmen wie z. B. Schle-
cker, und Sie haben die Gefahr angedeutet, dass das Ama-
zon auch passieren könnte, kaputt gemacht hätten, weil wir
darauf hingewiesen haben, dass man bei Schlecker ordent-
liche Arbeitsbedingungen herstellen solle. Herr Lenders,
das ist nun ziemlich grotesk.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Jetzt werden diejenigen verantwortlich gemacht, die solche
Arbeitsverhältnisse wie bei Schlecker oder im Falle der
Schikane und Überwachung bei Amazon öffentlich ma-
chen. Das ist doch absurd. Was wir nicht bereit sind zu ak-
zeptieren, ist, dass Ausbeutung zu einem Geschäftsmodell
gemacht wird, und da sind Sie in der Pflicht, endlich ein-
mal mitzumachen.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege Schäfer-Gümbel, bitte, es waren fünf Minu-
ten, und wir waren uns – –

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Es waren 7,5 Minuten.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Nein, gemäß der Geschäftsordnung greift immer das grö-
ßere Sprechkontingent, und das war bei fünf Minuten.

Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD):

Gut, vorhin habe ich schon meine Daten genannt; einen
letzten Satz möchte ich aber schon noch sagen. – Herr
Grüttner, die Frage, ob Sie können oder wollen, kann am
heutigen Tage offenbleiben. Ich glaube, dass Sie eher nicht
wollen. Das ist vielleicht der Unterschied zu Ihrer Kollegin
Frau Puttrich. Angesichts des Urteils, wonach dem Lande
Hessen jetzt 190 Millionen € Schadenersatz durch RWE
drohen, wie wir gerade gehört haben, stelle ich fest: Sie
können es nicht.
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(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Das ist ein weiterer Hinweis darauf, dass diese Regierung,
egal, was sie anpackt, schlicht und einfach nichts mehr auf
die Reihe bringt. Deswegen wird es auch Zeit, dass wir in
Hessen endlich neue Verhältnisse bekommen. – Herzlichen
Dank.

(Beifall bei der SPD und dem BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Schäfer-Gümbel. – Für die Fraktion
DIE LINKE hat sich Frau Wissler gemeldet. Ihnen stehen
fünf Minuten zu. Bitte schön.

Janine Wissler (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Herr Minister,
ich kann nur sagen: Was für ein armseliger Auftritt eines
Sozialministers.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Ich hätte schon erwartet, dass sich ein Sozialminister hier
ans Rednerpult stellt und als allerersten Satz einmal sagt,
was das für eine verdammte Sauerei ist, was Amazon da
mit seinen Beschäftigten macht. Dass Sie das sagen, hätte
ich von einem Sozialminister erwartet.

(Beifall bei der LINKEN – Dr. Frank Blechschmidt
(FDP): Das hat er doch!)

Ich finde, dass Ihr Auftritt die ganze Arroganz und Igno-
ranz dieser Landesregierung gegenüber den Beschäftigten
in diesem Land einmal mehr zum Ausdruck gebracht hat.
Sie haben hier gerade erklärt: Amazon wurde regelmäßig
kontrolliert. – Herr Minister, das ist ja noch schlimmer.
Wenn Amazon regelmäßig kontrolliert wurde, warum sind
dann diese Missstände, bitte schön, nicht zutage getreten?

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN)

Warum brauchte es dann die Reporter des Hessischen
Rundfunks, um das aufzudecken, wenn die staatlichen Be-
hörden bei ihren Kontrollen offensichtlich nichts gefunden
haben? – Herr Minister, gerade eben haben Sie eine um-
fangreiche Presseerklärung herausgegeben. In der ist nach-
zulesen, am vergangenen Freitag habe eine eingehende Be-
triebsprüfung stattgefunden, die eine Reihe von Mängeln
ans Licht gebracht habe. – Was denn nun? Haben Sie die
ganze Zeit geprüft und nichts gefunden? Haben Sie die
ganze Zeit geprüft und etwas gefunden? Oder warum gibt
es erst jetzt durch den öffentlichen Druck eine gescheite
Betriebsprüfung? – Herr Minister, erst jetzt finden Sie die
Missstände; das kann doch nicht wahr sein.

(Beifall bei der LINKEN und der SPD – Manfred
Pentz (CDU): Das ist ganz billig!)

Zu der Frage der Zuständigkeit. Wir haben einen Minister-
präsidenten, der immerhin bis vor nicht allzu langer Zeit
Innenminister war, der hört, dass in diesem Land eine Si-
cherheitsfirma mit Verbindungen ins Nazimilieu die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter bei Amazon schikaniert und ei-
ne solche Sicherheitsfirma Journalisten tätlich angreift;

und dieser Ministerpräsident stellt sich hin und sagt, er sei
nicht zuständig. Das ist doch das Allerletzte, Herr Minister.

(Beifall bei der LINKEN, der SPD und dem BÜND-
NIS 90/DIE GRÜNEN – Manfred Pentz (CDU):
Was wollen Sie denn? Das ist schäbig!)

Herr Minister, auch H.E.S.S. ist eine hessische Firma, und
daher frage ich: Was haben Sie denn getan, was tut denn
der Innenminister, um diesen Vorwürfen gegenüber der
Firma H.E.S.S. nachzugehen? – An der Stelle können Sie
doch nicht einfach wegschauen und sagen, Sie seien dafür
nicht zuständig.

Ich will klar sagen: Ja, wir lehnen Leiharbeit grundsätzlich
ab, gerade aufgrund solcher Zustände, weil uns solche Zu-
stände immer wieder davon überzeugen, wie die Auswir-
kungen sind, wenn man es mit einer derart deregulierten
Leiharbeit zu tun hat. Sie zeigen uns, dass die Unterneh-
men dies natürlich ausnutzen. Sie nutzen es, um Tarifflucht
und Lohndumping zu begehen. Deswegen war die Deregu-
lierung der Leiharbeit ein riesiger Fehler, und es geht nicht
nur zulasten der Leiharbeiter, sondern der gesamten Be-
schäftigten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der LINKEN)

Dazu will ich noch einmal etwas sagen. Herr Schäfer-
Gümbel, Sie haben gesagt, die Leiharbeit sei ein taugliches
Instrument. Sie haben auch gesagt: „gleicher Lohn für glei-
che Arbeit“. Ich halte diesen Satz für absolut richtig. Ich
will Ihnen erklären, was Hartz I damit zu tun hat, dass glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit nicht gilt. Dass in einem Ge-
setz nicht geregelt ist, dass Neonazi-Sicherheitsdienste
Mitarbeiter schikanieren, ist doch vollkommen klar. Natür-
lich ist das illegal; das bezweifelt doch auch niemand. Nie-
mand hat sich hierhin gestellt und gesagt, das ist in Hartz I
geregelt. – Selbstverständlich nicht. Was aber doch in
Hartz I geregelt ist, ist gerade, dass der Grundsatz „glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“, der bis dahin im Arbeitneh-
merüberlassungsgesetz klar geregelt war, mit einer Klausel
versehen wurde, nämlich dass, wenn Tarifverträge abge-
schlossen werden, eine andere Regelung gelten kann.

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Und was ist dann
passiert?)

– Was ist dann passiert? – Ich sage Ihnen, was dann pas-
siert ist. Dann wurden die christlichen Gewerkschaften auf
den Plan gerufen, und die haben – –

(Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD): Und von wem
denn?)

– Na ja, zweifelsohne auf Ihrer gesetzlichen Grundlage. –
Dann wurden die christlichen Gewerkschaften auf den Plan
gerufen und haben Dumpinglohntarifverträge abgeschlos-
sen.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Jetzt seid doch lieb zu-
einander!)

Aber das Problem ist doch diese Öffnungsklausel. Wenn
man sagt: „gleicher Lohn für gleiche Arbeit“, warum
schreiben Sie dann eine Öffnungsklausel ins Gesetz?
Warum bedarf es dann überhaupt dieser Öffnungsklausel,
wenn gleicher Lohn für gleiche Arbeit gelten soll? – Es
war doch klar, dass man das ausnutzen kann.

(Beifall bei der LINKEN – Thorsten Schäfer-Güm-
bel (SPD): Sie sollten korrigiert werden, Frau Wiss-
ler!)
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Herr Schäfer-Gümbel, dann hätte man im Arbeitnehmer-
überlassungsgesetz klarmachen müssen: gleicher Lohn für
gleiche Arbeit ohne irgendwelche Ausnahmen. Leiharbei-
ter müssen vom ersten Tag an das Gleiche verdienen.

Das Gleiche gilt beim Synchronisationsverbot. Auch das
ist Hartz I. Was bei Amazon passiert ist, ist, dass die Leute
bei der Leiharbeitsfirma rausgeschmissen wurden, weil
Amazon sie nicht mehr gebraucht hat. Das ist genau die
Folge der Aufhebung des Synchronisationsverbots, das bis
dahin im Arbeitnehmerüberlassungsgesetz geregelt wurde.
Das ist auch eine Folge von Hartz I. Deswegen sage ich:
Natürlich hätten Amazon und die Leiharbeitsfirma ohne
Hartz I in der Lohnfrage

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Frau Kollegin, Sie müssten zum Schluss kommen.

Janine Wissler (DIE LINKE):

– ich komme zum Schluss –, aber auch bei der Kopplung
von Ausleihzeiten an Vertragszeiten, so nicht verfahren
können. Diesen Zusammenhang können Sie nicht leugnen,
und deswegen sagen wir: Natürlich müssen die Vorgänge
bei Amazon aufgedeckt werden, insbesondere auch die il-
legalen Vorgänge, Herr Sozialminister. Aber es braucht
eben auch politische Konsequenzen aufgrund dieses Skan-
dals, weil es einmal mehr zeigt, dass Leiharbeit zulasten
der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer geht.

(Beifall bei der LINKEN – Hans-Jürgen Irmer
(CDU): Die Zeit ist vorbei!)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Vielen Dank, Frau Kollegin Wissler. – Für die CDU-Frak-
tion hat jetzt Herr Reif das Wort. Bitte schön, Herr Reif.

(Willi van Ooyen (DIE LINKE): Jetzt kommt der
Leiharbeiter!)

Clemens Reif (CDU):

Herr Präsident, meine sehr verehrten Damen und Herren!
Die Vorkommnisse bei der Firma Amazon in Bad Hersfeld
sind aus Sicht der CDU vollkommen unakzeptabel und zu
verurteilen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es gibt überhaupt keinen Grund, darum herumzureden –
sowohl was die Überwachung und Bespitzelung von Ar-
beitnehmern betrifft wie auch die Zustandsbeschreibung
dessen, was mit ausländischen Mitarbeitern geschah, die
im Saisonverlauf von Oktober bis Dezember beschäftigt
wurden und unter untragbaren Zuständen bei Amazon in
einer Zeit beschäftigt wurden, in der ein Unternehmen den
größten Umsatz und den größten Gewinn erwirtschaftet.
Das ist nicht in Ordnung, das schadet dem Wirtschafts-
standort Bundesrepublik Deutschland, das schadet dem
Standort der Unternehmen in unserem Land, und das scha-
det auch den Arbeitnehmern in unserem Land. Das muss
ganz eindeutig gesagt werden.

(Beifall bei der CDU und der FDP sowie des Abg.
Thorsten Schäfer-Gümbel (SPD))

Ich will aber auch etwas zu Ihrem Beitrag sagen, Herr
Schäfer-Gümbel. Sie sprachen von der Spitze des Eisbergs.
Die Spitze des Eisbergs ist immer ein Siebtel dessen, was
man sieht – bei sechs Siebteln, die man nicht sieht und die
sich unter Wasser befinden. Ich halte diese Zustandsbe-
schreibung für stark übertrieben. Es ist keine Zustandsbe-
schreibung der Unternehmen und Arbeitnehmer in unse-
rem Lande Hessen; denn über 90 % der Unternehmen be-
schäftigen ihre Mitarbeiter in ordentlichen Formen, unter
ordentlichen Umständen und in einer ordentlichen Umge-
bung, meine sehr verehrten Damen und Herren. Wir wol-
len unsere Unternehmen und unsere Unternehmer auch
nicht schlechter machen, als sie in Wirklichkeit sind. Sie
sind nämlich in Wirklichkeit gute und ordentliche Arbeit-
geber und ordentliche Arbeitnehmer.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Meine sehr verehrten Damen und Herren, um auch damit
aufzuräumen: Die CDU und auch die FDP sind gegen eine
Amerikanisierung des deutschen Arbeitsmarktes. Wir wol-
len das nicht. Wir sind gegen ein „hire und fire“ in unse-
rem Lande, und wir haben mit dem System des Ausgleichs
zwischen Arbeitnehmern und Arbeitgebern in den vergan-
genen 60 Jahren sehr gute Erfahrungen gemacht. Diese
sehr guten Erfahrungen wollen wir auch in der Zukunft
konservieren und behalten.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Nur eines: Ich wehre mich dagegen, dass hier Leih- und
Zeitarbeit auf einen Prüfstand gestellt werden, der so nicht
in Ordnung ist. Leih- und Zeitarbeit sind wichtige Instru-
mente, insbesondere um Langzeitarbeitslosen und Niedrig-
qualifizierten den Einstieg oder gar den Wiedereinstieg in
den Arbeitsmarkt zu ermöglichen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Es ist so, dass Unternehmen Menschen eine zeitlich be-
grenzte Möglichkeit bieten, Produktionsspitzen abfangen
und sich gleichzeitig zu qualifizieren. Was ist daran zu kri-
tisieren, meine sehr verehrten Damen und Herren? Das ist
ein gutes Modell für alle Beteiligten.

(Beifall bei der CDU – Willi van Ooyen (DIE LIN-
KE): Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!)

Aber es ist auch ein Modell zum Wiedereinstieg. Ich
möchte gleichzeitig sagen, dass wir fehlgehen in der An-
nahme, einen Leih- und Zeitarbeiter so wie einen Fachar-
beiter zu bezahlen. Es wäre eine scharfe und starke Diskri-
minierung eines Facharbeiters, wenn wir den Leiharbeiter
beim Einstig auf das gleiche Lohnniveau setzen würden.

(Zuruf von der LINKEN: Das ist doch lächerlich!)

Er muss sich qualifizieren, und er muss die Möglichkeit
haben, auf den Status und den Level eines Facharbeiters
aufzusteigen. Dann kann er auch den gleichen Lohn für
gleiche Arbeit bekommen, meine sehr verehrten Damen
und Herren.

(Beifall bei der CDU – Janine Wissler (DIE LIN-
KE): Das ist eine Frechheit, was Sie da erzählen!)

Wir haben in Hessen keinen Anlass zu Traurigkeit oder zu
Depressionen. Wir haben eine Arbeitslosenquote, die im
Dezember letzten Jahres landesweit bei 5,7 % lag, und ab-
solut gesehen sind heute weniger Menschen in unserem
Land arbeitsuchend als vor 20 Jahren. Es waren insgesamt
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2,3 Millionen Menschen in Lohn und Brot, die sozialversi-
cherungspflichtig beschäftigt gewesen sind und die in die
Systeme eingezahlt haben. Das ist doch das, was wir wol-
len.

Lassen Sie mich zum Schluss sagen, meine sehr verehrten
Damen und Herren: Einige in diesem Hause bejammern
einen Zustand, den fast alle europäischen Länder herbei-
sehnen würden. Das ist die Situation, in der wir sind.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Diese Situation bemäkeln und kritisieren Sie. In Frankreich
oder Spanien liegt die Jugendarbeitslosigkeit in einigen
Regionen bei 85 %, in Spanien im Durchschnitt bei mehr
als 50 %. Das ist so in Portugal, teilweise in Italien und
Griechenland. Wir haben dagegen in Deutschland Verhält-
nisse, die diese Leute herbeisehnen, indem sie gern an die-
sen Zuständen partizipieren würden.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Kollege, Sie müssen zum Schluss kommen.

Clemens Reif (CDU):

Ich komme zum Schluss. – Wir müssen Schluss machen,
dass wir unseren Standort, die Bundesrepublik Deutsch-
land und dieses Land Hessen schlechtreden. Das wollen
wir nicht, und dazu rufe ich Sie auf. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf von der
LINKEN)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Vielen Dank, Herr Kollege Reif. – Ich sehe keine weiteren
Wortmeldungen.

Zur Geschäftsordnung, Herr Kollege Rudolph.

Günter Rudolph (SPD):

Herr Präsident, wir bitten, über unseren Antrag, Drucks.
18/7013, unmittelbar abzustimmen.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Schaus, bitte.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Herr Präsident, sofern der Antrag der GRÜNEN auch di-
rekt abgestimmt werden soll – wovon ich ausgehe –, bean-
tragen wir, die Ziffer 8 des Antrags der GRÜNEN getrennt
abzustimmen.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Bellino, bitte.

Holger Bellino (CDU):

Herr Präsident, dann können Sie auch über unseren Antrag
abstimmen lassen.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Herr Wagner, bitte.

Mathias Wagner (Taunus) (BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN):

Herr Präsident, wir bitten, die Punkte 1 und 2 des Antrags
von CDU und FDP getrennt von den übrigen Punkten ab-
zustimmen.

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Dann stimmen wir jetzt ab. Tagesordnungspunkt 40, An-
trag der SPD-Fraktion, Drucks. 18/7013. Wer diesem An-
trag zustimmen will, den bitte ich um das Handzeichen. –
Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei Zustimmung
der Fraktionen DIE LINKE, der SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und Gegenstimmen von FDP und CDU
ist der Antrag abgelehnt.

Ich lasse jetzt über Tagesordnungspunkt 37 abstimmen,
Entschließungsantrag der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN, Drucks. 18/7010. Dort lasse ich zuerst über
Punkt 8 abstimmen. Wer ist dafür? – Gegenstimmen? –
Stimmenthaltungen? – Bei Zustimmung der Fraktionen der
SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, Gegenstimmen
von FDP und CDU und bei Enthaltung der Fraktion DIE
LINKE ist dieser Punkt 8 abgelehnt.

Ich lasse jetzt über den übrigen Antrag abstimmen. Wer
diesem Antrag zustimmen will, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? – Bei
Zustimmung der Fraktionen von LINKEN, SPD und
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN bei Gegenstimmen von
CDU und FDP ist der übrige Antrag auch abgelehnt.

Ich lasse jetzt über Tagesordnungspunkt 63 abstimmen,
Antrag der Fraktionen der CDU und der FDP, Drucks.
18/7059. Als Erstes über die Punkte 1 und 2. Wer diesen
Punkten 1 und 2 zustimmen will, den bitte ich um das
Handzeichen. – Gegenstimmen? – Stimmenthaltungen? –
Zustimmung durch das gesamte Haus.

Dann lasse ich über die übrigen Punkte des Antrags von
CDU und FDP abstimmen. Wer dem zustimmen will, den
bitte ich um das Handzeichen. – Gegenstimmen? –
Stimmenthaltungen? – Bei Zustimmung von CDU und
FDP und Gegenstimmen von BÜNDNIS 90/DIE GRÜ-
NEN, SPD und der Fraktion DIE LINKE ist auch der übri-
ge Antrag angenommen.

Damit kommen wir zum Tagesordnungspunkt 6:

Zweite Lesung des Gesetzentwurfs der Landesregie-
rung für ein Zweites Gesetz zur Schaffung und Ände-
rung hessischer Vollzugsgesetze – Drucks. 18/6972 zu
Drucks. 18/6068 –

Berichterstatter ist der Kollege Honka. Herr Honka, Sie ha-
ben zur Berichterstattung das Wort.

Hartmut Honka, Berichterstatter:

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Der Rechts- und
Integrationsausschuss empfiehlt dem Plenum mit den
Stimmen von CDU und FDP – –

(Unruhe)
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Vizepräsident Heinrich Heidel:

Einen Moment. – Ich weiß, dass nachmittags viel zu bere-
den ist. Aber wir sollten Herrn Honka schon die Berichter-
stattung ermöglichen, Herr Kollege Schaus.

Hartmut Honka, Berichterstatter:

Vielen Dank, Herr Präsident, damit jeder weiß, worum es
geht.

Der Rechts- und Integrationsausschuss empfiehlt dem Ple-
num mit den Stimmen von CDU und FDP gegen die Stim-
me der LINKEN bei Enthaltung von SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN, den Gesetzentwurf unter Berücksichti-
gung des Änderungsantrags Drucks. 18/6911 in zweiter
Lesung anzunehmen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Honka. – Als erster Redner
hat sich Herr Paulus für die FDP-Fraktion gemeldet. Bitte
schön, Herr Paulus, Sie haben das Wort. Die Redezeit be-
trägt 7:30 Minuten.

Jochen Paulus (FDP):

Sehr geehrter Herr Präsident, meine sehr geehrten Damen
und Herren! Bereits der Gesetzentwurf im September letz-
ten Jahres für ein Zweites Gesetz zur Schaffung und Ände-
rung hessischer Vollzugsgesetze ist auf eine sehr positive
Resonanz gestoßen. Schon damals hat die FDP-Fraktion
diesen Entwurf begrüßt; denn die Landesregierung hat ein
zukunftsweisendes, modernes Gesetz vorgelegt, das die
Vorgaben des Bundesverfassungsgerichts zur Neuordnung
der Sicherungsverwahrung vollumfänglich umsetzt.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

Diese erfolgreiche Arbeit wurde im Rahmen der Anhörung
im November des vergangenen Jahres von Impulsgebern
aus der Praxis bestätigt. Der Großteil der außenstehenden
Sachverständigen hat den Entwurf unterstützt und durch
wichtige und sinnvolle Anstöße bereichert. Wir haben uns
mit den Anregungen sehr intensiv, aber auch kritisch aus-
einandergesetzt. In dem jetzt vorliegenden Entwurf sind
die diskutierten Punkte auch unter Berücksichtigung aktu-
eller Rechtsprechung so eingearbeitet worden, dass allen
Interessen umfassend Rechnung getragen wurde.

Als Beispiel sei die auch vonseiten der Opposition aufge-
griffene Frage der Anzahl der Gutachten bei Entscheidun-
gen, die vollzugsöffnende Maßnahmen betreffen, genannt.
Derart wichtige Entscheidungen sind immer mit einem
großen Risiko behaftet. Wir halten daher ein Gutachten für
nicht in jedem Fall ausreichend. Andererseits muss eine
Dauerbegutachtung der Sicherungsverwahrten vermieden
werden. Die nun gefundene Lösung, bei dem zweiten Gut-
achten auf vorhandene Gutachten zurückzugreifen, ist effi-
zient und zweckmäßig, ohne dabei Sicherheitsrisiken außer
Acht zu lassen.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

Im Rahmen der Anhörung wurde auch die Aufnahme einer
Gewaltschutzklausel diskutiert. Gewalt unter Sicherungs-
verwahrten ist bereits jetzt verboten. Aus der Fürsorge-

pflicht des Staates resultiert selbstverständlich auch eine
Schutzpflicht gegen Übergriffe seitens anderer Unterge-
brachter. Einer nochmaligen Betonung im Gesetz bedarf es
daher nach unserer Auffassung nicht.

Während der ganzen Diskussion um die Sicherungsver-
wahrung dürfen wir den eigentlichen Leitgedanken nicht
vergessen: Gefährliche Straftäter, die ihre Strafe verbüßt
haben, aber noch immer eine Gefahr für die Allgemeinheit
darstellen, müssen nun anders als gewöhnliche Häftlinge
behandelt werden. Die Sicherungsverwahrung muss sich
daher evident vom Strafvollzug unterscheiden, wobei der
Schutz und die Sicherheit der Bevölkerung an erster Stelle
stehen.

Dennoch müssen auch Sicherungsverwahrte eine klare Per-
spektive haben, in die Gesellschaft zurückkehren zu kön-
nen, sobald eine Gefährlichkeit nicht mehr gegeben ist.
Daher ist auch die Sicherungsverwahrung vom Resoziali-
sierungsgedanken geprägt, dem wir als Landesgesetzgeber
Rechnung tragen.

Gerade Arbeit leistet einen wichtigen Beitrag zur Resozia-
lisierung. Gleichwohl kann aus verfassungsrechtlichen
Gründen eine Arbeitspflicht, wie die SPD sie fordert, nicht
eingeführt werden. Die Verpflichtung zur Arbeit ist eine
Zwangsmaßnahme, die den Sicherungsverwahrten zusätz-
lich zum Freiheitsentzug belastet und nicht im Sinne der
Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts ist.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP und der CDU)

Dies hat auch das Landgericht Marburg erst kürzlich so ge-
sehen und eine Disziplinarmaßnahme aufgehoben, die ge-
gen einen Sicherungsverwahrten wegen Arbeitsverweige-
rung verhängt worden war. Die Sicherungsverwahrung soll
gerade keine zusätzliche Bestrafung darstellen oder an-
sonsten geltende Höchststrafen ausweiten. Mit dem end-
gültigen Verbüßen der Haft ist die Tat geahndet.

Wir haben uns daher entschieden dafür ausgesprochen, das
Therapieangebot auch bei sogenannten untherapierbaren
Fällen nicht einzuschränken. Sicherlich gibt es Sicherungs-
verwahrte, die mit den momentan vorhandenen Angeboten
schwer oder auch gar nicht zu erreichen sind. Aber das
Bundesverfassungsgericht lässt in seiner Entscheidung er-
kennen, dass Motivierungs- und Behandlungspausen gera-
de nicht vorgesehen sind. Auch bei Unwillen oder Unfä-
higkeit soll der Sicherungsverwahrte wenigstens jederzeit
die Möglichkeit geboten bekommen, sich für eine Therapie
zu entscheiden. Im Gegenteil, die Inhaftierten, die an ihrer
Therapie nicht mitwirken, bedürfen besonderer Motivation.
Sowohl die Einstellung als auch die persönliche Situation
der Einzelnen kann sich ändern. Außerdem werden ständig
neue Behandlungsmethoden entwickelt, die viele neue
Chancen enthalten.

Wir geben die Sicherungsverwahrten nicht auf. Allein die
Hoffnung, bei entsprechend positiver Entwicklung wieder
eine klare Aussicht darauf zu erhalten, freizukommen, lässt
diese ansonsten schuldunabhängige Maßnahme der Besse-
rung und Sicherung verhältnismäßig erscheinen.

Nun komme ich zum Fazit der bisher gemachten Ausfüh-
rungen. Das Bundesverfassungsgericht hat eindeutige Vor-
gaben gemacht, wie der Verwahrungsvollzug konkret um-
zusetzen ist: einerseits durch rechtliche Vorgaben, anderer-
seits durch die Ausgestaltung des Vollzugs in den räumlich
vom Strafvollzug getrennten Therapieeinrichtungen. Die-
ser Gesetzentwurf erfüllt die Anforderungen an einen fort-
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schrittlichen Vollzug und eine verantwortungsvolle Siche-
rungsverwahrung.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsident Heinrich Heidel:

Schönen Dank, Herr Kollege Paulus. – Für die Fraktion
DIE LINKE hat Herr Dr. Wilken jetzt das Wort. Bitte
schön, Herr Dr. Wilken.

Dr. Ulrich Wilken (DIE LINKE):

Herr Präsident, meine Damen und Herren! Wir halten die
Sicherungsverwahrung, also die präventive Sicherungshaft,
nach wie vor für einen falschen Weg. Unser Bedürfnis
nach vermeintlich immer mehr Sicherheit schränkt in vie-
len Bereichen bedenkenvoll Freiheitsrechte ein. So ist es
auch mit der Sicherungsverwahrung.

Mit der Sicherungsverwahrung wird massiv gegen das
Prinzip des Schuldstrafrechts verstoßen; denn Inhaftierte
werden für Taten eingesperrt, die sie noch gar nicht began-
gen haben. Damit suggerieren wir der Bevölkerung, dass
es eine Sicherheit vor Straftätern gäbe, die es so nie geben
kann.

Meine Damen und Herren, wir werden nicht müde, Sie
daran zu erinnern, dass alle wissenschaftlichen Untersu-
chungen nachweisen, dass das Rückfallrisiko auch bei
Schwerststraftätern nach ihrer Haftentlassung bei 10 % der
Straftäter liegt. Das heißt, wir sperren 90 % in die Siche-
rungsverwahrung ein, wenn 10 % eventuell rückfällig wer-
den können. Das ist ein falsches Verständnis von Sicher-
heit.

(Beifall bei der LINKEN)

Ich möchte einen zweiten Aspekt ansprechen, weil ich ver-
mute, dass ihn niemand sonst aus der Anhörung vortragen
wird. Von den Praktikern ist in der Anhörung durchaus
auch gesagt worden, dass wir uns dem Prinzip des Ab-
standsgebots, also dass ein Sicherungsverwahrter anders
behandelt werden muss als ein Häftling, permanent von der
falschen Seite nähern, nämlich von der Seite der Haftbe-
dingungen. Wir sollten, wenn wir schon diesen Irrweg ge-
hen, uns zumindest die Mühe machen, den Weg von der
anderen Seite her zu kommen, also von der Lebenswelt
draußen lebender Menschen, um Sicherungsverwahrung
weitestgehend an allgemeine Lebensverhältnisse anzupas-
sen.

(Vizepräsidentin Ursula Hammann übernimmt den
Vorsitz.)

Das ist eine Argumentation, die noch von niemand ande-
rem aufgenommen worden ist. Wir werden diese Diskussi-
on aber weiterverfolgen.

Meine Damen und Herren, statt mit der präventiven Siche-
rungshaft, vulgo Sicherungsverwahrung, weiter so zu tun,
als würden wir einen Schritt für mehr Sicherheit in der Be-
völkerung gehen, rate ich uns allen: Sparen wir uns die Si-
cherungsverwahrung und verwenden die Gelder lieber für
Opfer und Opferverbände. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Dr. Wilken. – Als nächster Redner hat
sich Herr Kollege Honka von der CDU-Fraktion zu Wort
gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben das Wort.

Hartmut Honka (CDU):

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Auf den Vortrag meines Vorredners kann ich nur sagen:
Bei so viel Ideologie hilft gar nichts. Von daher hilft es
auch nicht, darauf einzugehen.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP so-
wie des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN))

Wir haben es – das ist wohl unwidersprochen – mit dem
schwierigen Thema der Sicherungsverwahrung zu tun. Ich
glaube, die Bundesländer haben sich auch nicht darum ge-
rissen, dass dieses Thema von den Ländern und nicht mehr
vom Bund zu regeln ist. Aber das ist dank der Föderalis-
muskommission nun mal so. Und aufgrund der Urteile des
Bundesverfassungsgerichts nehmen wir diese Aufgabe an
und nehmen sie auch ernst, wie ich finde.

Wir hatten, das ist bereits angeklungen, im September des
vergangenen Jahres eine Anhörung zu dem Gesetzentwurf
unserer Landesregierung. Es war eine gute Anhörung. Wir
hatten knapp drei Stunden die Anzuhörenden zu Gast. Wir
konnten ihnen ausführlich Fragen stellen. Das war sehr
vernünftig, was wir dort zu hören bekommen haben. Wir
haben vor allen Dingen die Botschaft mitgenommen, dass
der Gesetzentwurf in seiner Grundanlage gut und richtig
war. Das hat uns als Koalitionsfraktionen natürlich beson-
ders gefreut.

Nichts ist jedoch so gut auf unserem Planeten, dass nicht
doch die eine oder andere kleine Stellschraube zu verbes-
sern wäre. So haben wir natürlich als Koalitionsfraktionen
die Anregungen, die noch gekommen sind, gern aufgegrif-
fen – auch das ist bereits angeklungen. Zum Beispiel in der
Frage der Begutachtung, ein oder zwei Gutachter, ob es
immer zwei sein müssen, haben wir jetzt einen pragmati-
schen Weg gefunden, der alle Bedenken aufgreift und
gleichzeitig die notwendige Gewähr dafür bietet, dass die
gebotenen rechtsstaatlichen Entscheidungen auch richtig
getroffen werden können.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Auch die Lösung, dass wir während der Umbaumaßnah-
men in Schwalmstadt die Gebäude in Weiterstadt als
Zweiganstalt nutzen können, was heute Morgen zum The-
ma Staatsvertrag vonseiten der SPD groß thematisiert wor-
den ist, ist die einzig pragmatische Lösung, die wir dort ha-
ben. Sie ist pragmatisch und richtig. Von daher ist es auch
klug, dass wir sie so getroffen haben, wie sie jetzt getrof-
fen ist.

An der Stelle hört schon die große Frage der Gemeinsam-
keiten auf. Dann sind wir bei dem wichtigen Thema der
Arbeitspflicht für Sicherungsverwahrte. An dieser Stelle
hat der Kollege Paulus schon darauf hingewiesen, es gibt
vom zuständigen Landgericht eine dezidierte Aussage, die
ganz kurz vor unserer Beratung ergangen ist. Wir hatten
sie glücklicherweise kurzfristig vor unserer Ausschussbe-
ratung. Ich möchte nur einen Satz daraus zitieren, weil er
den Kern dessen trifft, worum es geht. Der Satz lautet:
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Denn nach der Entscheidung des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 4. Mai 2011 kann an der sich aus
§ 68 Abs. 1 in Verbindung mit § 27 Abs. 2 Hessi-
sches Strafvollzugsgesetz ergebenden Arbeitspflicht
für die Sicherungsverwahrten nicht länger festgehal-
ten werden.

Wenn ich diesen Satz nehme, der sich mit der derzeitigen
Rechtslage beschäftigt und dezidiert auslegt, wie es zu-
künftig nicht mehr sein kann, dann ist es nur klug und ein-
fach folgerichtig, dass wir diese Rechtslage auch für die
Zukunft anders festlegen, dass wir keine Arbeitspflicht für
Sicherungsverwahrte aus reiner allgemeinpolitischer An-
sicht festlegen. Ich stelle wieder einmal fest, die hessische
SPD befindet sich dort ganz allein auf einem Sonderweg,
wenn sie das immer noch fordert.

(Hans-Jürgen Irmer (CDU): Geisterfahrer! – Gegen-
ruf des Abg. Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN): Das sagt der Richtige! – Zuruf des Abg.
Alfons Gerling (CDU))

Das ist bedenklich. Es ist erstaunlich. Frau Kollegin Hof-
mann kann noch einmal erklären, warum das andere sozial-
demokratische Justizminister nicht machen. Aber wenn die
das nicht machen und Sie es hier fordern, dann kann ich
nur sagen: Die hessische SPD befindet sich auf einem Son-
derweg.

Das besonders Bedenkliche daran ist, wenn wir an die Zu-
sammenarbeit mit dem Bundesland Thüringen denken: In
ihrem Sicherungsverwahrungsvollzugsgesetz – oder wie es
dort immer heißt – gibt es aus gutem Grund ebenfalls keine
Arbeitspflicht. Ich kann nur sagen: Es wäre extrem unver-
nünftig, wenn wir uns jetzt auf einen Sonderweg der hessi-
schen SPD einlassen und so etwas in unser Gesetz hinein-
schreiben würden. Der sozialdemokratische Justizminister
in Thüringen ist auf dem richtigen Weg wie wir auch. Von
daher ist es klug und richtig, dass wir die Regelung so tref-
fen, wie wir sie treffen wollen.

Meine Damen und Herren, das Thema Sicherungsverwah-
rung ist nicht ganz einfach, vor allen Dingen, wenn wir uns
betrachten – das ist ein Stück weit angeklungen –, dass wir
es mit relativ schwieriger Klientel zu tun haben. Wir haben
dort viele Menschen, die, auch nach Verbüßung der Haft,
hochgefährlich und deswegen in Sicherungsverwahrung
sind. Das macht niemand aus Vergnügen, und kein Richter
ordnet das aus purer Langeweile an. Dessen müssen wir
uns bewusst sein.

Das heißt, wir haben als verantwortliche Politiker vor allen
Dingen den Auftrag, nicht nur die Sicherungsverwahrung
richtig zu lösen und richtig im Sinne von möglichst viel
Therapie für die zu regeln, die therapiert werden wollen,
sondern auch für die Sicherheit der Bevölkerung zu sorgen,
weil wir gegenüber dieser einen Schutzauftrag haben.

(Beifall bei Abgeordneten der CDU und der FDP)

Ich glaube, diese beiden Anliegen sind in unserem Gesetz-
entwurf sehr vernünftig geregelt; sie sind vernünftig austa-
riert. In diesem Sinne kann ich Sie nur bitten: Geben Sie
diese unbegründete Enthaltung auf, bekennen Sie sich von-
seiten der Opposition dazu. Damit meine ich nur noch SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN; die Fraktion ganz links
von Ihnen lasse ich dabei außen vor. Stimmen auch Sie
dem Gesetzentwurf zu. – Vielen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Jürgen Frömm-
rich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN): Willi allein zu
Haus!)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Danke schön, Herr Kollege Honka. – Als nächste Rednerin
hat sich Frau Kollegin Hofmann von der SPD-Fraktion zu
Wort gemeldet. Bitte schön, Frau Kollegin, Sie haben das
Wort.

Heike Hofmann (SPD):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Nein, ich wer-
de die LINKEN hier nicht außen vor lassen, sondern an der
Frage noch einmal stellen. Der Wortbeitrag von Dr. Wil-
ken hat deutlich gemacht, dass Sie glücklicherweise in der
Frage hier im Hause alleine dastehen. Es ist abenteuerlich,
was Sie eben vorgetragen haben.

Gefährlichste Menschen, von denen alle Gutachten sagen,
sie sind so gefährlich, dass sie mit höchster Wahrschein-
lichkeit wieder schwerste Straftaten verüben werden, sol-
len in Freiheit gelassen werden, aber dann machen wir et-
was für die Opfer – das ist wirklich abenteuerlich und ab-
solut inakzeptabel.

(Beifall bei der SPD, der CDU, der FDP und dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN – Günter Rudolph
(SPD): Das ist absolut zynisch!)

Nun zur Sache zurück. In der Tat ist es so, dass das Bun-
desverfassungsgericht in einer bemerkenswerten Entschei-
dung vom 04.05.2011 einen Paradigmenwechsel in der
Frage eingeleitet hat, wie Sicherungsuntergebrachte – ich
verwende ausdrücklich diesen Terminus – in Zukunft un-
tergebracht werden sollen, mit neuen Standards im Hin-
blick etwa auf die Therapie. Und das ist auch gut so. Nun
beraten wir in zweiter Lesung, wie das Land Hessen diesen
gesetzlichen Auftrag ausfüllt. Herr Paulus, ich weiß nicht,
ob wir auf verschiedenen Veranstaltungen waren, weil Sie
gesagt haben, das Gesetz sei auf positive Resonanz gesto-
ßen.

(Günter Rudolph (SPD): Dieselben Textbausteine!)

Wir haben zahlreiche Anregungen aus der Anhörung auf-
genommen, Sie wohl auch. Ich möchte mich noch einmal
bei Ihnen bedanken. Nachdem wir einen Änderungsantrag
zu diesem Gesetzentwurf vorgelegt haben, sind Sie auch in
die Puschen gekommen und haben einige Änderungen in
unserem Sinn aufgenommen. Ich weiß zwar, dass Sie zum
Jagen getragen werden müssen. Aber das haben Sie auf je-
den Fall gemacht.

(Lachen des Abg. Stefan Müller (Heidenrod) (FDP)
– Hans-Jürgen Irmer (CDU): Dann können Sie ja zu-
stimmen!)

Ich möchte fünf zentrale Punkte aus unserer Sicht benen-
nen. In der Tat ist es aus der Anhörung ersichtlich gewor-
den, dass wir nicht immer zwingend zwei Gutachter brau-
chen, um vollzugsöffnende Maßnahmen zu gewähren.
Warum nicht? – Weil der Erkenntniszuwachs gering ist.
Die Sicherungsuntergebrachten, die in der Einrichtung
sind, sind forensisch schon sehr gut erfasst. Auch die Gut-
achten, die zurate gezogen werden, werden von der Anstalt
selbst, dem Justizministerium und der Vollstreckungskam-
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mer überprüft. Außerdem birgt die Zweitbegutachtung die
Gefahr in sich, dass Verzögerungen entstehen.

Meine Damen und Herren, schließlich kostet es unnötig
Steuergelder, wenn wir das immer zwingend vorschreiben
würden. Insofern haben wir jetzt eine vernünftige Rege-
lung in unserem Änderungsantrag vorgeschlagen.

(Beifall bei der SPD und bei Abgeordneten des
BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN)

Zweiter Punkt. Sie wollen die Freistellungsmöglichkeiten
der Sicherungsuntergebrachten von drei auf sechs Monate
verlängern. Das haben Sie übernommen. Drei Monate sind
ein viel zu kurzer Zeitraum, um diejenigen wieder in die
Freiheit zu bringen und sie in das Leben in Freiheit wieder
einzugliedern. Das betrifft etwa die Arbeitsplatzsuche und
die Wohnungssuche. Da ist es konsequent, das auf sechs
Monate zu verlängern. Alles andere, so glaube ich, ist mit
der Realität nicht vereinbar.

Dritter Punkt. Auch da handelt es sich um eine Anregung
aus der Anhörung. Für uns ist es ganz wichtig, dass wir ei-
ne Supervision für die Bediensteten in das Gesetz schrei-
ben. Denn wir wissen, dass es die Bediensteten mit einer
höchst problematischen und höchst schwierigen Klientel
zu tun haben. Die Bediensteten brauchen eine professionel-
le Begleitung. Deshalb muss eine Supervision Bestandteil
ihrer Arbeit sein. Sie muss im Gesetz festgeschrieben wer-
den.

Vierter Punkt. Herr Paulus, das sehe ich ganz anders als
Sie. Das betrifft die Gewalt. Wir haben zu dem Thema Ge-
walt unter Gefangenen und Gewalt in der Sicherungsunter-
bringung einen Berichtsantrag in den Hessischen Landtag
eingebracht. Denn wir wissen doch alle: Gewalt unter Ge-
fangenen findet statt. Sie bleibt oft unerkannt und ist subtil.
Wir haben eine unglaublich hohe Dunkelziffer. Deshalb ist
es wichtig, dass wir den Schutz der Untergebrachten vor
Übergriffen ausdrücklich in das Gesetz hineinschreiben.

(Beifall bei der SPD)

Meine Damen und Herren, ich komme nun auf die zwei
Punkte zu sprechen, bei denen wir einen Dissens haben.
Zum einen geht es um die Frage der Therapieangebote.

Da will ich direkt zu Herrn Paulus etwas sagen: Da haben
Sie uns wohl missverstanden. Unserer Ansicht nach geht es
nicht um eine Einschränkung der Therapieangebote. Nein,
es geht um eine Flexibilisierung der Therapieangebote, und
zwar so, wie es die Praxis in der Anhörung gefordert hat.

Warum ist das so? – Auf der einen Seite haben wir diejeni-
gen, die kaum wirklich erreichbar sind. In der Fachwelt
spricht man davon, dass sie therapieunfähig seien.

Auf der anderen Seite haben wir diejenigen, die sich ir-
gendwann völlig verschließen, die zumachen. Für die brau-
chen wir eine größtmögliche Flexibilisierung der Therapie-
angebote. Wir brauchen die Möglichkeit, dass eine Thera-
piemaßnahme einmal beendet wird, ohne dabei die gesam-
te Maßnahme zu gefährden. Es geht hier um eine Flexibili-
sierung und um praxistaugliche Regelungen. Deshalb ha-
ben wir das vorgeschlagen.

Ich komme nun zum letzten Punkt aus meiner Sicht. Das
betrifft den zentralen Dissens, den wir haben. Dabei geht
es um die Frage des Arbeitsgebotes. Ich bitte Sie, da
sprachlich genau zu bleiben. Es geht uns um ein Arbeitsge-
bot.

Herr Kollege Honka hat gesagt, wir würden da einen Son-
derweg beschreiten. Das ist mitnichten der Fall. Die Rege-
lung, die wir aufgenommen haben, ist an den bayerischen
Gesetzestext angelehnt.

Sie sind auf Thüringen eingegangen. Wir haben heute
Morgen erst den Staatsvertrag zusammen besprochen. Sie
hätten in den Gesetzentwurf etwas genauer hineinschauen
sollen. Natürlich findet für die thüringischen und die hessi-
schen Untergebrachten das hessische Gesetz Anwendung.

Ich darf Ihnen die Regelung, die wir vorschlagen, noch
einmal vorlesen. Sie ist natürlich verfassungskonform. Sie
lautet:

Sicherungsverwahrte sind verpflichtet, eine ihnen
aus behandlerischen Gründen zugewiesene, ange-
messene Arbeit oder arbeitstherapeutische Maßnah-
me auszuüben und das vorhandene schulische oder
berufliche Bildungsangebot zu nutzen, soweit sie da-
zu in der Lage sind.

Praktiker aus dem Vollzug wissen es doch: Mancher Ver-
wahrte, der sich ansonsten vollständig zurückziehen wür-
de, kann durch solche Arbeitsangebote erreicht und in
einen strukturieren Tagesablauf integriert werden.

Das will ich ausdrücklich noch einmal sagen – alle, die
sich in der Materie auskennen, wissen das –: Die Arbeit ist
der Kernbestandteil der Resozialisierung. – Das Bundes-
verfassungsgericht hat bei den Sicherungsuntergebrachten
die Arbeit als geeignete Resozialisierungs- bzw. Hand-
lungsmaßnahme anerkannt.

Sie wissen das doch bestimmt auch: Viele Untergebrachte
wollen ohnehin arbeiten. Die Nachfrage nach Arbeit ist un-
ter den Sicherungsverwahrten oft größer als das tatsächli-
che Arbeitsangebot. Vor dem Hintergrund der unbedingten
Verpflichtung – –

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Kommen Sie bitte zum Ende Ihrer Rede.

(Hartmut Honka (CDU): Inhaltlich ist sie es schon!)

Heike Hofmann (SPD):

Das mache ich gleich.

(Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):
Schöner Versuch!)

Zum Schluss meiner Rede möchte ich noch einmal auf den
Beschluss des Landgerichts Marburg eingehen. Meine Da-
men und Herren, da muss ich Ihnen ganz klar sagen, dass
das wirklich – –

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Kommen Sie wirklich zu Ihrem letzten Satz.

Heike Hofmann (SPD):

Ich komme jetzt zum Schluss meiner Rede. – Der Be-
schluss des Landgerichts Marburg, auf den Sie verwiesen
haben, stellt doch wirklich einen Zirkelschluss dar. Denn
dieser Beschluss verweist wiederum auf den Entwurf des
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Landesgesetzgebers. Damit zu kommen, war absolut pein-
lich.

Insofern werden wir uns bei diesem Gesetzentwurf der
Stimme enthalten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Zurufe von der
CDU: Ui!)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Frau Kollegin Hofmann, vielen Dank. – Als nächster Red-
ner hat sich Herr Kollege Frömmrich von der Fraktion
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN zu Wort gemeldet. Herr
Kollege, bitte schön, Sie haben das Wort.

Jürgen Frömmrich (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Liebe Frau Präsidentin, meine sehr verehrten Damen und
Herren! Ich glaube, dass man bei dieser Debatte ein wenig
abrüsten sollte. Denn ich glaube, es verbindet uns da mehr,
als uns trennt. Herr Kollege Honka hat das am Anfang sei-
ner Rede gesagt: Es ist wirklich ein schwieriger Rege-
lungsbereich, mit dem wir es hier zu tun haben. Deswegen
sollte man da die Kirche im Dorf lassen.

Ich glaube, die Kolleginnen und Kollegen der CDU, der
FDP, der SPD und der GRÜNEN sind sich da in der
Grundtendenz einig. Auch ich will das noch einmal beto-
nen: Das, was Herr Kollege Wilken hier vorgetragen hat,
ist in einer Art und Weise unverantwortlich, dass einem
dazu fast nichts mehr einfällt. Wir haben es da mit schwe-
ren und schwersten Verbrechern zu tun. In dieser Art und
Weise hinsichtlich dieser Personengruppe zu argumentie-
ren und zu diskutieren, finde ich grob fahrlässig.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN, der CDU, der SPD und der FDP –
Willi van Ooyen (DIE LINKE): Das sind keine Ver-
brecher mehr! Herr Frömmrich, sie haben ihre Strafe
abgesessen!)

Dann hat er auch noch gesagt, das eingesparte Geld könne
man den Opfern und der Opferhilfe zur Verfügung stellen.
Herr Kollege, das ist geradezu zynisch. Das muss ich wirk-
lich am Anfang meiner Rede betonen.

Das Bundesverfassungsgericht hat uns den Auftrag gege-
ben, bis spätestens zum 31. Mai 2013 die Sicherungsver-
wahrung neu zu regeln. Das Bundesverfassungsgericht hat
die Vorschriften des Strafgesetzbuchs über die Unterbrin-
gung in der Sicherungsverwahrung und die Vorschriften
der Vollzugsgesetze der Länder für nicht mit dem Grund-
gesetz vereinbar erklärt. Deshalb besteht Handlungsbedarf.

Wir reden jetzt nach der Durchführung der Anhörung in
zweiter Lesung über den Gesetzentwurf der Landesregie-
rung. Herr Minister, da das Bundesverfassungsgericht auch
die Vollzugsgesetze der Länder für nicht verfassungsge-
mäß erklärt hat, will ich hier noch einmal darauf hinwei-
sen, dass Herr Kollege Dr. Jürgens bereits in den Plenarde-
batten in den Jahren 2009 und 2010, als es um die Schaf-
fung hessischer Vollzugsgesetze ging, darauf hingewiesen
hat, dass das, was Sie vorgelegt haben, so nicht machbar ist
und den Anforderungen des Bundesverfassungsgerichts so
nicht standhalten wird.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

Er sagte damals:

Herr Minister, als völlig unzureichend sehe ich übri-
gens Ihre Regelung über die Sicherungsverwahrung
an, der Sie gerade einmal drei magere Paragrafen
widmen. Das wird den Anforderungen des Bundes-
verfassungsgerichts aus meiner Sicht sicherlich nicht
gerecht.

Herr Minister, ich wollte das hier nur noch einmal hinterle-
gen. Ich weiß, dass es vertane Liebesmühe ist. Trotzdem
sage ich es. Herr Kollege Honka, vielleicht sollten Sie das
eine oder andere Mal die Vorschläge der Opposition auf-
greifen. Vielleicht sollten Sie sie einfach einmal zur Kennt-
nis nehmen. Herr Kollege Honka, Sie müssen das einfach
einmal feststellen: Mehrheit ist nicht Wahrheit. – Ich habe
es Ihnen gerade zitiert. Selbst die Kolleginnen und Kolle-
gen der CDU-Fraktion haben einmal festgestellt, dass diese
Art der reflexhaften Ablehnung der Vorschläge der Oppo-
sition Regierungsarroganz ist. Herr Kollege Honka, Sie
sollten dieses Verhalten vielleicht einmal ablegen.

(Beifall der Abg. Mathias Wagner (Taunus) und
Mürvet Öztürk (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN) –
Zuruf des Abg. Hartmut Honka (CDU))

Herr Kollege Honka, ich habe während der ersten Lesung
des Gesetzentwurfs gesagt, dass wir den Vorschlägen vom
Grundsatz her positiv gegenüberstehen. Das hat im Großen
und Ganzen auch die Anhörung zu dem Gesetzentwurf er-
geben.

Alle Bundesländer hatten eine gemeinsame Arbeitsgruppe
eingerichtet, die sich auf gesetzliche Grundlagen zur Neu-
regelung des Vollzugs der Sicherungsverwahrung verstän-
digt hat. Das sollte der Festlegung gemeinsamer Standards
dienen. Das zu machen war sinnvoll und richtig.

Wenn man den Gesetzentwurf neben die Gesetzentwürfe
anderer Bundesländer legt, stellt man fest, dass der hessi-
sche Entwurf immer eine Nummer – so möchte ich es ein-
mal sagen – härter und immer eine Nummer weniger libe-
ral ausgestaltet ist, als es die Entwürfe anderer Bundeslän-
der oder das Muster, auf das sich die Bundesländer geei-
nigt haben, sind. Das sage ich ausdrücklich in Richtung des
Justizministers von der FDP.

(Beifall bei Abgeordneten des BÜNDNISSES 90/
DIE GRÜNEN)

An drei Punkten will ich das deutlich machen.

Der erste Punkt wurde bereits vorgetragen. Dieser Ein-
wand wurde von der Vereinigung Hessischer Strafverteidi-
ger vorgebracht. Es geht um den Freigang. Dazu sagen sie,
es sei möglich, das auf sechs Monate auszudehnen.

Der zweite Punkt ist die Nutzung des Außenbereichs. Ich
zitiere hier einmal:

Während der Musterentwurf vorsieht: „Die Unterge-
brachten dürfen sich in den für sie vorgesehenen Be-
reichen der Einrichtung einschließlich der Außenbe-
reiche frei bewegen“, …

ist der hessische Entwurf so: Ein Aufenthalt im Freien von
mindestens einer Stunde täglich ist vorgesehen.

Daran sehen Sie, das ist in der Tat ein Unterschied.

Wir haben es hier nicht mit Strafgefangenen zu tun, son-
dern mit Personen, die sich in Sicherheitsverwahrung be-
finden. Das Bundesverfassungsgericht hat hier ausdrück-
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lich ein Abstandsgebot festgelegt. Die Therapie und auch
die Möglichkeit, sie wieder in Freiheit zu entlassen, ist eine
der großen Vorgaben, die hier erfüllt werden sollen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Einen weiteren Punkt will ich kurz erwähnen. Auch er kam
in der Anhörung zur Sprache. Ich will es kurz zitieren, es
geht um die Unterbringung, also die Zimmer. Es wird ge-
sagt, bei uns sind es 18 m2, aber beispielsweise einen abge-
trennten Sanitärbereich gibt es nicht. Herr Justizminister,
dazu muss man sagen: Die Länder Baden-Württemberg,
Niedersachsen und Bayern regeln, dass es einen abgetrenn-
ten Sanitärbereich geben soll. Ich glaube schon, hier hätte
man andere Regelungen treffen können.

Meine Damen und Herren, ich habe es gerade schon ge-
sagt: Wir haben es hier mit Sicherungsverwahrung zu tun,
nicht mit Haft. Die Sicherungsverwahrung soll sich deut-
lich von der Haft unterscheiden. Die Strafe hat der Täter
schon verbüßt. Deswegen müssen wir bei diesen Rege-
lungen ganz besonders vorsichtig sein, und in diesem
Punkt muss man den Blick auf das Bundesverfassungsge-
richt halten.

Meine Damen und Herren, die Regelungen, die hier getrof-
fen werden, sind ein Balanceakt, ein schwieriger Balance-
akt – der Kollege Honka hat da vollkommen recht – zwi-
schen den Sicherheitsinteressen des Staats und seiner Bür-
gerinnen und Bürger auf der einen Seite und dem Recht
auf Freiheit bzw. der Einschränkung des Rechts auf Frei-
heit auf der anderen Seite.

Am Ende will ich noch kurz das Thema Arbeitspflicht an-
sprechen. Frau Kollegin Hofmann hat es schon gesagt, und
wir haben es auch in der Anhörung gehört: Die Praktiker
haben gesagt, die Motivation zur Arbeit ist genau der
Punkt, an dem man mit den Sicherungsverwahrten in Kon-
takt tritt, an dem man mit ihnen Gespräche führen kann,
wobei man Leute, die ansonsten vielleicht nicht therapiefä-
hig sind, an tägliche Arbeitsabläufe gewöhnen kann. Denn
man will sie ja auf die Freiheit vorbereiten. Das ist Ziel
dieser Maßnahme. Deswegen halten wir diese Idee für sehr
richtig und den Vorschlag der SPD für gut.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN so-
wie der Abg. Heike Hofmann (SPD))

Deswegen wiederhole ich es: Wir haben diese Vorschläge
gemacht. Sie haben sie im Ausschuss leider abgelehnt.
Mehrfach haben wir darauf hingewiesen, dass wir ansons-
ten Ihrem Gesetzentwurf in den Grundzügen zustimmen
können. Aber es gehört auch dazu, dass Sie auf die Oppo-
sition zugehen. Das haben Sie nicht getan. Deswegen wer-
den wir uns bei der Abstimmung über diesen Gesetzent-
wurf enthalten.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Frömmrich. Das war eine
Punktlandung.

Bevor ich Herrn Honka nochmals das Wort erteile, möchte
ich den ehemaligen Abgeordneten, den ehemaligen Kolle-
gen Herrn Armin Klein, ganz herzlich auf der Besuchertri-
büne begrüßen: Seien Sie herzlich willkommen.

(Allgemeiner Beifall)

Dann möchte ich Herrn Honka nochmals das Wort erteilen.
Sie haben noch eine Redezeit von 1:56 Minuten. Bitte
schön.

Hartmut Honka (CDU):

Frau Präsidentin, meine Damen und Herren! Es war gut,
dass ich mir vorhin noch 1:56 Minuten aufgespart habe.
Herr Kollege Frömmrich, Sie haben eben zu den Rege-
lungen, die wir im Hessischen Strafvollzugsgesetz 2010
für Erwachsene festgelegt haben, etwas falsch dargestellt.
Sie sind ein Stück weit entschuldigt, denn Sie sind erst seit
Kurzem Mitglied des Rechtsausschusses.

Damals haben wir unser Strafvollzugsgesetz vor einem
ganz anderen Urteilshintergrund des Bundesverfassungsge-
richts gestaltet. Damals wussten wir aufgrund der Urteile
des EGMR halbwegs, in welche Richtung das gehen wird
und dass wir dort etwas tun müssen. Deswegen haben wir
damals nur drei neue Paragrafen des Hessischen Strafvoll-
zugsgesetzes aufgenommen. Es ist also nicht so, dass die
Regierungsfraktionen damals dem besseren Wissen Ihrer
Fraktion krampfhaft widersprochen haben, sondern wir ha-
ben vor dem damaligen Hintergrund einfach nur eine ande-
re Regelung getroffen. Die war richtig.

Heute haben wir wieder einen anderen Hintergrund. Heute
geht es um eine neue gesetzliche Regelung, wie in vielen
anderen Bundesländern, eigentlich in allen. Das ist richtig
und verantwortungsvoll, und das hat nichts mit einer Arro-
ganz der Macht zu tun.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Honka. – Für die Landesregie-
rung spricht jetzt Staatsminister Hahn. Bitte schön.

Jörg-Uwe Hahn, Minister der Justiz, für Integration
und Europa:

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Aus der
Sicht des Justizministeriums, der Landesregierung, haben
diese Debatte eben und auch die Anhörung gezeigt, dass
die Vorarbeit, die in den letzten zweieinhalb Jahren zum
Thema Sicherungsverwahrung geleistet worden ist, sehr
gut war.

An dieser Stelle möchte ich ausdrücklich dem hier anwe-
senden Abteilungsleiter IV, wie wir in unserem Jargon im
Justizministerium sagen, danken und ihn bitten, das seinen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern weiterzureichen. Liebe
Kolleginnen und Kollegen, die Sie nicht an dieser Anhö-
rung haben teilnehmen können: Dieser Gesetzentwurf hat
in dieser Anhörung eine so positive Resonanz erhalten,
dass es dem Minister ein besonderes Bedürfnis ist, seinen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern dafür Dank zu sagen.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Von Anbeginn an sind wir in die richtige Richtung gegan-
gen. Von Anbeginn an haben wir zwei Überschriften über
diesen Gesetzentwurf geschrieben. Die eine ist: „die Si-
cherheit des Bürgers“, die zweite ist: „keine Resozialisie-
rungsmöglichkeit versäumen“.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich kann das
auch anders formulieren: Ja, Sicherungsverwahrte sind ein
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ganz besonderer Kreis, Gott sei Dank ein ausgesprochen
kleiner Kreis. Bei diesen Personen mussten wir in der Ver-
gangenheit immer wieder erleben – das war einer der
Gründe für die Entscheidungen des EGMR wie auch des
Bundesverfassungsgerichts –, dass Zukunftsprognosen
nicht immer zutreffend waren. Hier ist jedoch die Folge ei-
ner falschen Prognose, dass jemandem unberechtigterweise
seine Freiheit entzogen wurde. Das ist eine ganz andere
Folge, als wenn man sich einmal in einem anderen Fall –
ich sage das hier in 25 Gänsefüßchen – irrt. Umso präziser
muss man hier arbeiten. Als Einziger hat der Staat das Mo-
nopol, die Freiheit seiner Bürger zu begrenzen, ja sogar für
einen gewissen Zeitraum zu entziehen. Mit diesem Mono-
pol kann er aber, auch in den Augen der Bürger, nur dann
vernünftig umgehen, wenn er für die verschiedenen Maß-
nahmen, die er ergreifen kann, jeweils die Kriterien anlegt,
die die – und das setze ich jetzt wieder in viele Anfüh-
rungszeichen – Fehlerquote so gering wie irgend möglich
halten.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, heute Morgen
haben wir schon über die praktische Maßnahme im Zusam-
menhang mit dem Staatsvertrag mit Thüringen gesprochen.
In meinen, in unseren Augen, aber auch in den Augen vie-
ler Kolleginnen und Kollegen Justizminister und -senato-
ren anderer Länder ist uns das auf der Ebene mit diesem
Gesetzentwurf gelungen. Meine sehr verehrten Damen und
Herren, es macht schon zufrieden, wenn man bei einem
derart sensiblen Bereich von den verschiedensten Anzuhö-
renden gesagt bekommt, man sei sehr sensibel vorgegan-
gen. Eines habe ich in der Anhörung nie gehört – und ich
war die ganze Zeit im Raum und habe zugehört –: dass ir-
gendjemand gesagt hat, dieser Gesetzentwurf, den wir als
Landesregierung eingebracht haben und der, wie ich jetzt
weiß, leider von den Regierungsfraktionen alleine, aber mit
einer überwältigenden Mehrheit beschlossen werden wird,
sei nicht liberal.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich will Ihnen
einfach nur sagen, damit Sie es wissen, denn Sie waren
nicht alle dabei, Sie konnten auch nicht alle dabei sein,
dass der Vertreter der Bayerischen Staatsregierung gesagt
hat – er hat das auf Bayerisch getan, ich will das hier nicht
wiederzugeben versuchen –, dieser Gesetzentwurf sei ei-
gentlich gut, aber fast in jedem Punkt ein bisschen liberaler
als im Freistaat Bayern.

(Beifall bei der FDP und des Abg. Kurt Wiegel
(CDU))

Das habe ich mit großer Freude zur Kenntnis genommen.
Herr Kollege Frömmrich, das können wir alle im Protokoll
nachlesen.

Vielleicht war das auch die Antwort dieser Hessischen
Landesregierung. Ich habe das eben, diese ganz besonders
prägnante, aber auch gefährliche Schnittstelle zwischen der
Sicherheit für die Bürgerinnen und Bürger auf der einen
Seite und der Freiheit für den Einzelnen auf der anderen
Seite, deutlich gemacht. Wir tun dies mit einer gewissen
Portion an Selbstbewusstsein. Wir wollen die Sicherheit
der Bürgerinnen und Bürger sehr intensiv schützen, aber
auf der anderen Seite wollen wir einer solchen Person noch
einmal die Chance geben – ich sage bewusst „noch ein-
mal“, denn wir reden hier von Personen, denen in aller Re-
gel schon zehn, 15 oder 20 Jahre lang die Freiheit entzogen
wurde –, wieder in die Gesellschaft zurückzukommen, oh-
ne dass sie erneut Konflikte mit der Gesellschaft haben.

Ich will jetzt gar nicht mehr auf die Detaildebatte einge-
hen, weil die Kolleginnen und Kollegen Abgeordneten das
sehr ausführlich und vollkommen richtig getan haben. Bei
dem Thema Arbeitspflicht wird deutlich, was das Bundes-
verfassungsgericht gemeint hat und was wir auch meinen.
Ja, wir haben die Aufgabe aus Karlsruhe bekommen, den
Einzelnen immer wieder zu motivieren, sich dem Ar-
beitsprozess zu stellen.

Wir haben aber aus Karlsruhe die Verpflichtung bekom-
men, in dieser Frage als Staat nicht abschließend in den
Lebenslauf dieser Personen einzugreifen. Genau das hat
das Landgericht Marburg festgeschrieben. Ich empfehle Ih-
nen dringend die Lektüre dieses Urteils. Es hat Bezug ge-
nommen auf den Gedankengang, den das Bundesverfas-
sungsgericht festgeschrieben hat. Ich will es jetzt in einer
flapsigen Form zusammenfassen: Ihr müsst sie motivieren,
zu arbeiten, ihr dürft sie aber nicht verpflichten. – Das ist
die Botschaft von Karlsruhe. Das passt in die Logik dieser
Entscheidung. Das passt auch in die Logik der Entschei-
dung, die der EGMR in Straßburg getroffen hat, dass näm-
lich den Sicherungsverwahrten früher viel zu viel vorge-
schrieben worden ist. Freiheit wurde entzogen, obwohl
nicht sicher war, ob es sich tatsächlich um gefährliche Per-
sonen handelt. Die Freiheit wurde entzogen, weil die Ver-
wahrung ähnlich organisiert war wie der Vollzug.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, fallen wir doch
bei dem Thema Arbeitspflicht nicht wieder in dieses Raster
herein. Ich bin der festen Überzeugung, wenn diese Frage
irgendwann einmal von Karlsruhe entschieden werden
muss, dann wird Karlsruhe antworten: Eure Aufgabe als
Gesetzgeber ist, die Sicherungsverwahrten zur Arbeit zu
motivieren. Alle Möglichkeiten von Fachberatung und an-
deren Angeboten müssen dabei herangezogen werden.
Verpflichten darf man zur Arbeit jedoch nicht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Das hat die Fraktionen von CDU und FDP dazu motiviert,
Ihnen heute diese Entscheidung in der Zweiten Lesung so
vorzulegen.

Eine letzte Bemerkung. Wir beenden, jedenfalls für die Si-
cherungsverwahrten – ich wette einen hohen Einsatz, dass
wir es auch bald für den Strafvollzug übernehmen wer-
den –, in diesem Haus eine Diskussion über die Zahl der
Gutachten. Ende der Achtzigerjahre war diese Debatte eine
andere – damals sah auch dieses Haus noch etwas anders
aus.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Staatsminister, darf ich Sie an die Redezeit der Frak-
tionen erinnern?

Jörg-Uwe Hahn, Minister der Justiz, für Integration
und Europa:

Ja. – Wir haben damals begonnen, zu überlegen, ob wir
einen oder zwei Gutachter benötigen. Herr Kollege Gerling
und ich sind 1987 in den Landtag eingezogen. Wir können
uns an viele Debatten, insbesondere in den Neunzigerjah-
ren, zu diesem Thema erinnern. Damals gab es ein Frakti-
onsdurcheinander. Da kämpfte nicht der eine Block gegen
den anderen, sondern es gab diejenigen, die gesagt haben,
es bestehe die Gefahr, dass es zu einer Annäherung zwi-
schen dem Gutachter und dem Probanden kommen könne,
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weshalb eine Supervision durchgeführt werden müsse. Da-
mals haben wir uns darauf geeinigt, dass immer zwei Gut-
achter gehört werden sollen.

Wir haben in der Anhörung die Praxis und die dafür zu-
ständigen Richter gehört, nach dem Motto: Die Entschei-
dung könnt ihr uns überlassen, ob ein oder zwei Gutachter
benötigt werden. Im konkreten Fall können wir das besser
entscheiden. – Sie haben recht. Ich bin dankbar, dass die
die Landesregierung tragenden Fraktionen von CDU und
FDP diese andere Lösung, als wir sie vorher vorgesehen
hatten, mit aufgenommen haben. Nun ist das Ermessen der
unabhängigen dritten Gewalt, für die Richterinnen und
Richter in den entsprechenden Kammern der Landgerichte,
gewährleistet.

Ich sage noch einmal: vielen Dank. – Das war ein hartes
Thema gewesen. Das ist nicht einfach mal so nebenbei zu
machen. Es geht darum, dass der Staat Freiheit von Perso-
nen entzieht. In diesem Punkt hat Herr Kollege Dr. Wilken
recht, aber leider nur in diesem einen Punkt, sie haben ihre
Strafe bereits – –

(Zuruf des Abg. Willi van Ooyen (DIE LINKE))

– Ja, Herr Kollege van Ooyen, flapsig heißt es „abgeses-
sen“. Danke, ich zitiere Sie jetzt. Als Justizminister müsste
ich eine viel juristischere Formulierung finden. – Es ist
keine Alltagsarbeit, ein Prognose darüber abzugeben, ob
eine Person gefährlich sein kann oder nicht. Diese Arbeit
zu machen ist keine Alltagsarbeit.

Ich bedanke mich ausdrücklich bei allen Kolleginnen und
Kollegen im Rechts- und Integrationsausschuss. Ich bedan-
ke mich auch bei dem Vorsitzenden Herrn Dr. Blech-
schmidt dafür, wie die Anhörung organisiert worden ist.

Meine sehr verehrten Damen und Herren, wir werden mit
diesem Gesetzentwurf, der hoffentlich heute noch zum Ge-
setz wird, Maßstäbe in Deutschland setzen. Als Mitglied
der Freien Demokratischen Partei sage ich: eigentlich so
wie Bayern, aber immer ein bisschen liberaler. – Vielen
herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Damit sind wir am Ende der De-
batte. Es wurde auch kein Antrag auf eine dritte Lesung
gestellt.

Ich lasse jetzt über den Gesetzentwurf der Landesregierung
für ein Zweites Gesetz zur Schaffung und Änderung hessi-
scher Vollzugsgesetze, Drucks. 18/6972 zu 18/6068, ab-
stimmen. Wer diesem Gesetzentwurf seine Zustimmung
gibt, der hebe bitte die Hand. – Das sind die Fraktionen
von CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? – Das ist die
Fraktion DIE LINKE. Wer enthält sich? – Das sind die
Fraktionen von SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN.
Damit ist dem Gesetzentwurf in zweiter Lesung zuge-
stimmt worden, und er wird hiermit zum Gesetz erhoben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich rufe Tagesordnungspunkt 8 auf:

Große Anfrage der Fraktionen der CDU und der FDP
betreffend Handwerk in Hessen – Herausforderungen
und Chancen – Drucks. 18/5979 zu Drucks. 18/4598 –

Man hat mir signalisiert, dass die Redezeit auf 7,5 Minuten
reduziert wird. Als erster Redner hat sich Herr Kollege
Landau von der CDU-Fraktion zu Wort gemeldet. Herr
Kollege Landau, Sie haben das Wort.

Dirk Landau (CDU):

Frau Präsidentin, liebe Kolleginnen und Kollegen! Im letz-
ten Jahr beschrieb der Präsident der Handwerkskammer
Wiesbaden, Klaus Repp, anlässlich des Jahresempfangs die
konjunkturelle Situation des Handwerks mit den Worten
„gute Stimmung pur“ und „sonnige Aussichten“. Damit
gab er die Stimmung der Betriebe wieder, die so zuletzt
Anfang der Neunzigerjahre, nach der Wiedervereinigung,
erreicht wurde.

Auch die „Deutsche Handwerks Zeitung“ berichtete, dass
sich die Einschätzung über die aktuelle und künftige Lage
in den Handwerksbetrieben nahezu auf einem Allzeithoch
befindet.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, ein derart aufgestelltes
hessisches Handwerk ist eine Stütze unserer Wirtschaft,
auf deren Tragfähigkeit man sich verlassen kann.

(Beifall bei der CDU)

So wie der Mittelstand Säule der Wirtschaft ist, so ist das
Handwerk ein tragender Pfeiler des Mittelstands. Mit ei-
nem Umsatz von rund 30 Milliarden € ist das hessische
Handwerk ein echter Wirtschaftsmotor.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Dabei werden etwa zwei Drittel des Gesamtumsatzes in ei-
nem Umkreis von 30 km Entfernung um den Betriebsort
herum erwirtschaftet. Das sorgt für eine Verwurzelung in
der Region.

Weitere Eigenheiten des Handwerks sind, dass die hand-
werklichen Betriebe in der Regel klein, d. h. mit im Schnitt
nicht einmal fünf Beschäftigten und inhabergeführt, sind.
Das führt zu engen Bindungen zwischen Chef und Be-
schäftigten. Die Einheit von unternehmerischer Entschei-
dung und persönlich haftenden Gesellschaftern in den Fa-
milienbetrieben führt zu einer besonderen Verantwortung,
von der die ganze Gesellschaft profitiert.

Zudem prägen hohe Innovationskraft und Flexibilität das
Handwerk. Wer Qualität sucht, wird im hessischen Hand-
werk gut bedient.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, das hessische Handwerk
nimmt in hohem Maß soziale Verantwortung wahr. In den
nunmehr 75.000 Betrieben im Land arbeiten 330.000 Be-
schäftigte und etwa 27.500 Auszubildende. Diese Zahl be-
legt die hohe Ausbildungsquote des Handwerks in über
120 Berufen.

26,5 % aller neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge
entfallen auf das Handwerk. Dabei arbeiten nur 10,4 % al-
ler Beschäftigten in handwerklichen Betrieben. Neben ei-
ner überdurchschnittlichen Ausbildungsleistung werden in
keinem anderen Bereich so viele Menschen gezielt auf die
Selbstständigkeit vorbereitet wie im Handwerk.

Ein praxisnaher Wissenstransfer garantiert sowohl in der
Gesellen- als auch in der Meisterausbildung eine hohe Be-
schäftigungsfähigkeit jeder neuen Handwerkergeneration.
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Einen besonders erfolgreichen Weg ins Handwerk weist
die Landesregierung seit einigen Jahren Schülern, die in
der Hauptschule Probleme haben. Ich rede von den soge-
nannten SchuB-Klassen. Die allermeisten Teilnehmer
schaffen es, drohende Perspektivlosigkeit zu überwinden
und mit einer abgeschlossenen Handwerkslehre ins Berufs-
leben zu starten. Dieser Weg lohnt sich für alle.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Wie die Gesellschaft, so steht auch das Handwerk vor Her-
ausforderungen. Der technische Fortschritt und der wirt-
schaftliche Wandel verändern Berufsbilder. Demografie
und Integration bedingen Anpassungen. Die langfristige
Sicherung von Fachkräftenachwuchs erfordert neue Strate-
gien. Laut einer Umfrage der deutschen Industrie- und
Handelskammern sehen viele im Fachkräftemangel ein
sehr, sehr großes Problem. Aktuell beziffern das 35 % der
befragten Unternehmen als ein großes Problem.

Ferner ist eine zuverlässige und langfristige Unterneh-
mensfinanzierung ein wichtiges Thema. Die bisherige Kul-
tur der Mittelstands- und Handwerkskredite, die zur Stär-
kung des Handwerks beigetragen haben, ist durch Basel III
bedroht. Man muss an dieser Stelle den Vorstoß von SPD-
Chef Sigmar Gabriel ansprechen, der sich der Initiative
„UmFairTeilen“ angeschlossen hat. Diese verlangt eine
Vermögensabgabe, einen höheren Spitzensteuersatz und
natürlich auch eine höhere Erbschaftsteuer. Diese Form der
Umverteilung würde Tausende von Handwerksbetriebe mit
persönlich haftenden Inhabern treffen. Der Generalsekretär
des Zentralverbands des Deutschen Handwerks, Holger
Schwannecke, sagt völlig zu Recht: „Wer jetzt davon
spricht, Reichen ihre Vermögen wegzusteuern, erzählt
auch nicht die ganze Wahrheit. Es geht dabei eben nicht
um die wenigen wirklich Reichen, es geht um höhere Steu-
ern für den Mittelstand.“ So ist es.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Wer im Handwerk und im Mittelstand gleichwohl finanzi-
elle Hilfe benötigt, der wird vom Land Hessen nicht im
Stich gelassen. Mit dem Programm „Kapital für Kleinun-
ternehmen“ können Nachrangdarlehen in Höhe von 25.000
bis 75.000 € pro Antrag gewährt werden. Ferner wurde das
Sonderprogramm Betriebsmittelbürgschaften aufgelegt,
das eine wertvolle finanzielle Überbrückungshilfe leistet.

Das hessische Handwerk hat von den Konjunkturpaketen,
bei denen die energetische Sanierung eine große Rolle
spielte, politisch gewollt, im Ergebnis spürbar profitiert.
Knapp 80 % der Aufträge, die in erster Linie an das Bau-
und an das Ausbaugewerbe gingen, kam aus dem Hessen-
land.

Liebe Kolleginnen und Kollegen, die Zufriedenheit des
Handwerks mit der Politik ist noch nicht ganz hergestellt.
Da gibt es noch einiges zu tun. Ganz oben steht der Büro-
kratieabbau. Es wird aber anerkannt, dass die Landesregie-
rung bereits aktiv war und z. B. mit der Einrichtung der
hessischen Ausschreibungsdatenbank dem Handwerk eine
nützliche Hilfe anbietet. Auch das Requalifikationsregister
wäre hier zu nennen, das im Vergabeverfahren die ewig
gleichen Qualifikationsnachweise erspart. Wenn nun noch
das Hessische Mittelstandsförderungs- und Vergabegesetz
kommt, das laut Pressemitteilung des hessischen Hand-
werkstags als inhaltlich guter und wichtiger Beitrag zur
Zukunftssicherung gesehen wird, dann kann eine hohe Zu-

friedenheit des hessischen Handwerks mit der hessischen
Landespolitik festgestellt werden.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Liebe Kolleginnen und Kollegen, abschließend möchte ich
feststellen: Das hessische Handwerk ist vielseitig und zu-
kunftsfähig. Es ist die sympathische Wirtschaftsmacht von
nebenan, die unseren Zuspruch durchaus verdient hat.

(Beifall bei der CDU und bei Abgeordneten der
FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Landau. – Als nächster Redner
hat sich Kollege Schaus von der Fraktion DIE LINKE zu
Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege Schaus, Sie ha-
ben das Wort.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Mit großem Interesse habe ich die Ausführungen der Lan-
desregierung zum Stand des hessischen Handwerks gele-
sen. Hier findet sich tatsächlich eine Reihe brauchbarer
Zahlen.

Bis dato habe ich allerdings gedacht, dass nur die Anfragen
unserer Fraktion mit so viel politischer Lyrik bedacht wer-
den würden und nur bei uns auf viele wichtige Fragen ein-
fach keine konkreten Antworten gegeben würden. Aber bei
dieser Anfrage war das genauso.

Gerade angesichts der großen strukturellen Unterschiede
zwischen den Regionen Hessens wäre es für uns wichtig,
regionalspezifische Informationen über das Handwerk zu
erhalten. Die fehlen leider. In Anbetracht der Zeit kann ich
auf dieses sehr umfangreiche Werk natürlich nicht im De-
tail eingehen, will aber einige Punkte herausgreifen.

Die Ausbildungssituation wird sehr ausführlich behandelt.
Es ist in der Tat so, dass das hessische Handwerk eine
überdurchschnittlich hohe Zahl an Ausbildungsplätzen bie-
tet. Das wollen wir an dieser Stelle anerkennen. Obwohl
die Zahl der Beschäftigten im hessischen Handwerk ledig-
lich 10,4 % der Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer aus-
macht, beträgt die Ausbildungsplatzquote 26,5 %. 9 % al-
ler Handwerker sind Auszubildende. Das ist eine Quote,
die höher ist als die von den Gewerkschaften geforderte
Ausbildungsquote für alle Betriebe von 7 %, die Grundlage
für eine Ausbildungsplatzumlage werden soll.

Von dieser hohen Ausbildungsquote profitieren die Indus-
trie- und Dienstleistungsbetriebe, die prozentual leider nur
unterdurchschnittlich viele ausbilden. Genau an diesen
Zahlen wird aber deutlich, dass eine Ausbildungsplatzum-
lage, gezahlt z. B. von der Industrie, eigentlich denen – al-
so den Handwerkern – nützen würde, die überdurchschnitt-
lich viele ausbilden. Das würde den Handwerksbetrieben
letztendlich zusätzliche Mittel bringen, wenn sie vonseiten
der Politik unterstützt würden.

Festzustellen ist im Übrigen auch, dass 56 % der Auszubil-
denden im hessischen Handwerk einen Hauptschulab-
schluss und 35 % einen Realschulabschluss vorzuweisen
haben, während nur 7 % eine Fachoberschule oder höhere
Schulbildung haben. Das Handwerk bietet also gerade die-
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sen Schülerinnen und Schülern wichtige Perspektiven. Das
gilt es zu erhalten und weiterzuentwickeln.

(Beifall bei der LINKEN)

Was zur Perspektive der Auszubildenden aber auch noch
gesagt werden muss: Bestimmte Berufsbilder gelten als
wenig attraktiv, weil sie ein schlechtes Image haben, wie
die Landesregierung in ihrer Antwort selbst schreibt. Die-
ses Image rührt daher, dass sich unter jungen Leuten natür-
lich herumspricht, in welchen Branchen die Ausbildung
Spaß macht, gut strukturiert wird, aber auch, wo die Aus-
bildungsvergütung gering ist und Auszubildende in der
„Produktion“ eingespannt werden. Wenn Sie sich einmal
an Berufsschulen umhören – nicht bei den Schulleitungen,
sondern bei den Schülerinnen und Schülern –, bekommen
Sie zum Teil Geschichten erzählt, die zum Inhalt haben,
dass im Handwerk junge Menschen in der betrieblichen
Ausbildung oft schon nach wenigen Wochen vollständig in
die Arbeitsabläufe einbezogen werden – sozusagen lear-
ning by doing –, dass für sie wenig Betreuung zur Verfü-
gung gestellt wird oder gestellt werden kann. Das erscheint
in der Antwort der Landesregierung als „Probleme im Be-
trieb“, die „zentrale Ursache für einen potenziellen Ausbil-
dungsabbruch darstellen“.

Natürlich spielt für junge Menschen auch eine Rolle, wie
hoch die Ausbildungsvergütung ist. Die schwankt in den
unterschiedlichen Branchen ganz erheblich. Es ist wenig
nachvollziehbar, wieso in einigen Branchen nur wenige
Hundert Euro und in anderen Branchen des Handwerks
über 1.000 € Ausbildungsvergütung gezahlt werden.

Wer sich darüber Gedanken macht, warum bestimmte Aus-
bildungsberufe nicht so beliebt sind, sollte besser bei den
Problemfeldern ansetzen, als auf die „gute Idee“ zu kom-
men, eine Imagekampagne zu starten.

Der Fachkräftemangel kann und sollte aber auf jeden Fall
angegangen werden, und zwar so, dass die hiesige Wirt-
schaft ihre hiesigen Fachkräfte ausbildet. Die Anwerbung
ausländischer Fachkräfte – wir sprechen hier meist nicht
von Kernphysikern, sondern von Pflegekräften oder eben
von Handwerkern – läuft letztendlich doch darauf hinaus,
dass wir die Ausbildungsleistung anderer Volkswirt-
schaften absaugen und ihnen damit zusätzliche Probleme
schaffen, die wir selbst lösen und auch offensiv angehen
sollten.

Da mein werter Vorredner die Kampagne „UmFairTeilen“
angesprochen hat – im Übrigen eine Kampagne, die auf ei-
nem breiten Bündnis von Gewerkschaften, karitativen und
kirchlichen Trägern sowie Sozialverbänden beruht –, will
ich sagen, dass ich es für völlig deplatziert halte, das Hand-
werk vorzuschieben, um eine Argumentationskette gegen
die Forderung der Initiative „UmFairTeilen“ aufzubauen.
Es ist eine falsche Darstellung – im Handwerk könnte das
falsch verstanden werden –, wenn es heißt, dass die Forde-
rung nach einer Vermögens- und Erbschaftsbesteuerung
das Betriebsvermögen beinhalten würde.

Das ist aber nicht die Forderung des breiten Bündnisses
„UmFairTeilen“, sondern es bezieht sich bei seiner Forde-
rung z. B. nach einer Vermögensbesteuerung tatsächlich
auf die privaten Vermögen, nicht auf die betrieblichen. In
der Hinsicht gibt es sehr viel. Es gibt auch sehr viele Stim-
men, die das unterstützen. Ich finde es völlig falsch, wenn
bei Ihnen das Handwerk als Begründung dafür herhält, die
Erfüllung der richtigen Forderung nach einer richtigen Be-

steuerung der Reichen und Vermögenden zu verhindern.
Aus Ihrer Position heraus ist das aber verständlich.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Kommen Sie bitte zum Ende Ihrer Rede.

Hermann Schaus (DIE LINKE):

Frau Präsidentin, ich komme zum Schluss. – Ich denke,
dass Aufrufe wie der von Anfang August letzten Jahres,
bei dem zahlreiche Verbände, unter ihnen die Bundesverei-
nigung Mittelständischer Bauunternehmen, auf den großen
Investitionsstau der öffentlichen Hand insbesondere bei
Verkehrsinfrastrukturprojekten und die Reduzierung der
Quote öffentlicher Investitionen hingewiesen haben, ein
wichtiges Signal in dieser Debatte sind, wenn es darum
geht, festzustellen: Die öffentlichen Hände sind gerade für
den Erhalt des Handwerks in der Region von besonderer
Bedeutung. Das muss unterstützt werden. – Vielen Dank.

(Beifall bei der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Schaus. – Als nächster Redner
hat sich Kollege Klose vom BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
zu Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege, Sie haben
das Wort.

Kai Klose (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN):

Verehrte Frau Vizepräsidentin, liebe Kolleginnen und Kol-
legen! Das hessische Handwerk – das hat es uns anlässlich
seiner jüngsten Betriebsumfrage selbst mitgeteilt – präsen-
tiert sich in robuster Verfassung. 83 % der Betriebe be-
trachten ihre aktuelle Geschäftslage als gut oder befriedi-
gend. Das sind gute Zahlen für die hessischen Handwerke-
rinnen und Handwerker sowie für die Handwerksbetriebe;
denn sie sind das Rückgrat unserer Realwirtschaft.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichwohl wissen wir alle, dass die Einschätzung der
Konjunktur raschen Wandlungen unterliegt. Um die um-
fangreiche Antwort der Hessischen Landesregierung auf
die Große Anfrage zur Situation des Handwerks einordnen
zu können, lohnt sich deshalb auch – über den hessischen
Tellerrand hinaus – ein Blick auf die ökonomischen Rah-
menbedingungen.

Da zeigt sich, dass die Gegensätze zwischen der Finanz-
und der Realwirtschaft, zwischen dem Norden und dem
Süden Europas sowie zwischen der Entwicklung unserer
Exportmärkte und der Entwicklung des Binnenmarktes das
wirtschaftspolitische Geschehen prägen und sich weiter
verschärfen. Gerade was den letzten Punkt, nämlich den
vermeintlichen Gegensatz zwischen Export und Binnen-
wirtschaft, angeht, scheint sich inzwischen auch in
Deutschland eine etwas ausgewogenere Beurteilung durch-
zusetzen, was wir GRÜNE begrüßen.

Wenn Sie deshalb in Ihrer Antwort darauf hinweisen, dass
die Handwerksbetriebe sich ergebende Exportchancen er-
greifen, sage ich: Das ist zwar richtig; richtig ist allerdings
auch, dass die deutsche Volkswirtschaft deutliche Leis-
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tungsbilanzüberschüsse aufweist, während unsere europäi-
schen Partnerländer Leistungsbilanzdefizite zu verzeichnen
haben. Deshalb ist in der gegenwärtigen Wirtschaftslage
gerade die Binnennachfrage von großer Bedeutung. Der-
zeit kann das Handwerk gerade hier seine Chancen nutzen,
und das macht es auch.

Mit Blick auf die Weiterentwicklung des europäischen Ar-
beitsmarktes und den Fachkräfteaustausch innerhalb Euro-
pas begrüßen wir es ausdrücklich, wenn die Transparenz
und die Vergleichbarkeit europäischer Bildungsabschlüsse
weiter verbessert werden, wie Sie das in Ihrer Antwort an-
kündigen. Das Handwerk liefert nicht nur Waren und
Dienstleistungen, sondern es stellt auch hervorragendes
Personal bereit.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Im letzten Ausbildungsjahr wurden im hessischen Hand-
werk 10.500 neue Ausbildungsverträge abgeschlossen. Ich
möchte besonders hervorheben, dass nach wie vor über die
Hälfte der Auszubildenden im Handwerk einen Haupt-
schulabschluss besitzt und dass der Anteil der Auszubil-
denden mit Migrationshintergrund im hessischen Hand-
werk 10 % beträgt und damit fast doppelt so hoch ist wie
im Bundesdurchschnitt.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Handwerk trägt mit seiner verlässlichen Ausbildungs-
leistung zur Kontinuität in der Berufsausbildung über alle
Konjunkturzyklen hinweg bei. Dafür bedanken wir uns
ausdrücklich.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Gleichzeitig können wir nicht darüber hinwegsehen, vor
welchen Herausforderungen das hessische Handwerk steht.
Der Umsatz des Handwerks lag 2011 unterhalb des Umsat-
zes um die Jahrtausendwende. Die Mitarbeiterzahl ist in
demselben Zeitraum ebenfalls zurückgegangen. Auch das
Handwerk unterliegt ganz offensichtlich einem Struktur-
wandel.

Während die Betriebszahlen im Bau- und Ausbaugewerbe
seit 1999 gestiegen sind, nimmt die Zahl der Betriebe des
Nahrungsmittelgewerbes deutlich ab. Hier schlägt sich der
Trend zu einer weiteren Filialisierung, beispielsweise bei
Bäckern und Metzgern, brutal nieder. Das kann man als
Zeichen funktionierenden Wettbewerbs sehen; es deutet
aber auch auf ein Problem hin.

Meine Damen und Herren, eine weitere Herausforderung,
vor der das Handwerk steht – das geht aus Ihrer Antwort
klar hervor –, ist die unzureichende Eigenkapitalausstat-
tung vieler Handwerksunternehmen. Mehr als ein Drittel
aller Unternehmen muss mit einem Eigenkapitalanteil von
unter 10 % wirtschaften. Das zeigt zum einen, dass, wie in
der Gesamtgesellschaft, offensichtlich auch im Handwerk
die Vermögenswerte ungleich verteilt sind, und zum ande-
ren, dass da ein Problem besteht; denn die Programme zur
Mittelstandsförderung, die die Landesregierung in ihrer
Antwort schildert, mögen zwar akute Kapitalengpässe lin-
dern, ersetzen aber eine bessere Eigenkapitalausstattung
nicht.

Die Zahl der Existenzgründungen im hessischen Handwerk
nimmt dennoch tendenziell zu, vor allem bei den zulas-
sungsfreien Handwerken, z. B. bei den Gebäudereinigern,
den Fliesenlegern und Raumausstattern. Der Zusammen-
hang liegt auf der Hand. Ich finde es zumindest bemer-

kenswert – wir werden später sicherlich noch einmal dar-
auf zurückkommen –, dass die Landesregierung in ihrer
Antwort aus einer Studie zitiert, wonach kleine bis mittel-
große Handwerksbetriebe durch die Ausweitung von PPP-
Vorhaben benachteiligt sind.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): So ist es!)

Meine Damen und Herren, lassen Sie uns nach den Her-
ausforderungen vor allem über die Chancen sprechen. Sie
selbst betonen die Chancen der Energiewende für das
Handwerk. Da kann ich Ihnen nur sagen: willkommen in
der Gegenwart.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Das Handwerk hat grünen Boden. Das ist seit vielen Jahren
unsere Rede.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Die dezentrale Energieversorgung durch erneuerbare Ener-
gien und energetische Gebäudesanierungen bringen den
Klimaschutz voran und sichern den Beschäftigungsaufbau
im Handwerk, vor allem in den kleinen, regional tätigen
Unternehmen.

(Zuruf des Abg. Holger Bellino (CDU))

Solange die Atomkraftwerke vor sich hin liefen, haben Sie
die Potenziale im Handwerk, die durch den Umstieg auf
erneuerbare Energien sowie durch Energieeinsparungen
und Energieeffizienz entstehen, nicht die Spur interessiert.

(Holger Bellino (CDU): Das glauben Sie doch selbst
nicht!)

Im Gegenteil, Schwarz-Gelb – nicht nur im Bund, sondern
auch unter tätiger Mithilfe der Hessischen Landesregierung
– fügt Industrie und Handwerk durch das jahrelange Hin
und Her großen Schaden zu. Der Ausbau der Windenergie
und des Stromnetzes stocken, der Solarbranche werfen Sie
gezielt Knüppel zwischen die Beine, und beim Thema
Energieeinsparung und Energieeffizienz passiert viel zu
wenig.

Die FDP will – wir haben es gestern erneut gehört – das
Erneuerbare-Energien-Gesetz am liebsten abschaffen. Das
ist ein Gesetz, das gerade dem Handwerk eine ungeheure
konjunkturelle Dynamik beschert hat. Es abzuschaffen ist
nicht nur falsch, sondern auch gefährlich, und deshalb ist
es kein Wunder, dass nach einer Umfrage der „Deutschen
Handwerks Zeitung“ 52 % der Handwerksbetriebe meinen,
die Regierung solle endlich klare Entscheidungen zur
Energiewende treffen.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

Wenn Sie in den Ihnen verbleibenden Monaten noch etwas
Positives zur Entwicklung des Handwerks beitragen wol-
len, hören Sie auf, am EEG zu zündeln. Bewegen Sie Ihren
Bundeswirtschaftsminister endlich dazu, seine Hausaufga-
ben zu machen, und lösen Sie die Bremsklötze, die
Schwarz-Gelb – niemand sonst – dem Handwerk in Hessen
und im Bund angelegt hat. – Vielen Dank.

(Beifall bei dem BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und
bei Abgeordneten der SPD)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Klose. – Bevor ich Frau Kolle-
gin Waschke von der SPD-Fraktion das Wort geben möch-
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te, begrüße ich auf der Besuchertribüne unsere ehemalige
Kollegin Evi Schönhut-Keil sehr herzlich. Willkommen,
liebe Evi.

(Beifall)

Liebe Frau Kollegin Waschke, Sie haben das Wort.

Sabine Waschke (SPD):

Sehr verehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Herr Kollege Landau, Sie haben hier vorhin gesagt, die
Handwerkskammern in Hessen haben in einer Pressemit-
teilung das CDU/FDP-Mittelstandsförderungs- und Verga-
begesetz begrüßt. An der Stelle möchte ich Sie doch darauf
hinweisen, dass die Vizepräsidenten der Hessischen Hand-
werkskammern durch die Reihe dieses Gesetz verurteilt
haben und es ablehnen – nur damit wir Klarheit in der Sa-
che haben.

(Günter Rudolph (SPD): Zur Wahrheit!)

In der Beantwortung der Großen Anfrage zur Situation des
hessischen Handwerks sind viele Fakten aufgeführt, die
auch wir als SPD-Fraktion ausdrücklich begrüßen, z. B. die
herausragende Ausbildungsleistung des Handwerks oder
die volkswirtschaftliche Bedeutung der kleinen, der mittle-
ren, aber auch der kleinsten Betriebe, hier insbesondere der
Kreativwirtschaft.

In der Antwort auf die Große Anfrage weist die Landesre-
gierung allerdings auch auf Verbesserungspotenzial hin.
An einer Stelle lesen wir – ich zitiere –:

Von besonderer quantitativer Bedeutung für die Si-
cherung des Fachkräftebedarfs in Hessen ist die Ver-
besserung der Erwerbsquote von Frauen, insbeson-
dere in Vollzeit.

Meine Damen und Herren, ja, das sehen wir ganz genauso.
Aber wir fragen uns: Was brauchen wir noch dieses unsäg-
liche Betreuungsgeld?

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Denn dieses Betreuungsgeld in Kombination mit mangeln-
den Betreuungsangeboten

(Zurufe der Abg. Wolfgang Greilich und Stefan
Müller (Heidenrod) (FDP))

und den immer noch großen Problemen bei der Vereinbar-
keit von Beruf und Familie ist ein Desaster für die hessi-
sche Wirtschaft, wenn man an den Fachkräftemangel
denkt, Herr Kollege Greilich.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN)

Im Abschlussbericht der Fachkräftekommission der Lan-
desregierung ist dann auch wörtlich zu lesen – ich zitiere –:

Es wird empfohlen, Regelungen zu vermeiden, die
darauf abzielen, den Verbleib im Privathaushalt zu
fördern.

Meine Damen und Herren, diplomatischer kann man die
Kritik an dem Betreuungsgeld nicht formulieren. Aber es
trifft genau den Kern. Die 120 Millionen € für Hessen, die
das Betreuungsgeld kosten wird, müssen wir dringend in
Krippen, Kitas und gute Ganztagsgrundschulen investie-
ren. Das ist nämlich das wirkliche Problem der Frauen.

(Beifall bei der SPD)

Gäbe man den Frauen die Chance, ihre Arbeitszeit zu erhö-
hen, wäre schon ein beachtlicher Bedarf an Fachkräften ge-
deckt. Das sagen alle Fachleute.

(Zuruf des Abg. Klaus Dietz (CDU))

Im Westen Deutschlands arbeiten 50,7 % der Frauen in
Teilzeit. Das „WSI GenderDatenPortal“ gibt als Grund Fa-
milienpflichten an. Viele Frauen wollen gar nicht in Teil-
zeit arbeiten. Aber sie müssen es, weil die Strukturen feh-
len. Frauen, die Beruf und Familie vereinbaren wollen,
brauchen passende Rahmenbedingungen. Sie brauchen gu-
te und qualitätsvolle Kinderbetreuung und Ganztags-
schulen. Mit dem geplanten Kinderförderungsgesetz von
CDU und FDP in Hessen gefährden Sie aber eine qualitäts-
volle Kinderbetreuung.

(Alexander Bauer (CDU): Es ist die falsche Rede,
die Sie ablesen! – Judith Lannert (CDU): Thema
verfehlt! – Wolfgang Greilich (FDP): Thema ver-
wechselt, Frau Waschke! – Weitere Zurufe von der
CDU und der FDP)

– Frau Kollegin, hören Sie doch erst einmal zu. Ich mache
das einmal an einem Beispiel deutlich. In den U-3-Grup-
pen sind derzeit acht bis zehn Kinder. Das werden in Zu-
kunft 16 sein. So kleine Kinder können sich in solchen
Gruppen nicht behaupten.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD)

Das wiederum – jetzt wird es deutlich, Frau Kollegin Lan-
nert – bedeutet, dass die kleinen Kinder wieder zu Hause
betreut werden. Das trifft wiederum die Frauen, die zu
Hause bleiben müssen und dem Arbeitsmarkt fehlen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der LIN-
KEN – Lebhafte Zurufe von der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Liebe Kollegen, ein bisschen mehr Ruhe. Man muss die
Rednerin doch verstehen können.

(Lachen bei der FDP – Demonstrativer Beifall des
Abg. Dr. Frank Blechschmidt (FDP))

Sabine Waschke (SPD):

Mütter und Väter brauchen Öffnungszeiten von Krippen,
Kindergärten und Schulen, die sich mit ihren Arbeitszeiten
vereinbaren lassen. Im August dieses Jahres wird in
Deutschland ein Rechtsanspruch – –

(Lebhafte Zurufe von der CDU und der FDP)

– Ich weiß gar nicht, warum Sie sich so aufregen. Wo ist
hier das Problem? Hören Sie doch erst einmal zu.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD – Judith Lannert
(CDU): Das hat gar nichts mit Handwerk zu tun,
was Sie gerade vortragen!)

– Sie haben die Anfrage wohl nicht gelesen.

(Judith Lannert (CDU): Doch!)

Ich habe es vorhin zitiert. Es geht um genau die Frauen, die
dem Arbeitsmarkt fehlen.

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und des Abg.
Willi van Ooyen (DIE LINKE))
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Frau Lannert, deswegen ist die Betreuung ihrer Kinder ein
Problem. Das ist so.

Die Kommunen investieren im Moment sehr intensiv zur
Erreichung des Versorgungsgrads der Kinderbetreuung
von 35 %. Wir wissen schon heute, dass das im Ballungs-
raum nicht reichen wird.

Dann sind wir beim nächsten Thema. Die Ganztagsbetreu-
ungsquote in hessischen Kindergärten beträgt 38,1 %. Das
hilft Frauen, die Vollzeit arbeiten wollen, von denen wir in
der Großen Anfrage gelesen haben, überhaupt nichts.

(Zuruf der Abg. Judith Lannert (CDU))

Den nächsten Bruch haben wir, wenn die Kinder in die
Grundschule gehen. Auch dann haben Frauen ein Problem,
im Beruf in Vollzeit zu verbleiben – was wir wollen –,
weil sie keine qualitätsvolle Kinderbetreuung in den
Schulen haben.

(Zuruf der Abg. Judith Lannert (CDU))

Frau Kollegin Lannert, will man die Frauenerwerbsquote
im Handwerk steigern, wie es in der Antwort auf die Große
Anfrage steht, insbesondere in Vollzeit, dann brauchen wir
eine ordentliche Kinderbetreuung, die passt. Ich sage Ih-
nen: Diese Anstrengung lohnt sich allemal.

„Muskelkraft, Männerberufe und Mädchen mit Mut – Im-
mer mehr Frauen fassen im Handwerk Fuß“, so titelte die
„Deutsche Handwerks Zeitung“ vor einiger Zeit.

Sie müssen zur Kenntnis nehmen, auch Sie, Frau Lannert,
dass bereits heute jede vierte Gründung im Handwerk
durch eine Frau erfolgt. Jede fünfte Meisterprüfung in
Deutschland legt eine Frau ab.

(Zuruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Diese Studie kommt von der Fachhochschule des Mittel-
standes in Bielefeld.

(Timon Gremmels (SPD): Hört, hört!)

Aber die Probleme beginnen für die Frauen, wenn sie Müt-
ter werden, weil die Rahmenbedingungen in Hessen nicht
stimmen. Ich habe es aufgezeigt. Viele gut ausgebildete
Frauen geben ihren Beruf auf, weil sie gar keine Alternati-
ve haben, obwohl sie das gar nicht wollen. Wiederum feh-
len sie der hessischen Wirtschaft als Fachkräfte.

(Beifall bei der SPD und des Abg. Willi van Ooyen
(DIE LINKE) – Zuruf des Abg. Helmut Peuser
(CDU))

Die Landesregierung hat das, im Gegensatz zu der FDP-
und der CDU-Fraktion, offensichtlich erkannt und gesagt:
Hier gibt es noch einiges zu tun. – Das haben wir genauso
gesehen. Wir haben Vorschläge gemacht und warten jetzt
darauf, welche Maßnahmen die Landesregierung vorlegen
wird. Denn nach der Debatte gerade eben ist von den Frak-
tionen von CDU und FDP gar nichts mehr zu erwarten.
Aber Sie haben nicht mehr viel Zeit dafür. – Vielen Dank.

(Beifall bei der SPD und der LINKEN)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Frau Kollegin Waschke. – Als nächster Red-
ner hat sich Herr Kollege Lenders von der FDP-Fraktion
zu Wort gemeldet. Bitte schön, Herr Kollege Lenders, Sie
haben das Wort.

(Wolfgang Greilich (FDP): Hast du die richtige Re-
de? – Stefan Müller (Heidenrod) (FDP): Jetzt zur In-
nenpolitik!)

Jürgen Lenders (FDP):

Sehr geehrte Frau Präsidentin, meine Damen und Herren!
Liebe Kollegin Waschke, das Gelächter und die Verwun-
derung in diesem Hause waren wahrscheinlich so groß,
weil wir den Eindruck hatten, das ist die falsche Rede.

(Beifall bei Abgeordneten der FDP – Sabine Wasch-
ke (SPD): Wenn man es nicht verstehen will! – Zu-
ruf der Abg. Petra Fuhrmann (SPD))

Sie hatte überhaupt nichts mit der Großen Anfrage zum
Handwerk zu tun. Sie sind leider überhaupt nicht auf die
Details eingegangen und haben, das muss man sagen, in
Teilen auch noch eine falsche Wahrnehmung.

Das Handwerk lässt keine Gelegenheit aus – in Veranstal-
tungen, auf parlamentarischen Abenden, in Veröffentli-
chungen –, das Mittelstandsförderungs- und Vergabegesetz
von CDU und FDP in den höchsten Tönen zu loben. Ich
weiß nicht, auf welchen Veranstaltungen Sie gewesen sind.
Zumindest auf denen, die Sie hätten erreichen können, hät-
ten Sie das wahrnehmen können.

(Sabine Waschke (SPD): Ich gebe Ihnen eine Liste!)

Da wird ganz ausdrücklich gelobt, dass wir niedrige Hür-
den für das Handwerk haben, dass wir die hohen Vergabe-
grenzen aus dem Konjunkturprogramm festgeschrieben ha-
ben – eine zentrale Forderung des hessischen Hand-
werks –, dass es eine klare Ablehnung von vergabefremden
Kriterien gibt – gleichzeitig wird der SPD-Entwurf in die
Kritik genommen – und dass es eine klare Mittelstandsde-
finition gibt. Auch der Grundsatz „privat vor Staat“ ist eine
klare Forderung des hessischen Handwerks. Damit hat die
SPD manchmal ihre Schwierigkeiten. Meine Damen und
Herren, wir haben es umgesetzt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Wir haben das auch schon an anderer Stelle gemacht, mit
dem Kapital für Kleinunternehmen oder auch mit dem
Wohnraumförderungsgesetz; denn das sind auch alles
Maßnahmen, die direkt und indirekt vor allen Dingen dem
hessischen Handwerk zugutekommen.

Meine Damen und Herren, die Anfrage ist sehr umfang-
reich, sehr detailliert, und sie wird dazu dienen, dass wir
unsere Entscheidungen noch zielgerichteter treffen können
und dass wir die Maßnahmen zur Förderung der Wirt-
schaft, der hessischen Handwerksbetriebe, noch zielgerich-
teter ausrichten können. An der Stelle sei auch der Verwal-
tung der Landesregierung einmal vielen Dank für diese de-
tailgenaue Arbeit gesagt.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Ich finde es sehr schön, dass die Landesregierung in ihrer
Antwort vor allen Dingen den Aspekt der Familienunter-
nehmen herausgestellt hat. Man findet selten ein Papier,
wo dieser Aspekt so deutlich hervorgehoben wird. Auch
seine Rolle als Wirtschaftskraft von nebenan – denn diese
spielt das Handwerk, gerade im ländlichen Raum – kommt
in dieser Anfrage ganz genau heraus. Das Handwerk ist
das Rückgrat der mittelständischen Wirtschaft, und in vie-
len Bereichen des ländlichen Raums ist es auch noch der
Hauptarbeitgeber.
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(Beifall des Abg. Heinrich Heidel (FDP))

Meine Damen und Herren, das Handwerk nimmt die Her-
ausforderung der Ausbildung an.

Herr Schaus, zu Ihrer These der Ausbildungsplatzumlage.
Es ist schön, dass Sie sie wieder einmal untergebracht ha-
ben.

(Hermann Schaus (DIE LINKE): Ja!)

Eine Ausbildungsplatzumlage führt am Ende nur dazu,
dass die Unternehmen, die es sich leisten können, sich da-
von freikaufen und die Verantwortung noch mehr auf den
Staat, d. h. auf den Steuerzahler, abwälzen.

Das Handwerk – das deutsche, das hessische Handwerk –
bildet über Bedarf aus; und das Handwerk ist darauf stolz.
Sie hören da nie ein Gejammer.

(Beifall bei der FDP)

Meine Damen und Herren, die Ausbildungssituation er-
möglicht auch sehr gute Aufstiegschancen – über die be-
triebliche Ausbildung, über den Meister, bis hin zum Voll-
studium. Wer hat das gemacht, dass ein hessischer Hand-
werksmeister heute ein volles Studium an einer Universität
machen kann? – Das waren CDU und FDP, das waren
nicht Rot und Grün.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Das, was wir mit dem Vergaberecht auch schaffen, ist eine
möglichst große Transparenz. Die Vergabe wird vor allen
Dingen dadurch geprägt, dass ein Wettbewerber weiß, dass
eine Ausschreibung auf dem Markt ist. Transparenz auf
dem Markt zu schaffen, ist die beste Wettbewerbsbedin-
gung, die Sie für das hessische Handwerk schaffen können.
Natürlich spielt dabei die energetische Sanierung eine Rol-
le – das kann man gar nicht wegdiskutieren –, der ganze
Bereich, der aus den erneuerbaren Energien kommt. Natür-
lich ist das für das hessische Handwerk und für viele ande-
re Bereiche der hessischen Volkswirtschaft ein Motor.

Aber bleiben wir doch einmal dabei. Es ist ein hoch sub-
ventionierter Markt, und man muss es ab und zu wieder sa-
gen dürfen: Subventionen wirken wie eine Droge. Sie ma-
chen abhängig. Sie müssen langsam einen Ausstieg schaf-
fen, um auf solch einem Markt nicht wirklich Strukturver-
werfungen zu haben. Sie brauchen einen Paradigmenwech-
sel, und deswegen ist es richtig, dass wir über andere Mo-
delle als das jetzige EEG nachdenken. Es ist volkswirt-
schaftlich geboten, meine Damen und Herren.

(Beifall bei der FDP – Hermann Schaus (DIE LIN-
KE): Ist das jetzt das Thema?)

– Herr Schaus, Sie haben es doch selbst angesprochen. –
Wenn SPD und GRÜNE ihre Blockadepolitik im Bundes-
rat einmal etwas aufgeben würden, dann kämen wir bei der
energetischen Sanierung von Einfamilienhäusern und von
großen Wohnblocks viel schneller weiter. Aber die
Blockadehaltung von SPD und GRÜNEN verhindert an
der Stelle eben auch ein kleines Konjunkturprogramm für
das Handwerk.

Was wir sehen, ist, dass die Messeförderung, die Beschaf-
fungsmärkte, die Exportmärkte und Delegationen heute
längst nicht mehr allein Themen von Wirtschaftsförderung
großer Unternehmen sind. Das ist längst beim Mittelstand
angekommen. Auch das Modell des Huckepacks, das Die-
ter Posch noch auf den Weg gebracht hat, kann gerade für
mittelständische Handwerksbetriebe ein Modell sein, um

auf neuen Märkten Tritt zu fassen. Das ist richtig gemachte
Wirtschaftsförderung; das ist Wirtschaftsförderung, wie sie
bei den Unternehmen auch ankommt.

(Beifall bei der FDP)

Das Handwerk hat auch gezeigt, und das finde ich schön,
dass wir einen Strukturwandel haben. Wir haben heute
Bäckereien mit 500 Mitarbeitern; wir haben einen Elektro-
installationsbetrieb mit 800 Mitarbeitern. Wenn ich die
Diskussion von eben noch einmal aufgreife – die Kollegen
haben mich davor gewarnt –, stelle ich fest: Einer der größ-
ten und wichtigsten Bereiche im hessischen Handwerk, im
Handwerk überhaupt, ist die Leiharbeit. Das Handwerk
käme heute nicht mehr um die Leiharbeit herum. Sie deckt
die Spitzen ab; sie hilft die Konjunkturschwankungen ab-
zufangen. Mal haben sie große Aufträge, mal kleine. Um
diese Schwankungen abzufangen, ist die Zeitarbeit uner-
lässlich, gerade für die Handwerksbetriebe. Damit, die
Leiharbeit gerade in diesem Bereich kaputtzureden, verge-
hen Sie sich dann auch am Handwerk. Wer gegenüber dem
Handwerk permanent Lippenbekenntnisse abgibt, und es
als Rückgrat des Mittelstandes bezeichnet, muss auch zur
Leiharbeit Ja sagen. – Vielen Dank für Ihre Aufmerksam-
keit.

(Beifall bei der FDP und der CDU)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Kollege Lenders. – Für die Landesre-
gierung spricht Herr Staatsminister Rentsch.

Florian Rentsch, Minister für Wirtschaft, Verkehr und
Landesentwicklung:

Frau Präsidentin, meine sehr geehrten Damen und Herren!
Frau Kollegin Waschke, es war teilweise eine sehr interes-
sante Debatte. Herr Brandes war leider nicht mehr bis zum
Schluss da, aber wir werden das gern übermitteln; denn Sie
haben vieles gesagt, aber es hat wenig mit der Situation des
Rückgrats der hessischen Wirtschaft, welches das Hand-
werk nämlich ist, zu tun. Das Handwerk ist für uns einer
der wichtigsten Wirtschaftsmotoren in unserem Land, und
er ist auch einer der Gründe dafür, warum wir uns in den
letzten Jahren als Landesregierung mit den beiden Regie-
rungsfraktionen so immens um das Handwerk gekümmert
haben. Die Zahlen belegen das. Ich will jetzt nicht jede
Zahl wiederholen, aber es gibt drei Punkte, die man noch
einmal herausgreifen muss:

Erstens. Das Handwerk ist der Ausbildungsmotor in Hes-
sen. Ich glaube, das ist auch zwischen den Fraktionen und
der Landesregierung unstreitig. Es ist gesagt worden, ein
Drittel der Auszubildenden, 26 bis 28 %, je nachdem, wie
man rechnet, wird im Handwerk ausgebildet. Das zeigt,
das Handwerk sorgt auch in Zeiten, wo es konjunkturell
teilweise nicht so einfach ist, für die eigene personelle Zu-
kunft, und das ist ein ganz wichtiges Signal.

Zweitens. Das Handwerk hat eine sehr geringe Insolvenz-
quote. Auch das ist ein Grund, der aus meiner Sicht darin
mündet und in der Tatsache begründet ist, dass wir in der
Struktur des Handwerks, auch durch den Meisterbrief, ein-
fach eine hohe Qualität haben. Auch das gilt es in der Zu-
kunft zu sichern.

(Beifall bei der CDU und der FDP)
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Drittens. Das Handwerk schaut in Hessen optimistisch in
die Zukunft. Über 80 % der Betriebe sagen, dass die Lage
besser ist als in den vergangenen Jahren, dass sie zufrie-
denstellend oder besser ist. Hessen hat im Vergleich zu den
anderen Ländern eine höhere Zufriedenheitsrate, was si-
cherlich auch damit zu tun hat – ich will nicht spekulie-
ren –, dass wir als Landesregierung und die Regierungs-
fraktionen sehr eng mit dem Handwerk zusammenarbeiten.

Frau Kollegin Waschke, dann sind wir bei den konkreten
Punkten. Noch einmal zu dem ersten Punkt, dem Mittel-
standsförderungs- und Vergabegesetz. Jetzt bin ich in die-
sem Monat zehn Jahre lang in diesem Parlament, und ich
habe selten für einen Regierungsentwurf oder für ein Frak-
tionsgesetz eine solch optimistische, positive Unterstüt-
zung gehört wie bei diesem Gesetzentwurf, den wir ge-
meinsam vorgelegt haben.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ich frage mich wirklich, wo Sie z. B. beim parlamentari-
schen Abend des Arbeitgeberverbandes des Handwerks ge-
wesen sind, als Herr Präsident Schech relativ offensiv ge-
sagt hat: Dieses Gesetz wird das Handwerk unterstützen,
weil es vom Handwerk genau so, wie es vorgelegt ist, ge-
wünscht wird. – Meine Damen und Herren, wo dort Kritik
aufgetaucht ist, werde ich mit Ihnen gern diskutieren. Ich
bin auch gern bereit, mir diese Presseerklärung anzuschau-
en. Aber das, was wir von den Spitzen des hessischen
Handwerks gehört haben, war eindeutig.

Wir sind froh, dass es eindeutig war, weil wir mit dem Mit-
telstandsförderungs- und Vergabegesetz weitere positive
Rahmenbedingungen dafür schaffen, dass das Handwerk in
der Lage ist, eine gute Arbeit zu machen, dass wir es nicht
bei der Arbeit belästigen oder behindern und dass wir das
Vertrauen, das wir dort im Rahmen des Konjunkturpakets
in Höhe von 1,7 Milliarden €, so viel wie in keinem ande-
ren Land in Deutschland, letztendlich auch geübt haben,
prolongieren und weiterführen,

(Beifall bei der CDU und der FDP)

weil die freihändige Vergabe bis 100.000 € funktioniert,
sie der mittelständischen Wirtschaft in der Region hilft und
wir gerade deshalb ein unbürokratisches Verfahren fortset-
zen, das sich absolut bewährt hat.

Deshalb wäre es schön, wenn auch Sozialdemokraten und
GRÜNE diesem Gesetz, das vom Handwerk konkret gefor-
dert wird, ihre Zustimmung erteilen könnten und das Ge-
setz im Landtag nicht ablehnen würden. Meine sehr geehr-
ten Damen und Herren, wenn Sie hierbei mitmachen wür-
den, wäre den Arbeitsplätzen im Handwerk wirklich gehol-
fen.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Tarek Al-Wazir (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN))

Ein zweiter Punkt ist die energetische Sanierung. Herr Kol-
lege Al-Wazir, Sie waren es ja persönlich, der Herrn Ehin-
ger versprochen hat, die Blockade der A-Länder im Bun-
desrat aufzulösen und Sorge dafür zu tragen, dass die ener-
getische Sanierung in Deutschland steuerlich absetzbar ist.
Wer hat es verhindert? Die GRÜNEN, gemeinsam mit den
Sozialdemokraten.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf von dem
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN)

– Dann versprechen Sie es doch dem Handwerk nicht und
sagen nichts zu, was Sie zum Schluss nicht halten können.

Warum verhindern Sie denn etwas aus parteipolitischen
Gründen, was der Umwelt und dem Handwerk in diesem
Land helfen würde, meine sehr geehrten Damen und Her-
ren? Warum tun Sie das dann? Wenn Sie so viel Einfluss
haben, wie Sie gelegentlich vorgeben, dann machen Sie
ihn doch geltend. Es hätte dem Handwerk wirklich gehol-
fen und der Umwelt im Übrigen auch.

(Beifall bei der CDU und der FDP – Zuruf des Abg.
Torsten Warnecke (SPD))

Insofern haben wir noch viele Probleme zu lösen. Energeti-
sche Sanierung ist dabei sicherlich ein Thema. Herr Kolle-
ge Klose hat es in seiner Rede ja sehr breit gesagt. Ich
glaube, da sind wir auch einer Meinung. Da könnten wir
viel mehr machen, und vielleicht hat die A-Länder-Seite
nach dem Wahlkampf ein Einsehen und wird bei diesem
Punkt einlenken. Das Handwerk hat im Rahmen der kon-
junkturellen Probleme, die wir als stark exportorientiertes
Land natürlich zu befürchten haben, ebenfalls Auswirkun-
gen zu befürchten. Deshalb war es so wichtig – das kommt
in den Gesprächen mit dem Handwerk klar heraus –, dass
wir in einem sehr schwierigen Jahr 2010 gemeinsam Sorge
dafür getragen haben, dass mit unserem eigenen hessischen
Konjunkturpaket dem Handwerk Beschäftigung vor Ort er-
möglicht wurde – 1,7 Milliarden €, meine Damen und Her-
ren. Das war auch eine Partnerschaft, die sich gelohnt hat.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Ein weiterer Punkt ist das Thema § 121 HGO. Ich will es
auch deshalb sagen, weil wir in diesem Parlament gele-
gentlich Gemeinsamkeiten erwähnen. Aber wir sollten
auch gemeinsam die Unterschiede herausarbeiten.

(Janine Wissler (DIE LINKE): Darin sind wir in die-
sem Parlament gut!)

– Ja, da sind wir nicht schlecht, Frau Kollegin Wissler.
Aber an der Stelle lohnt es sich auch, weil wir auf der Seite
des Handwerks stehen,

(Beifall bei der FDP und bei Abgeordneten der
CDU)

wenn das Handwerk sagt: Achtet darauf, dass die Wirt-
schaft in Hessen die Arbeit macht, nämlich dort, wo Wert-
schöpfung stattfindet und wo Steuern gezahlt werden, und
dass diese Arbeiten nicht vom Staat übernommen werden.
– Deshalb war es beim Thema § 121 HGO so wichtig, in
diesem Land konsequent zu bleiben, es nicht aufzuwei-
chen, sondern klar zu sagen: „Wirtschaft bleibt Wirtschaft,
Staat bleibt Staat“, und hier eine saubere Trennlinie zu ver-
einbaren. Auch da sind wir Partner des Handwerks, wenn
es um diese Frage geht.

(Beifall bei der FDP)

Ein weiterer Punkt ist mir auch besonders wichtig, nämlich
das Thema Fachkräfte. Ich habe es gesagt: Das Handwerk
sorgt mit einer starken Ausbildungsquote selbst dafür, dass
es eine ordentliche Anzahl von Fachkräften durch Auszu-
bildende gibt. Aber wir waren vor Kurzem gemeinsam mit
der IHK-Familie und der Handwerkskammerfamilie – Prä-
sident Ehinger selbst war dabei – in Madrid. Als wir mit
dem dortigen Handwerk diskutiert haben, war eigentlich
klar, was in Madrid und in den Ländern fehlt, in denen es
eine hohe Jugendarbeitslosenquote gibt: Es fehlt die duale
Ausbildung, und es fehlt auch der Meister.

Die duale Ausbildung ist Garant dafür, dass wir in
Deutschland eine geringere Jugendarbeitslosenquote ha-
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ben, weil Qualität in der Ausbildung vor Arbeitslosigkeit
schützt.

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Herr Staatsminister, ich muss Sie an die Redezeit der Frak-
tionen erinnern.

Florian Rentsch, Minister für Wirtschaft, Verkehr und
Landesentwicklung:

Vielen Dank, Frau Präsidentin. – Diese duale Ausbildung –
Madrid ist Modellregion in Spanien für duale Ausbildung
– sorgt nun mit hessischer Hilfe hoffentlich auch in Zu-
kunft dafür, dass dort eine Veränderung eintritt. Aber das
ist ein weiter Weg, den wir uns dort vorgenommen haben.

Als wir dort mit Handwerk und Betrieben diskutiert haben,
gab es mehrere Fragen: Erstens. Warum gibt es für Auszu-
bildende bei euch überhaupt Geld? Was ist der Grund? Die
können doch noch gar nichts. – Diese gewachsene Historie
in Deutschland, Sorge dafür zu tragen, dass Ausbildung
dual funktioniert und Betriebe dabei Verantwortung über-
nehmen, liegt dort nicht vor. Ein zweiter Grund war die
Aussage der zuständigen Ministerin: Was in Spanien fehlt,
ist derjenige, der die Ausbildung leitet; es fehlt der Meis-
ter.

Deshalb sollte bei uns in Deutschland und gerade auch in
Hessen die Diskussion um den Meisterbrief eigentlich an-
dersherum geführt werden. Wir sollten uns nicht mit der
Europäischen Union darüber unterhalten, wo wir den
Meisterbrief oder den Meister nicht brauchen, sondern wir
sollten mit der Europäischen Union darüber reden, dass die
Europäische Union dieses Modell des Meisters braucht.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Handwerksbrief und Handwerksmeister sind ein Erfolgs-
modell. Deshalb haben wir mit dem Handwerk vereinbart,
dass wir die Systeme auch europäisch spielen werden, mit
dem Europaminister und der Landesregierung. Wir wollen
Sorge dafür tragen, dass der Meisterbrief auch in Europa
als Qualitätssiegel für besonders hohe Qualität sozusagen
mehr Konjunktur bekommt. Wenn uns das gelingt, wäre
das auch ein Erfolg für die hessische Handwerkspolitik.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Zum Schluss möchte ich sagen, dass es wohl viele Ge-
meinsamkeiten gibt. Vorhin ist gerügt worden, dass das
Handwerk eine Imagekampagne durchführt. Ich finde, die-
se Imagekampagne ist eine gute. Sie hat den Slogan: „Wir
sind Handwerker. Wir können das.“ Für uns gilt: Wir sind
Landesregierung. Wir auch. – Herzlichen Dank.

(Beifall bei der CDU und der FDP)

Vizepräsidentin Ursula Hammann:

Vielen Dank, Herr Staatsminister. – Es liegen keine weite-
ren Wortmeldungen vor. Damit sind wir am Ende der Aus-
sprache. Ich stelle fest, dass die Große Anfrage besprochen
wurde.

Wir kommen zum Tagesordnungspunkt 46:

Beschlussempfehlungen der Ausschüsse zu Petitionen
– Drucks. 18/6956 –

Nach Mitteilungen der Fraktionen sollen folgende Petitio-
nen getrennt abgestimmt werden: Das sind die Petitionen
Nr. 2879/18, 4118/18, 4102/18 und 4141/18. Ich lasse jetzt
über diese vier Petitionen getrennt abstimmen.

Wer der Beschlussempfehlung zu Petition Nr. 2879/18 sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU, FDP,
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt dagegen? –
Niemand. Wer enthält sich? – Das sind die Fraktionen der
SPD und DIE LINKE. Damit ist diese Beschlussempfeh-
lung angenommen worden.

Wer der Beschlussempfehlung zu Petition Nr. 4118/18 sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU, FDP und
SPD. Wer stimmt dagegen? – Das sind die Fraktionen
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und DIE LINKE. Damit ist
diese Beschlussempfehlung angenommen worden.

Wer der Beschlussempfehlung zu Petition Nr. 4102/18 sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind die Fraktionen von CDU, FDP, SPD
und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt dagegen?
– Das ist die Fraktion DIE LINKE. Damit ist auch diese
Beschlussempfehlung angenommen worden.

Wer der Beschlussempfehlung zu Petition Nr. 4141/18 sei-
ne Zustimmung geben möchte, den bitte ich um das Hand-
zeichen. – Das sind CDU, FDP, SPD und BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt dagegen? – Das ist die
Fraktion DIE LINKE. Damit ist auch diese Beschlussemp-
fehlung angenommen worden.

Ich möchte dann über die Beschlussempfehlungen, Drucks.
18/6956, im Ganzen abstimmen lassen. Wer stimmt ihnen
zu? – Das sind alle Fraktionen im Hessischen Landtag.
Vielen Dank.

Wir kommen zur Abstimmung der Beschlussempfehlungen
ohne Aussprache. Auf Berichterstattung kann verzichtet
werden. Ist das so? – Dann handhaben wir das auch so.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 30 auf. Das ist die Be-
schlussempfehlung Drucks. 18/6900 zu Drucks. 18/6179.
Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen kann, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Das sind die Fraktionen von
CDU, FDP und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN. Wer stimmt
dagegen? – Niemand. Wer enthält sich? – Das sind die
Fraktionen der SPD und DIE LINKE. Damit ist diese Be-
schlussempfehlung angenommen worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 31 auf. Das ist die Be-
schlussempfehlung Drucks. 18/6901 zu Drucks. 18/6548.
Wer dieser Beschlussempfehlung seine Zustimmung geben
kann, den bitte ich um das Handzeichen. – Das sind die
Fraktionen von CDU und FDP. Wer stimmt dagegen? –
Das ist niemand. Wer enthält sich? – Das sind die restli-
chen Fraktionen im Landtag. Damit ist diese Be-
schlussempfehlung angenommen worden.

Ich rufe Tagesordnungspunkt 45 auf. Das ist die Be-
schlussempfehlung Drucks. 18/6978 zu Drucks. 18/6555.
Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen kann, den bit-
te ich um das Handzeichen. – CDU und FDP. Wer ist da-
gegen? – Das sind die übrigen Fraktionen des Landtags.

Kommen wir zu Tagesordnungspunkt 52. Das ist die Be-
schlussempfehlung Drucks. 18/7032 zu Drucks. 18/6858.
Wer dieser Beschlussempfehlung zustimmen kann, den bit-
te ich um das Handzeichen. – Das sind CDU und FDP.
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Wer stimmt dagegen? – Das sind die restlichen Fraktionen
des Landtags. Damit ist auch diese Beschlussempfehlung
angenommen worden.

Damit sind wir am Ende der Beschlussempfehlungen.

Ich möchte Sie noch auf zwei Veranstaltungen hinweisen,
die heute Abend stattfinden. Zum einen ist es der parla-
mentarische Abend der Arbeitsgemeinschaft der Woh-
nungs- und Immobilienverbände, AWI. Die Veranstaltung
findet im Restaurant des Hessischen Landtags um 19 Uhr
statt.

Die zweite Veranstaltung ist das 60-jährige Jubiläum des
Büros für Staatsbürgerliche Frauenarbeit e. V., Büro F. Sie
findet um 19:30 Uhr im Medienraum und in der Eingangs-
halle statt.

Damit sind wir am Ende der heutigen Tagesordnung. Ich
schließe die Sitzung. Wir sehen uns morgen wieder. Ich
wünsche Ihnen einen schönen Abend. – Vielen Dank.

(Schluss: 18:31 Uhr)
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Anlage (zu Tagesordnungspunkt 38)

Abstimmungsliste über die namentliche Abstimmung

zu dem Antrag der Fraktionen der SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN betreffend Pläne des Bundes zur
Fracking-Erleichterung stoppen – für ein bundesweites Moratorium – Drucks. 18/7011 –

Name
der/des Abgeordneten

Frak-
tion

ja nein ent-
halten

gefehlt

Al-Wazir, Tarek GRÜNE x
Arnold, Dr. Walter CDU x
Bächle-Scholz, Sabine CDU x
Banzer, Jürgen CDU x
Bartelt, Dr. Ralf-Norbert CDU x
Bauer, Alexander CDU x
Bellino, Holger CDU x
Beuth, Peter CDU x
Blechschmidt, Dr. Frank FDP x
Blum, Leif FDP x
Bocklet, Marcus GRÜNE x
Boddenberg, Michael CDU x
Bouffier, Volker CDU x
Büger, Dr. Mattias FDP x
Cárdenas, Barbara LINKE x
Caspar, Ulrich CDU x
Decker, Wolfgang SPD x
Dietz, Klaus CDU x
Dorn, Angela GRÜNE x
Döweling, Mario FDP x
Eckert, Tobias SPD x
Enslin, Ellen GRÜNE x
Erfurth, Sigrid GRÜNE x
Faeser, Nancy SPD x
Feldmayer, Martina GRÜNE x
Frankenberger, Uwe SPD x
Franz, Dieter SPD x
Frömmrich, Jürgen GRÜNE x
Fuhrmann, Petra SPD x
Gerling, Alfons CDU x
Gnadl, Lisa SPD x
Greilich, Wolfgang FDP x
Gremmels, Timon SPD x
Grumbach, Gernot SPD x
Grüttner, Stefan CDU x
Habermann, Heike SPD x
Hahn, Jörg-Uwe FDP x
Hammann, Ursula GRÜNE x
Heidel, Heinrich FDP x
Heinz, Christian CDU x
Henzler, Dorothea FDP x
Herr, Dr. Norbert CDU x
Hofmann, Heike SPD x
Hofmeyer, Brigitte SPD x
Honka, Hartmut CDU x
Irmer, Hans-Jürgen CDU x
Kahl, Reinhard SPD x
Kartmann, Norbert CDU x
Kaufmann, Frank-Peter GRÜNE x
Klaff-Isselmann, Irmgard CDU x
Klee, Horst CDU x
Klein (Freigericht), Hugo CDU x
Klose, Kai GRÜNE x
Krüger, Fritz-Wilhelm FDP x
Kühne-Hörmann, Eva CDU x
Landau, Dirk CDU x
Lannert, Judith CDU x
Lenders, Jürgen FDP x
Lentz, Monika GRÜNE x

Name
der/des Abgeordneten

Frak-
tion

ja nein ent-
halten

gefehlt

Lenz, Aloys CDU x
Lortz, Frank CDU x
Lotz, Heinz SPD x
Mack, Daniel GRÜNE x
May, Daniel GRÜNE x
Merz, Gerhard SPD x
Mick, Hans-Christian FDP x
Müller (Kassel), Karin GRÜNE x
Müller (Schwalmstadt), Regine SPD x
Müller (Gelnhausen), Dr. Rolf CDU x
Müller (Heidenrod), Stefan FDP x
Neipp, Karin CDU x
Noll, Alexander FDP x
Ooyen, Willi van LINKE x
Öztürk, Mürvet GRÜNE x
Paulus, Jochen FDP x
Pauly-Bender, Dr. Judith SPD x
Pentz, Manfred CDU x
Peuser, Helmut CDU x
Posch, Dieter FDP x
Quanz, Lothar SPD x
Ravensburg, Claudia CDU x
Reif, Clemens CDU x
Rentsch, Florian FDP x
Reuscher, Wilhelm FDP x
Reuter, Dr. Michael SPD x
Rock, René FDP x
Roth, Ernst-Ewald SPD x
Rudolph, Günter SPD x
Schäfer-Gümbel, Thorsten SPD x
Schaus, Hermann LINKE x
Schmitt, Norbert SPD x
Schneider, Jan CDU x
Schork, Günter CDU x
Schott, Marjana LINKE x
Schulz-Asche, Kordula GRÜNE x
Schwarz, Armin CDU x
Seyffardt, Hans-Peter CDU x
Siebel, Michael SPD x
Spies, Dr. Thomas SPD x
Stephan, Peter CDU x
Sürmann, Frank FDP x
Tipi, Ismail CDU x
Utter, Tobias CDU x
Wagner (Lahntal), Dr. Christean CDU x
Wagner (Taunus), Mathias GRÜNE x
Wallmann, Astrid CDU x
Warnecke, Torsten SPD x
Waschke, Sabine SPD x
Weimar, Karlheinz CDU x
Weiß, Marius SPD x
Wiegel, Kurt CDU x
Wiesmann, Bettina CDU x
Wilken, Dr. Ulrich LINKE x
Wintermeyer, Axel CDU x
Wissler, Janine LINKE x
Wolff, Karin CDU x
Ypsilanti, Andrea SPD x
Zech, Helmut von FDP x
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